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1 Schutz und Risiken für Persönlichkeitsrecht 
und Privatsphäre 

Der Berichtszeitraum wurde von vier grundsätzlichen 
Entwicklungen geprägt: 

— eine nachdenklich stimmende Ausweitung des 
rechtlichen und tatsächlichen Instrumentariums 
zur Kontrolle und Überwachung der Bürger in der 
Bundesrepublik Deutschland durch vermehrte 
Erhebung, Speicherung, Verknüpfung und Aus- 

wertung ihrer Daten (s. u. 1.1) 

-- zunehmende Erhebung, Verarbeitung und Nut- 

zung personenbezogener Daten aufgrund von Ent- 
scheidungen der EG (s. u. 1.2} 

— eine deutliche Verschärfung der öffentlichen Dis- 
kussion über „den Datenschutz” insgesamt (s. u. 

1.3) 

— die erfreulich verlaufene Einführung des Daten- 
schutzes als Schutz des Persönlichkeitsrechts und 
der Privatsphäre in den neuen Ländern (s. u. 1.4) 

1.1 Ausweitung des rechtlichen und tatsächlichen 
Instrumentariums zur Kontrolle und 
Überwachung 

In manchen öffentlichen und veröffentlichten Mei- 
nungen scheint die Ansicht weit verbreitet, der demo- 

kratische Rechtsstaat Bundesrepublik Deutschland 
sei eine Art „Nachtwächterstaat”, in dem Straftäter 
und Betrüger ziemlich ungestört ihr Unwesen treiben 
könnten. Straftäter hätten nur geringes Risiko, ent- 
deckt zu werden. Betrüger könnten sich Sozialleistun- 
gen und Subventionen erschleichen, ohne daß die 

verantwortlichen Stellen etwas dagegen unternäh- 
men. Und als Grund dafür wird häufig — zu Unrecht — 

der Datenschutz genannt. Die rechtliche und tatsäch- 
liche Entwicklung im Berichtszeitraum macht deut- 
lich, daß dieses Vorurteil falsch ist. Die rechtlichen 

und tatsächlichen Möglichkeiten zur Kontrolle und 

Überwachung des Verhaltens der Bürger sind in den 
letzten Jahren nämlich kräftig ausgebaut und perfek- 
tioniert worden. Einige Beispiele mögen das verdeut- 
lichen: 

— Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Asylverfah- 
rens vom 26. Juni 1992 (BGBl. IS. 1126) wurde 
bestimmt, daß künftig erkennungsdienstliche 
Maßnahmen bei nahezu allen Asylbewerbern 

durchzuführen und die so gewonnenen Unterla- 
gen beim Bundeskriminalamt aufzubewahren sind 
sowie unter bestimmten Voraussetzungen auch 
zur Strafverfolgung genutzt werden dürfen (s. u. 
4.2). 

— Das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rausch- 
gifthandels und anderer Erscheinungsformen der 
Organisierten Kriminalität vom 15. Juli 1992 

(BGBl. 1 S. 1302) hat zum Zweck der Strafverfol- 
gung Rechtsgrundlagen für die Rasterfahndung, 
den Einsatz verdeckter Ermittler, die Anwendung 
technischer Observationsmittel und die polizeili- 

che Beobachtung geschaffen (s. u. 5.1). 
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— Mit dem Gesetz über die Errichtung eines Bundes- 

ausfuhramtes vom 28. Februar 1992 (BGBl.1S. 376) 

wurde die Rechtsgrundlage für die Einrichtung des 
Bundesausfuhramtes geschaffen. Das Gesetz ver- 
folgt das Ziel, die Kontrolle des Außenwirtschafts- 

verkehrs zu intensivieren (s. u. 7.1). 

—- Das Gesetz zur Änderung des Außenwirtschafts- 

geseizes, des Strafgesetzbuches und anderer 

Gesetze vom 28. Februar 1992 (BGBl. 1S. 372) hat 

erstmals die Überwachung des Brief-, Post- und 
Fernmeldeverkehrs zur Kontrolle des Außenwirt- 
schaftverkehrs eingeführt und die Befugnis dazu 
dem Zollkriminalamt übertragen (s. u. 26.1). 

— Das sogenannte Zinsabschlaggesetz vom 9. No- 

vermber 1992 (BGBi. I S. 1853) hat bestimmt, daß 
die zum Abzug von Steuern auf Zinseinkünfte 

Verpflichteten (z. B. Kreditinstitute) dem Bundes- 
amt für Finanzen auf Anforderung die Daten aus 

allen Freistellungsanträgen ihrer Kunden mitzu- 
teilen haben (s. u. 6.2). 

— Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz vom 21. De- 

zember 1992 (BGBl. IS. 2226) wurden neue Daten- 

übermittlungen zugelassen und bestehende aus- 
geweitet. Damit wurden auch die Möglichkeiten 

für Kontrollen von Leistungsempfängern und von 
abrechnenden Ärzten/Zahnärzten verstärkt (s. u. 

12.1). 

— Durch Gesetz vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I 

S. 2044) wurde in $ 132a des Arbeitsförderungsge- 

setzes festgelegt, daß und unter welchen Voraus- 
setzungen die Bundesanstalt für Arbeit bei 
Betriebsprüfungen Daten für einen automatisier- 
ten Datenabgleich mit ihrer Leistungsdatei erhe- 
ben darf (s. u. 11.1). 

— Mit dem gleichen Gesetz wurde die Bundesanstalt 
für Arbeit ermächtigt, einmalig bei ihr vorhandene 
Leistungsdaten mit Daten bei Trägern früherer 
Sonderversorgungssysteme der ehemaligen DDR 

und der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte abzugleichen (s. u. 11.1 letzter Absatz). 

Viele Anzeichen sprechen dafür, daß die Tendenz zur 
stärkeren Kontrolle und Überwachung der Bürger sich 
aus den unterschiedlichsten Gründen fortsetzen und 
noch verstärken wird. Auch dafür einige Beispiele: 

-—— Im Deutschen Bundestag wird zur Zeit der Entwurf 

eines Gewinnaufspürungsgesetzes — Drucksache 
12/2704 — beraten, das die Verwertung der 
Gewinne aus Straftaten erschweren und damit den 
Anreiz zu Straftaten, die auf Gewinn zielen, neh- 
men soll. Meine Bemühungen richteten sich dar- 
auf, die darin vorgesehen nachhaltigen Eingriffe in 
die Rechte Nichtverdächtiger auf das unbedingt 
erforderliche Maß zu begrenzen ({s. u. 5.1.2). 

— Kurz vor Redaktionsschluß erfuhr ich, daß dem 
Deutschen Bundestag zur Zeit der Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsoli- 

dierungsprogramms — Drucksache 12/4401 — 
vorliegt. Dieser soll — ohne nähere Begründung — 
den erst zum 1. Januar 1993 in Kraft getretenen 
& 132a AFG (s.o.) aufheben und durch einen 

$ 150a AFG ersetzen. Der Gesetzentwurf be-
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schränkt die in den Datenabgleich einzubeziehen- 
den Daten nicht mehr auf einen bestimmten 
Datenkatalog und schreibt auch die Zweckbin- 
dung der so gewonnenen Daten nicht fest. Zudem 
sollen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und alle aufdem 

Betriebsgrundstück angetroffenen Personen ver- 
pflichtet werden, unter anderem Auskünfte über 

Tatsachen zu erteilen, die darüber Aufschluß 

geben, ob Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit 
zu Unrecht bezogen werden oder wurden. 

— Mit dem gleichen Gesetzentwurf soll durch Ände- 
rung des Sozialhilfegesetzes auch ein regelmäßi- 

ger Datenabgleich zwischen den Trägern der So- 
zialhilfe einerseits sowie der Bundesanstalt für 
Arbeit und den Rentenversicherungsträgern ande- 
rerseits eingeführt werden. Darüber hinaus sollen 
weitreichende Verfahren zur Übermittlung erfor- 

derlicher Informationen an die Träger der Sozial- 
hilfe eingeführt werden. 

— Der Bundesrechnungshof fordert einen Abgleich 
der Datenbestände über Versorgungs- und Renten- 
leistungen. Falls dessen dringende Notwendigkeit 
im überwiegenden Interesse der Allgemeinheit 
wirklich dargelegt werden kann, wäre für die 
Zulässigkeit des Abgleichs eine gesetzliche Rege- 
lung erforderlich (s. u. 13.2). 

— die Europäische Gemeinschaft veranlaßt zuneh- 
mend die Erhebung und Verarbeitung personen- 
bezogener Daten sowie deren Nutzung für Kon- 
trollzwecke {s. u. 1.2). 

Die tatsächliche Bedeutung dieser Entwicklung kann 
man nur ermessen, wenn man sich vor Augen führt, 

daß gleichzeitig neue oder weit [eistungsfähigere 
Verfahren zur automatisierten Datenverarbeitung, 

insbesondere zu sogenannten Datenabgleichen, ge- 

schaffen worden sind oder — wo sie bereits vorhanden 

waren — weit intensiver genutzt werden. Beispiele 
dafür sind: 

— Am 3. Dezember 1992 hat das Bundeskriminalamt 
die erste Ausbaustufe des neuen Automatisierten 
Fingerabdruck-Identifizierungssystems AFIS in 
Betrieb genommen. Es ermöglicht die automati- 
sierte Verformelung aller Fingerabdrücke eines 
Datensatzes in ca. 2 bis 3 Minuten und ist damit 
etwa 30mal schneller als das bisherige halbauto- 
matische Verfahren. Schon jetzt können mit dem 
neuen Verfahren jährlich etwa 550 000 Datensätze 

verformelt werden. Nach Presseberichten ist — je 
nach Entwicklung der Asylbewerberzahlen — ein 
Ausbau um weitere 200 000 Datensätze pro Jahr 
möglich (s. u. 24.3). 

— Das Zollkriminalamt hat im Berichtszeitraum das 

zur Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs 

im Jahr 1991 eingerichtete Datenverarbeitungssy- 

stem KOBRA (s. 13. TB S. 71f.) weiter ausge- 

baut. 

— Mit dem Verfahren DALEB der Bundesanstalt für 

Arbeit wird die Datei der Versicherten (sie umfaßt 
etwa 40 Millionen Personen) mit der etwa 10,5 Mil- 

lionen Personen speichernden Leistungsbezieher- 
datei laufend abgeglichen. Nach Mitteilung der 
Bundesanstalt für Arbeit konnten im Jahr 1992   

damit mehr als 300 000 Fälle ermittelt werden, in 

denen der Verdacht bestand, daß Leistungsbezie- 

her versicherungspflichtig beschäftigt waren. 

— Im Rahmen der auf $ 132a AFG gestützten 
Betriebsprüfungen wurden nach Mitteilung der 

Bundesanstalt für Arbeit im Jahr 1992 940 000 
Lohnkonten überprüft (s. u. 11.1). 

— Die Stammsatzdatei des Verbandes Deutscher 

Rentenversicherungsträger, in der etwa 84 Millio- 

nen Datensätze mit personenbezogenen Daten 
gespeichert sind, wird anscheinend zunehmend 

als eine Art zentrales Melde- und Auskunftsregi- 
ster genutzt, was der Gesetzgeber nicht gewollthat 

(s. u. 13.1). 

— Demnächst wird auf dem Flughafen Frankfurt ein 
Versuch beginnen, in dem ein Verfahren zur 

automatisierten Personenkontrolle mit Hilfe von 
biometrischen Daten getestet werden soll (s. u. 
25.3). 

— In dem immer weiter ausgebauten ISDN-Telefon- 
netz werden — für eine bestimmte Zeit — die 
Verbindungsdaten der Telefongespräche gespei- 
chert. Das gibt der nach $ 12 des Fernmeldeanla- 
gengesetzes bestehenden Pflicht zur Auskunftser- 
teilung in Strafverfahren eine völlig neue Dimen- 
sion. 

— Die technische Ausgestaltung der sich immer mehr 
ausweitenden Funktelefonnetze gestattet es dem 
Netzbetreiber, sobald der Kunde seine Berechti- 

gungskarte in das Gerät eingeführt und sich „ein- 
gebucht” hat, jederzeit den Standort des Telefons 
— und damit des Kunden — festzustellen. 

Diese Liste ließe sich leicht verlängern. 

Ich erwähne dies alles nicht, um den Gesetzgeber und 

die für die Einrichtung von Datenverarbeitungssyste- 

men Verantwortlichen zu kritisieren, sondern mit dem 
Ziel einer objektiven Darstellung der für Persönlich- 
keitsrecht und Privatsphäre bedeutsamen Entwick- 
lung im Berichtszeitraum. Für fast alle aufgeführten 
Rechtssetzungsakte und Maßnahmen gibt es gute 
Gründe. An der Vorbereitung der meisten Maßnah- 
men war ich beteiligt. Dabei habe ich die Vorhaben 
kritisch auf ihre Notwendigkeit hinterfragt. Soweit 
diese plausibel dargelegt wurde, habe ich einer 
Rechtssetzung oder Maßßnahme nicht widersprochen, 

sondern begleitende Schutzvorkehrungen gefordert, 

um zu gewährleisten, daß das Recht auf informatio- 

nelle Selbstbestimmung — entsprechend der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts — nur im 

überwiegenden Allgemeininteresse und nur in dem 
dafür erforderlichen Umfang eingeschränkt wird. 

Diese von mir geforderten Schutzvorschriften sollen 
den unverdächtigen Bürger vor nicht gerechtfertigten 
Eingriffen in sein Persönlichkeitsrecht und seine Pri- 
vatsphäre bewahren — nicht den Täter. 

Ich habe Sorge, daß der beschrittene Weg zu intensi- 

verer Kontrolle und Überwachung, insbesondere zum 
Abgleich der verschiedensten Datenbestände, auch 

unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung zu 

immer neuen Forderungen nach solchen oder wenig- 
stens vergleichbaren Maßnahmen führt, die dannz. B. 
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jede Ausgabe einer öffentlichen Körperschaft erfas- 

sen. Und mit einer gewissen Logik liegt bereits die 

Forderung auf dem Tisch, derartige Kontrollen auch 
auf die öffentlichen Einnahmen zu erstrecken. Wird 
dieser Weg ungebrermst fortgesetzt, könnte sich aus 

einer Unsumme von automatisierten Dateien und aus 

einem Netz von Datenabgleichen, das schließlich alle 
Bürger und fast alle ıhre Lebensbereiche erfaßt, der 

— jedenfalls wirtschaftlich und finanziell — „gläserne 
Bürger” ergeben. Deshalb muß bei jeder Forderung 
nach neuen Datenabgleichen — so plausibel sie für 
sich allein erscheint — eine Gesamtbetrachtung der 

Möglichkeiten zu Eingriffen in Persönlichkeitsrecht 
und Privatsphäre unserer Bürger erfolgen, und esmuß 
geprüft werden, ob nicht ein Verzicht auf eine solche 
Maßnahme die im Interesse des Gemeinwohls insge- 
samt bessere Lösung wäre. 

Oft gıbt es für die Lösung einer Sachfrage oder eines 
Problems mehrere Möglichkeiten. Sie sind im sachli- 
chen Ergebnis oft fast gleichwertig, unter Aspekten 
des Schutzes der Persönlichkeit und der Privatsphäre 

aber nichtselten sehr unterschiedlich zu bewerten. Ich 
empfehle in solchen Fällen dringend, schon früh auch 

die datenschutzrechtlichen Folgen in den Entschei- 
dungsprozeß einzubeziehen. Was damit gemeint ist, 

zeigt deutlich die Diskussion um die Autobahnge- 
bühr: Ob eine solche eingeführt werden sol, ist eine 
verkehrs- und finanzpoltische Frage, zu der ich mich 
nicht äußere. Von erheblicher Bedeutung für Persön- 

lichkeitsrecht und Privatsphäre ist aber, wie eine 

solche Gebühr erhoben werden soll. Wird sie — wiein 
der Schweiz — mit einer für einen bestimmten Zeit- 
raum geltenden Vignette oder mit Hilfe einer Karte, 

deren Wert „abgefahren“ wird, erhoben, entstehen 

kaum Risiken für das Persönlichkeitsrecht. Soll dage- 

gen mit Hilfe eines in jedes Kraftfahrzeug einzubau- 
enden kleinen Senders jedes Auffahren und Verlas- 

sen einer Autobahn zentral registriert werden, so 
entstehen Bewegungsbilder für das betreffende Kraft- 
fahrzeug und seinen Fahrer, die einen erheblichen 

und für den verfolgten Zweck absolut unnötigen 
Eingriff in das Persönlichkeitsrecht darstellen. 

1.2 Zunehmende Erhebung, Verarbeitung und 

Nutzung personenbezogener Daten aufgrund 

von Entscheidungen der EG 

Die Europäische Gemeinschaft fordert von ihren Mit- 
gliedstaaten in zunehmendem Umfang, personenbe- 
zogene Daten für Gemeinschaftszwecke zu erheben, 
zu verarbeiten und zu nutzen. Zentrale automatisierte 
Datenverarbeitungssysteme werden geschaffen, um 

einen gleichmäßigen gemeinschaftsweiten Informa- 
tionsstand zu sichern oder der Kommission die Aus- 
übung von Kontroll- und Überwachungsaufgaben zu 
ermöglichen oder zu erleichtern. Die Mitgliedstaaten 

müssen dafür die — oft auch personenbezogenen — 
Daten an Gemeinschaftseinrichtungen übermitteln. 

Im einzelnen ist zur Skizzierung dieser Entwicklung 

auf folgendes hinzuweisen: 

— Die Einrichtung des Schengener Informationssy- 

stems SIS (vgl. 12. TB S. 95 f) ist bereits weit 

gediehen. Infolge des Beitritts von Spanien, Portu- 
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gal, Italien und Griechenland wird es sich auf alle 
kontinentalen EG-Mitglieder — außer Däne- 

mark — erstrecken (s. u. 24.1.2). 

— In Ergänzung des Schengener Informationssy- 

stems soll ein Europäisches Informationssystem 
EIS errichtet werden, dem auch Dänemark, Irland 

und das Vereinigte Königreich angehören sollen 
(s. u. 24.2.1). 

— Im Dezember 1991 hat der Europäische Rat in 

Maastricht die Schaffung eines Europäischen Kri- 
minalpolizeiamtes EUROPOL beschlossen. Im 

Endausbau soli dieses Amt ein gemeinschaftswei- 

tes Informationssystem zur Bekämpfung des Terro- 

rismus, des illegalen Drogenhandels und anderer 
schwerwiegender Formen der Kriminalität betrei- 
ben (s. u. 24.2.2). 

— Die EG-Mitgliedstaaten beabsichtigen die Einrich- 
tung eines gemeinsamen automatisierten Zollin- 

formationssysiems CIS (Customs Information Sy- 
stem), das die Zollverwaltungen bei der Verhinde- 
rung, Ermittlung und Verfolgung schwerwiegen- 
der Zuwiderhandlungen gegen nationale Zollbe- 

stimmungen unterstützen soll, die dem Schutz der 

öffentlichen Sicherheit oder der Bekämpfung der 
Geldwäsche dienen (s. u. 26.3). 

— Über die Einführung eines europaweiten Systems 
zur Erfassung der Fingerabdrücke von Asylbewer- 
bern — EURODAC — wird diskutiert (s. u. 33.4). 

— Die von der EG beschlossene neue Struktur der 
Agrarförderung macht es notwendig, daß über 
jeden landwirtschaftlichen Betrieb detaillierte An- 

gaben erhoben und verarbeitet werden. In den 
Agrarverwaltungen der Länder werden daher 
umfangreiche und tiefgegliederte Datensammlun- 
gen entstehen. Diese Sammlungen sollen nach 
einer einschlägigen EG-Regelung auch zur Kon- 
trolle der landwirtschaftlichen Betriebe, u. a. mit 
Hilfe von Luftbildern und Satellitenaufnahmen, 
genutzt werden (s. u. 8.1). 

— Die Zahlungsvorgänge aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 

schaft müssen der EG-Kommission zur Prüfung des 
Rechnungsabschlusses mitgeteilt werden, im Falle 
von Stichproben auch in personenbezogener Form 
(s. u. 6.8). 

— Die EG-Kommission beabsichtigt, in Form einer 
zentralen Datenbank ein EG-Zollinformationssy- 
stem einzurichten, um die ordnungsgemäße 

Anwendung der von der EG erlassenen Zoll- und 
Agrarregelungen zu gewährleisten (s. u. 6.7.1). 

— Die EG aktiviert ihre Statistik und strebt dabei 
Regelungen an, die das Statistikgeheimnis verlet- 
zen würden (s. u. 23.1 und 23.1.1). 

Es ist unübersehbar, daß die Europäische Gemein- 

schaft auch zur Informations- und Datengemeinschaft 
wird. Es muß also beachtet werden, daß das dabei 

entstehende System von Kontrollen und Überwachun- 
gen zu den nationalen Kontrollmechanismen hinzu- 

tritt, so daß sich die Einschränkungen des Persönlich- 

keitsrechts und der Privatsphäre der Bürger vervielfa- 
chen.
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1.3 Verschärfung der öffentlichen Diskussion über 
den Datenschutz insgesamt 

Im Berichtszeitraum bin ich wegen der in Ausübung 

meines Amtes vertretenen Position aus dem politi- 

schen Raum auch persönlich angegriffen worden. Mir 

wurde vorgeworfen, die Privatsphäre des Verbrechers 
a priori vor dem Staat schützen zu wollen. Dies wurde 
als skandalös bezeichnet. Was war der Hinter- 
grund? 

Im Zusammenhang mit der Erörterung des großen 
Lauschangriffs (s. u. 5.1.3), hatte ich in einer Diskus- 
sionsrunde auf dıe Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts hingewiesen, wonach dem Einzelnen 
ein „Innenraum“ verbleiben muß, in den er sich 
zurückziehen kann, zu dem die Umwelt keinen Zutritt 
hat, in dem man in Ruhe gelassen wird und sein Recht 

auf Einsamkeit genießt (BVerfGE 27/1/6). Ich hatte 

u. a. ergänzend betont, daß die Frage der Wanze und 
der Videokamera im engsten Wohnungsbereich die 
Menschenwürde berührt. Und ich habe daraus die 
Konsequenz gezogen, daß das vom Bundesverfas- 

sungsgericht aus der Menschenwürde abgeleitete 

Recht auf diesen „Innenraum“ auch dem zusteht, der 

einer Straftat verdächtigt wird. Es mag sein, daß mein 
von einer Tageszeitung veröffentlichter Beitrag aus 
einer Diskussionsrunde sehr knapp und vielleicht 

auch nicht ganz glücklich formuliert war. Aus dem 
Zusammenhang ergab sich aber klar, was gemeint 

war, und ich habe dies unter 5.1.3 noch einmal 
zusammenfassend dargestellt. Daraus ergibt sich, daß 
meine Position der Polizei den Lauschangriff auch auf 
Wohnungen zur Abwehr und einer Gefahr für die 
Existenz und Menschenwürde anderer zugesteht und 
auch für Strafverfolgungszwecke lediglich den 
Bereich der echten Privatwohnung von Lauschangrif- 
fen frei halten will. Ich habe auch vorgeschlagen, zur 
Versachlichung der Diskussion vor einer Änderung 
des Grundgesetzes erst einmal die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts über zwei Verfassungs- 
beschwerden gegen die Regelung des Lauschangriffs 
im Polizeigesetz Baden-Württemberg und im hambur- 
gischen Gesetz über die Datenverarbeitung der Poli- 
zei abzuwaren. Ich wiederhole dıesen Vorschlag. 

Eine andere Attacke ist grundsätzlicher und zielt auf 

den Datenschutz, ja auf die grundrechtlich geschütz- 

ten Freiheitsrechte insgesamt. Aus der Leitung des 

Bundeskriminalamtes wird in Pressegesprächen und 
Vorträgen immer wieder erklärt, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland seien die individuellen Freiheits- 
rechte „außerordentlich stark ausgebildet und ent- 
wickelt“, „mitunter sogar verabsolutiert“. Eine 
„Überlast zugunsten der Freiheitsrechte" wird 
beklagt. Dabei wird auch der Datenschutz ausdrück- 

lich genannt und als „Überrecht”, das „die Arbeit der 
Polizei erheblich erschwert”, diffamiert. Die Behaup- 

tungen gipfeln dann darin, daß personeller Aufwand 
zugunsten des Schutzes von Persönlichkeitsrecht und 

Privatsphäre mit der Begründung abgelehnt wird, die 
dafür eingesetzten Beamten fehlten bei den kriminal- 
polizeilichen Ermittlungen. Solche Erklärungen über- 

raschen besonders deshalb, weil meine Zusammenar- 
beit mit dem Bundeskriminalamt in der Sache außer- 
ordentlich gut ist. Es hat noch kein praktisches Pro- 
blerm gegeben, bei dem nach Diskussion nicht ein   
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Ergebnis erzielt werden konnte, mit dem beide Seiten 
leben konnten. Ich verweise für den Berichtszeitraum 
insbesondere auf die Beiträge zu AFIS (24.3) sowie zur 
Übermittlung von Kfz-Sachfahndungsdaten an den 
HUK-Verband und an Kraftfahrzeughersteller 

(24.4). 

In der Einleitung zu meinem 13. Tätigkeitsbericht 
habe ich erklärt, daß ich jederzeit zu Gesprächen und 

auch zu Mitverantwortung bereit bin, wenn es darum 

gehen sollte, echte und vermeintliche datenschutz- 

rechtliche Schranken für ein Tätigwerden der Straf- 

verfolgungsorgane bei der Terrorismusbekämpfung 

zu erörtern und — wenn möglich — zu beheben. 
Entsprechend dieser Position habe ich die Leitung des 
BKA mehrfach gebeten, mich doch zu unterrichten, 

wenn irgend eine konkrete Regelung datenschutz- 

rechtlicher Art sich auf Grund der gewonnenen Erfah- 
rungen als echtes Hindernis für eine wirksame Straf- 
verfolgung erwiesen habe. Nichts dergleichen habe 

ich im Berichtszeitraum gehört. 

Die oben erwähnten Angriffe sind stets sehr allgemein 
gehalten. Konkretes und Nachprüfbares findet sich 

nicht. Vor kurzem wurde in einer Wochenzeitung als 
Meinung aus der Leitung des BKA wiedergegeben, 
die für das BKA geltenden Löschungsregelungen 
verhinderten die Ermittlung von Straftätern. Da man 
verschiedentlich diese Fristen übersehen habe, hätten 

dann mit Hilfe dernoch vorhandenen Daten Straftäter 
identifiziert werden können. Ich habe das BKA sofort 
aufgefordert, mir die entsprechenden Fälle zu nen- 
nen. Trotz mehrfacher Fristsetzung ist mir bis Redak- 
tionsschluß eine Antwort auf meine Fragen nicht 

zugegangen. Ich erwarte auch keine überzeugende 
Antwort, denn die geltenden Regelungen sehen ja 
keinen Löschungsautomatismus vor, wie ich unter 
24.7 näher darlege. 

Es kann sein, daß eine Regelung, die in bester Absicht 
getroffen wurde, in der Praxis Probleme aufwirft. 
Wenn das der Fall sein sollte, muß nüchtern geprüft 

werden, ob sie auf Grund von Erfahrungen zu ändern 

ist. Dazu ist aber notwendig, daß man die hinderlichen 
Regelungen benennt und die dagegen sprechenden 
Erfahrungen offen darlegt. Dies muß ein Prozeß sein, 
zu dem beide Seiten bereit sind. Vor der Erzeugung 
einer allgemeinen Stimmung gegen die Freiheits- 
rechte einschließlich des Datenschutzes kann ich nur 
nachdrücklich warmen. 

1.4 Einführung des Datenschutzes als Schutz des 

Persönlichkeitsrechts und der Privatsphäre in 
den neuen Ländern 

Nach dem Einigungsvertrag trat das damals geltende 
Bundesdatenschutzgesetz am 3. Oktober 1990 mit 
einigen Maßgaben (s.u. 2.1) im Beitrittsgebiet in 

Kraft. Es wurde am 1. Juni 1991 durch das neue 

Bundesdatenschutzgesetz abgelöst, das zunächst 
auch für die öffentlichen Stellen der Länder — und 
zwar ohne Befristung — galt. Der Bundesbeauftragte 

für den Datenschutz durfte die ihm durch den Eini- 

gungsvertrag übertragene Datenschutzkontrolle im 

öffentlichen Bereich der Länder und Gemeinden läng- 

stens bis zum 31. Dezember 1991 ausüben. Daraus 
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ergab sich für die neuen Länder der Zwang, sehr 
schnell eigene Landesdatenschutzgesetze mit Rege- 

lungen für die Bestellung eines Landesbeauftragten 
für den Datenschutz zu verabschieden, wenn sie eine 
datenschutzkontrollfreie Zeit vermeiden wollten. 

Den Ländern Thüringen und Sachsen ist es gelungen, 
ihre Datenschutzgesetze noch vor dem 1. Januar 1992 
zu verabschieden, die anderen neuen Länder folgten, 

zuletzt Mecklenburg-Vorpommern mit dem Landes- 

datenschutzgesetz von 24. Juli 1992. Das Land Thü- 

ringen, bei dem zuerst die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten 

vorhanden waren, hatte bei Redaktionsschluß, also 
etwa 17 Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes, 

leider immer noch keinen Datenschutzbeauftragten. 
Die übrigen neuen Länder haben sehr schnell nach 
Verabschiedung ihrer Landesdatenschutzgesetze ei- 
gene Landesdatenschutzbeauftragte bestellt; diese 
wirken bereits in der Konferenz der Datenschutz- 
beauftragten von Bund und Ländern tatkräftig mit 
(s. u. 1.8). 

In den Jahren 1991 und 1992 habe ich mich im 
Beitrittsgebiet bei vielen Stellen informiert und insbe- 
sondere öffentliche Stellen des Bundes kontrolliert; 

über die dabei getroffenen wesentlichen Feststellun- 
gen berichte ich nachfolgend, vor allem im Teil 2. Zu 
Informations- und Kontrollbesuchen bei öffentlichen 
Stellen der Länder und Gemeinden im Jahre 1991 
habe ich Berichte gefertigt, die ich den betroffenen 
Stellen und ihren vorgesetzten Behörden zugeleitet 
habe. Nachdem Landesbeauftragte für den Daten- 
schutz bestellt worden waren, habe ich die Vorgänge, 

die sich auf Informations- und Kontrollbesuche bei 
öffentlichen Stellen der Länder und Gemeinden bezo- 
gen haben, an den jeweils zuständigen Landesdaten- 
schutzbeauftragten abgegeben. 

1.5 Eingaben von Bürgern 

Auch im Berichtszeitraum haben wieder zahlreiche 
Bürger von ihrem Recht Gebrauch gemacht, sich mit 
Eingaben an mich zu wenden. Die Eingaben betreffen 
ein breites Spektrum des Lebens. Einige besonders 
bemerkenswerte möchte ich schon an dieser Stelle 
erwähnen: 

— In mehreren Fällen beschwerten sich Bürger dar- 
über, daß bei ihnen zugegangenen Briefsendun- 
gen in Kuverts mit Sichtfenstern sie betreffende 
teilweise empfindliche personenbezogene Daten 
wahrgenommen werden konnten. Die Daten 
reichten von der Nummer des Postscheckkontos 
über einen Betreff: „Kriegsdienstverweigerung: 
hier: Rücknahme Ihres Antrages" bis zur sichtba- 
ren Angabe „Verletzung Ihrer Dienstpflichten*. 
Die Eingaben zeigen, daß beider Verwendung von 
Kuverts mit Sichtfenstern darauf geachtet werden 
muß, daß nicht — in der Regel ungewollt — 
belastende personenbezogene Informationen über 
einen Bürger offenbart werden. 

— Ineinem anderen Fall wandte sich ein Zollbeamter 
dagegen, daß er auf einem ihm zur Benutzung 
übersandten Überweisungsformular als Verwen- 
dungszweck ausdrücklich „Geldbuße im Diszipli- 
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narverfahren* angeben solite. Die Forderung ent- 
sprach dennoch geltenden Richtlinien, wurde aber 
kurzfristig geändert, als ich mich eingeschaltet 
hatte. 

— Ein ehemaliger Angestellter der Bundesanstalt für 
Arbeit wandte sich dagegen, daß ohne sein Wissen 
ärztliche Gutachten nach Aktenlage über ihn ein- 

geholt und ohne sein Wissen zu seinen Personal- 
akten genommen worden waren. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit hat ihr Verfahren so umgestellt, daß 

sich ein ähnlicher Vorgang nach menschlichem 
Ermessen nicht mehr wiederholen kann. 

— Ein Arbeitsloser beschwerte sich mit Recht dar- 

über, daß er ohne sein Wissen von einem Ner- 

venarzt im Rahmen eines Gesprächs „untersucht“ 
und daß über diese Untersuchung ein mehrseitiges 
Gutachten erstellt worden war, das ihm zunächst 

vorenthalten wurde. 

— In zwei Fällen beklagten Petenten, daß Bedien- 
stete des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Informationen über sie in ihr privates Umfeld 
(Arbeitgeber und Mitbewohner) gegeben hatten. 
Erst nach Einschaltung des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages hat das Bundesministe- 
rium des Innern eingeräumt, daß diese Verfahren 
unzulässig waren. 

— Ein Arbeitnehmer beschwerte sich darüber, daß er 
nach einer „Sicherheitsüberprüfung“ durch den 
Bundesgrenzschutz seinen Arbeitsplatz verloren 
hatte. Die Hintergründe des Falles konnten leider 
nicht völlig geklärt werden. 

— Ein Petent führte Klage darüber, daß die Deutsche 
Bundespost — TELEKOM — auf Antrag eines 
Nachbarn eine Fangschaltung auf seinen Telefon- 
apparat geschaltet und ihn nach deren Ende trotz 
eines entsprechenden Antrags darüber nicht 
unterrichtet hatte. Die Nachprüfung des Falles 
ergab deutliche Mängel im Verfahren über die 
Einrichtung von Fangschaltungen. 

— Ein Gewerbetreibender teilte mit, die Deutsche 
Bundespost Telekom habe seine Telefonnummer 

unverzüglich nach seinem Auszug aus den bishe- 
rigen Geschäftsräumen dem nachfolgenden Päch- 

ter dieser Räume zugeteilt. Dies führe dazu, daß 

für ihn bestimmte Telefax-Mitteilungen von 
Geschäftspartnern, darunter auch von ausländi- 
schen Banken, bei denen die Fax-Nummer gespei- 
chert sei, dort eingingen und damit Unbefugten 
zugeleitet würden. 

1.6 Besondere Erfolge und erfreuliche 

Feststellungen 

Wie im 13. Tätigkeitsbericht möchte ich nicht nur 
kritisieren, sondern auch auf einige besonders erfreu- 
liche Feststellungen hinweisen: 

Wie unter 1.1 dargelegt, war die Gesetzgebung mehr 
durch Ausweitung und Perfektionierung staatlicher 
Kontrolle und Überwachung als durch Ausbau des 
Schutzes von Persönlichkeitsrecht und Privatsphäre 
gekennzeichnet. Soweit meine Beteiligung rechtzei- 
tig erfolgte — was erfreulich oft geschah —, konnte



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

häufig sichergestellt werden, daß nicht mehr als 
unbedingt erforderlich in Persönlichkeitsrecht und 
Privatsphäre der Bürger eingegriffen wurde. Ich 
denke hier z. B. an die sehr erfreuliche Zusammenar- 
beit mit dem Bundesgesundheitsministerium beim 

Sicherungsgesetz für das Nationale Krebsregister 

s. u. 2.9) sowie bei der Vorbereitung des Bundes- 

krebsregistergesetzes (s. u. 17.1). Sehr intensiv und 
erfreulich war die Diskussion mit der Bundesregie- 
rung auch bei der Vorbereitung der Regelungin $29d 
des Luftverkehrsgesetzes für die Sicherheitsüberprü- 
fung des Personals auf Flughäfen (s. u. 18.10.1), beim 

Gesundheitsstrukturgesetz (s. u. 12.1). bei der Vorbe- 
reitung der Neuregelungen des Datenschutzes im 
Sozialbereich (s. u. 10.1) und der Sicherheitsüberprü- 

fung (s. u. 27.1). Dabei konnten fachliche und daten- 

schutzrechtliche Forderungen mit gegenseitigem 
Verständnis fast immer auf einen gemeinsamen Nen- 
ner gebracht werden. 

Bei der Anwendung datenschutzrechtlicher Vor- 
schriften zeigten öffentliche Stellen des Bundes in 
einer ganzen Reihe von Fällen das Bestreben, sich 

beim Schutz des Persönlichkeitsrechts und der Privat- 
sphäre nicht mit dem gesetzlich gebotenen Minimum 
zu begnügen, sondern die möglichst beste Lösung 
anzustreben. 

— Auf Weisung des damaligen Bundesministers für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit vernich- 

tet das Bundesamt für den Zivildienst seit dem 
1. Februar 1990 die Anerkennungsunterlagen 
anerkannter Kriegsdienstverweigerer bereits un- 
mittelbar nach Bestandskraft des Anerkennungs- 
bescheides, also deutlich früher als das Gesetz es 

vorschreibt (s. u. 16.2.1). Damit wird zuverlässig 

gewährleistet, daß diese sensiblen Unterlagen 
nicht Personen zur Kenntnis gelangen, die sie für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben nicht benötigen. 

— Die Kaufmännische Krankenkasse Hannover hat 
auf Grund meiner Empfehlungen die Bearbeitung 
von Beihilfevorgängen in vorbildlicher Weise voll- 
ständig von der Personalverwaltung getrennt (vgl. 
9.3.1). 

— Die Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen 
hat die Anregung in meinem 13. Tätigkeitsbericht, 
in den Bezirksverwaltungen Ansprechpartner für 

den Datenschutz zu bestellen, umgesetzt, obwohl 

das Gesetz eine solche Maßnahme nicht ausdrück- 
lich vorschreibt. 

t.7 Beratungen und Kontrollen, insbesondere 
Beanstandungen 

Im Berichtszeitraum haben der Deutsche Bundestag, 

die Bundesministerien und zahlreiche andere öffent- 
liche Stellen des Bundes wieder meine Beratung 
gewünscht. Dem bin ich gern gefolgt. Ich habe aus 
eigener Initiative, auf Grund von Eingaben oder nach 
Berichten in den Medien zahlreiche Informations- und 
Kontrollbesuche bei Dienststellen durchgeführt. Dar- 
über unterrichten die Anlagen 18 und 19. 

Auch im Berichtszeitraum mußte ich wieder eine 
Reihe von Verstößen gegen datenschutzrechtliche 
Vorschriften und Mängel beim Datenschutz förmlich   
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beanstanden. Entsprechend der bisherigen Praxis 
mache ich von diesem Recht nur bei erheblichen 
Verstößen und Mängeln oder dann Gebrauch, wenn 
eine öffentliche Stelle nicht bereit ist, Verstöße und 
Mängel von geringerer Bedeutung abzustellen. 

Die Zahl der Beanstandungen liegt im Jahresschnitt 
wieder etwa auf der Höhe der Vorjahre. Zahlenmä- 

Bige Schwerpunkte zeigen sich in den Geschäftsberei- 
chen des Bundesministeriums des Innern, der Bundes- 
anstalt für Arbeit und der Deutschen Bundespost 

Telekom. Ich gehe davon aus, daß die notwendigen 

Beanstandungen im Bereich des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz wenigstens teilweise auf Anfangs- 
schwierigkeiten bei der Auslegung des neuen Verfas- 
sungsschutzgesetzes zurückzuführen sind. Ich ver- 

traue auch darauf, daß das Bundesministerium des 

Innern und das Bundesamt für Verfassungsschutz den 

Beschluß des Deutschen Bundestages vom 5. Februar 
1993 beachten (s. Anlage 1). In den Beanstandungen 
im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit sind zwei 
— für sich gesehen schwerwiegende — Verstöße in 
Einzelfällen enthalten. Aus ihnen kann nicht auf 

generell unzureichenden Datenschutz bei der Bun- 

desanstalt für Arbeit geschlossen werden. Zahlen- 
mäßig an der Spitze der Beanstandungen liegt — 
leider — wieder der Bereich der Deutschen Bundes- 
post Telekom. Die Beanstandungen im einzelnen: 

Auswärtiges Amt 

Verstoß gegen $$ 9und 18BDSG beider Verarbeitung 
personenbezogener Daten auf Arbeitsplatzcomputern 

in Auslandsvertretungen (s. u. 4.10.2 am Ende) 

Bundesministerium des Innern 

— Drei Verstöße des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz gegen $ 19 Abs. 4 Bundesverfassungs- 

schutzgesetz durch unzulässige Weitergabe perso- 
nenbezogener Daten an nicht-öffentliche Stellen 
(s. u. 27.2) 

— Mangelhafte Unterstützung des BfV bei der Erfül- 
lung meiner Aufgaben; Verstoß gegen $ 22 Abs. 4 
BDSG (s. u. 27.5) 

— Verstöße des BKA gegen $ 2 Abs. 1 Nr. 1 BKA- 
Gesetz i.V.m. $ 14 BDSG wegen unzulässiger 
Speicherung „anderer Personen“ in der Datei APIS 
sowie gegen die Errichtungsanordnung zu APIS 
wegen unterlassener Prüfung der weiteren Erfor- 
derlichkeit der Speicherung „anderer Personen“ 
(s. u. 24.8.2) 

— Unzulässige Übermittlung von Hinweisen auf vor- 
handene „Sicherungsvorgänge“ des ehemaligen 
Staatssicherheitsdienstes durch den Sonderbeauf- 
tragten der Bundesregierung für die personenbe- 
zogenen Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 
heitsdienstes an öffentliche Stellen im Zusammen- 
hang mit Überprüfungsanträgen; Verstoß gegen 
$$ 2 und 5 der Anlage I, Kapitel II Sachgebiet B 
Abschnitt II Nr. 2b zum Einigungsvertrag i.V.m. 
$ 15 Abs. 1 Nr. 1 BDSG (s. u. 4.4.2). 
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Bundesministerium der Finanzen 

Verstoß gegen $ 9 BDSG (alt) durch unzulässige 
Speicherung von Personalien freier Mitarbeiter von 
Versicherungsgesellschaften ım Bundesaufsichtsamt 

für das Versicherungswesen {s. u. 7.5) 

Bundesministerium der Verteidigung 

Verstoß gegen das Löschungsgebot des $ 12 Abs. 4in 
Verbindung mit $ 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 3 BDSG 

bei bestimmten Daten auf Wehrstammkarten der 
ehemaligen NVA (s. u.2.8.1) 

Wirtschaftsprüferkammer 

Mißachtung des Widerspruchs eines Betroffenen 
gegen die Veröffentlichung seiner Daten im Wirt- 
schaftsprüferverzeichnis (s. u. 7.2) 

Bundesanstalt für Arbeit 

— 3 Verstöße durch ein Arbeitsamt in einem Einzel- 
fall gegen 

a) Artikel 6 der Datenschutzkonvention des Euro- 

parates, $ 14 Abs. 2 und $ 27 Abs. 2 AFG und 

$ 1 a der Berufsordnung für die deutschen 

Ärzte 

b) $ 35 SGB li. V. m. $$ 67, 69, 76 SGBX 

c) ärztliches Standesrecht und $ 25 Abs. 1,2SGBX 
(s. u. 11.5.1) 

— Unzulässige Datenspeicherung durch ein Arbeits- 
amt; Verstoß gegen $ 14 Abs. 1 BDSG (s.u. 

11.6). 

— 3 Verstöße durch ein Arbeitsamt in einem Einzel- 

fall gegen 

a) Recht auf informationelle Selbstbestimmung 

b) $ 35 Abs. 1 SGB 1i.V.m. $$ 67, 69 Abs. 1 
SGBX 

c) $ 13 Abs. 2 des Manteltarifvertrages für die 

Angestellten der Bundesanstalt für Arbeit (s. u. 
9.14.2). 

Vorstand der Deutschen Bundespost Postdienst 

Zweimalige Verletzung des Personalaktengeheimnis- 
ses in einem Einzelfall {s. u. 9.12). 

Vorstand der Deutschen Bundespost Telekom 

Risikoträchtige Systemgestaltung und marıgelhafte 
Zugriffssicherung eines Rechnernetzes zur Admini- 
stration von Telefonanschlüssen (OMDS); Verstoß 

gegen $ 9 Satz 1, $ 18 Abs. 2 Satz 3 BDSG 6. u. 

21.6) 
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Rechtswidrige Registrierung von Telefonverbin- 
dungsdaten {„Verkehrssondermessungen*) durch 
ZVE-Schaltungen; Verstoß gegen $ 4 Abs. 1 BDSG, $ 3 
Abs. 1 TDSV {s. u. 21.6) 

Verfahrensmängel bei einer ZVE-Schaltung auf den 
Telefonanschluß eines angeblichen Belästigers; Ver- 
stoß gegen $ 18 BDSG. Unterlassene Unterrichtung 
des Betroffenen; Verstoß gegen $ 8 Abs. 2 Satz 2 TDSV 

{s. u. 21.12) 

Unzulässige Weitergabe von Informationen über 

Schulden eines Telekomkunden durch ein Fernmel- 

deamt; Verstoß gegen $ 454 Abs. 2 TKO(s. u. 21.9) 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

Verstoß gegen das Sozialgeheimnis nach $ 35 Abs. 1 
SGB 1i.V.m. $ 76 Abs. 2 Nr. 1SGBX (s. u. 13.3.1) 

Eine Berufsgenossenschaft 

Verstoß gegen das Sozialgeheimnis nach $ 35 SGBI 
i.V.m, $ 79 SGB X und $ 9BDSG (s. u. 2.6.1) 

Eine Berufsgenossenschaft 

Verstoß gegen das Sozialgeheimnis nach $ 35 SGB I 
i.V.m. $ 69 Abs. 1 Nr. 1 2. Alternative SGB X in einem 

Einzelfall (s. u. 10.4.1} 

Eine Berufsgenossenschaft 

Verstoß gegen das Sozialgeheimnis nach $ 35 SGB I 
und $ 79 SGB X i.V.m. $ 9 BDSG (s. u. 14.2) 

Eine Berufsgenossenschaft 

Verstoß gegen den Ersterhebungsgrundsatz nach $ 13 
Abs. 2 Satz 1 BDSG (s. u. 10.2) 

Ein Spitzenverband der gesetzlichen 
Krankenkassen 

Mangelnde Unterstützung des BfD; Verstoß gegen 
8 24 Abs. 4 BDSG (s. u. 12.6) 

1.8 Zusammenarbeit mit den Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und anderen Stellen 

Auch im Berichtszeitraum hat die gemeinsame Konfe- 
renz der Datenschutzbeauftragten von Bund und 
Ländern wichtige Themen des Datenschutzes erörtert. 
1991 hatte ich turnusgemäß den Vorsitz, 1992 die 
Landesbeauftragte für den Datenschutz Baden-Würt- 

temberg, 1993 der Berliner Datenschutzbeauftragte. 
Auf fünf Konferenzen in Weimar, Stuttgart und Berlin
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wurden EntschließBungen zu folgenden Themen 

gefaßt: 

— Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgift- 
handels und anderer Erscheinungsformen der 

Organisierten Kriminalität — OrgKG (Entschlie- 
Bung vom 25. Juni 1991, Anlage 2) 

— Datenschutz im Recht des öffentlichen Dienstes 
(Entschheßung vom 26./27 September 1991, 
Anlage 3). 

— Arbeitnehmerdatenschutz (Entschließung vom 
23./24. März 1992, Anlage 4). 

— Neuregelung des Asylverfahrens (Entschließung 

vorn 28. April 1992, Anlage 5). 

— Grundrecht auf Datenschutz (Entschließung vom 
28. April 1992, Anlage 6). 

— Datenschutz bei internen Telekommunıkationsan- 

lagen (Entschließung vom 1./2. Oktober 1992, 
Anlage 7). 

— Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung und Struk- 
turverbesserung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung — Gesundheitsstruktur-Gesetz 1993 

— (Entschleßung vom 1./2. Oktober 1992, 
Anlage 8) 

— Krankenversichertenkarte als Chipkarte (Ent- 
schließBung vom 1./2. Oktober 1992, Anlage 9) 

— „Lauschangriff“ (EntschließBung vom 1./2. Oktober 

1992, Anlage 10) 

— Richtlinie des Rates vom 7. Junı 1990 über den 
freien Zugang zu Informationen über dıe Umwelt 
— 30/313/EWG (Entschließung vom 16./17. Fe- 

bruar 1993, Anlage 11) 

Im Berichtszeitraum konnte die Konferenz vier Kolle- 
gen aus den neuen Ländern begrüßen: Die Landesda- 
tenschutzbeauftragten von Brandenburg, Mecklen- 
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Sachsen. Die 
Zusammenarbeit mit den neuen Konferenzteilneh- 
mern ist außerordentlich gut, die Konferenz hat durch 
diese Neuzugänge eine Bereicherung erfahren. Lei- 

der hat das Land Thüringen immer noch keinen 
Landesdatenschutzbeauftragten bestellt. 

Auf meine Anregung hat sich im Frühjahr 1991 eine 
Arbeitsgruppe „Neue Länder“ konstituiert. Zur ersten 
Sitzung hatte ich im Rahmen meiner Kontrollzustän- 
digkeit für den öffentlichen Bereich im Beitrittsgebiet 
die damaligen Ansprechpartner für den Datenschutz 
aus den Innenministerien der neuen Länder eingela- 

den. Diese Arbeitsgruppe befaßt sich mit den zahlrei- 

chen Sonderproblemen datenschutzrechtlicher Artim 
Beitrittsgebiet. Sie setzt sich jetzt zusammen aus den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz der neuen 
Länder sowie Berlins, dem Ansprechpartner in Thü- 

ringen und dem Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz; der Datenschutzbeauftragte der Treuhand- 

anstalt wird bei Bedarf beteiligt. 

Wie auch in den Vorjahren habe ich im Berichtszeit- 
raum an den Beratungen der Obersten Aufsichtsbe- 
hörden der Länder im sogenannten „Düsseldorfer 
Kreis” und seiner Arbeitsgruppen teilgenommen, um 
mich über die wichtigsten Entwicklungen des Daten-   
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schutzes im nichtöffentlichen Bereich zu informieren 

(s. u. 32). 

Das Bundesamt für die Sicherheit in der Informations- 
technik (BSI) hat seine Kapazitäten zur Beratung 

weiter auf- und ausgebaut. Ich konnte daher auch 
seine — mir gesetzlich zustehende — Unterstützung 
bereits in Anspruch nehmen, z. B. bei der Erarbeitung 
einer Konzeption der Krankenversichertenkarte (s. u. 

12.4 und 30.1). 

Von Bedeutung für meine Arbeit ist auch der Informa- 
tionsaustausch mit Obersten Bundesbehörden im 
Interministeriellen Koordinierungsausschuß für den 
Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung 
(IMKA) und im Interministeriellen Arbeitskreis für dıe 

Sıcherheit in der Informationstechnik (ISIT). 

Die Kooperation mit den europäischen Institutionen 
des Datenschutzes ist in den Jahren 1991 und 1992 
noch intensiver geworden, vor allem aufgrund der 
gemeinsamen Arbeıt an dem Vorschlag der EG- 
Kommission für eine Datenschutzrichtlinie. An der 13. 
und ander 14. Internationalen Datenschutzkonferenz, 

die im Oktober 1991 in Straßburg und im November 
1992 in Sydney, Australien, stattfanden, habeich mich 

beteiligt. (Näheres zum internationalen Datenschutz 
s. u. 33) 

1.9 APC-Programm zur automatisierten 
Registermeldung 

Voraussetzung für einen wirksamen Datenschutz in 
einer öffentlichen Stelle ist, daß diese vollständige und 

aktuelle Kenntnis darüber hat, welche Dateien perso- 
nenbezogener Daten bei ihr wie und für welchen 
Zweck betrieben werden sowie welche Daten diese 
enthalten. Das BDSG alter Fassung forderte deshalb, 

eine „Übersicht” über diese Dateien zu führen, das 
neue BDSG konkretisiert und ergänzt in $ 18 Abs. 2 

diese Forderung. 

Öffentliche Stellen haben für die bei ihnen geführten 
Dateien schriftlich festzulegen: 

1. Bezeichnung und Art der Dateien, 

2. deren Zweckbestimmung, 

3. die Art der gespeicherten Daten, 

4. den betroffenen Personenkreis, 

5 . die Art der regelmäßig zu übermittelnden Daten 
und deren Empfänger, 

oa
 . die Regelfristen für die Löschung der Daten, 

7. die zugriffsberechtigten Personengruppen oder die 

Personen, die allein zugriffsberechtigt sınd. 

Soweit es sich um automatisiert geführte Dateien 
handelt, meldet die speichernde Stelle den Inhalt 

dieses Dateiverzeichnisses — mit Ausnahme der 
Zugriffsberechtigten — zu dem von mir geführten 
„Register der automatisiert geführten Dateien" ($ 26 

Abs. 5 Satz 1 BDSG). Dieses Register ist öffentlich, es 
kann von jedermann eingesehen werden. Um den 

Verwaltungsaufwand — sowohl bei den speichernden 

Stellen als auch in meiner Dienststelle — gering zu 
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halten, aber auch um den Nutzungswert von Dateiver- 

zeichnis und Datenschutzregister zu erhöhen, habe 

ich ein APC-Programm entwickeln lassen, das auf 

allen IBM-kompatiblen Rechnern unter dem Betriebs- 
system MS-DOS, PC-DOS und DR-DOS ablauffähig 
ist. Es wird von meiner Dienststelle auf Anforderung 

kostenlos an Bundesbehörden abgegeben. 

Das Programm unterstützt die speichernde Stelle — 
und zwar die dateiführende Stelle (Fachreferate} und 

den Datenschutzbeauftragten — sowohl beim Führen 

des Dateiverzeichnisses als auch bei der Meldung 
zum Register. Es umfaßt u. a. folgende Funktionen: 

— Manuelle Eingabe und Bearbeitung der für die 
genannten Zwecke zu erfassenden Dateien von 
den dateiführenden Stellen des Hauses (Fachrefe- 

rate usw.), 

— „Einspielen“ eines Datenbestandes von Diskette 
(„Import“), 

— Ausgabe des Datenbestandes auf Diskette zur 
Datensicherung und zur Weitermeldung von der 
dateiführenden Stelle an den Datenschutzbeauf- 
tragten sowie von diesem an den Bundesbeauf- 
tragten („Export”), 

— Erstellen von Listenauswertungen (z. B. Liste der 
Dateien nach $ 18 Abs. 2, Liste der gemäß $ 26 

Abs. 5 zum Register gemeldeten Dateien). 

Das Programm enthält außerdem eine Hilfsfunktion, 

mit der eine Ausfüllanleitung für die Meldung zum 
Register aufgerufen werden kann. 

Bei Bedarf kann das Programm auch bei den Unter- 

gliederungen einer Behörde (z. B. Abteilungen) ein- 
gesetzt werden. Die dort geführten Dateiverzeich- 
nisse können auf Diskette an eine zentrale Stelle 

weitergegeben werden. Von dieser werden siemitder 

Importfunktion gesammelt, zusammengefaßt und 
ergeben so das Gesamtdateiverzeichnis der öffentli- 

chen Stelle. Aus diesem heraus kann dann auf Dis- 

kette die Meldung zu dem von mir geführten Register 

erstellt werden. 

In meiner Dienststelle wird das mit Hilfe des APC- 
Programms geführte Register für die Erteilung von 
Auskünften an Interessierte darüber, bei welchen 
Stellen für welche Aufgaben welche Daten gespei- 
chert werden, für die Durchführung von Beratungen 
und bei der Vorbereitung von Kontrollen genutzt. 
Wünsche nach Einsicht in das Register sind äußerst 
selten. 

2 Datenschutz im Beitrittsgebiet 

2.1 Einigungsvertrag 

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts, also am 3. Ok- 

tober 1990, trat in den neuen Bundesländern das 

Bundesdatenschutzgesetz vom 27. Januar 1977 mit 
drei Maßgaben in Kraft (Einigungsvertrag, Anlage I 

Kapitel II Sachgebiet C Abschnitt III Ziff. 3). 

Das neue Bundesdatenschutzgesetz, das erst am 

20. Dezember 1990 verkündet wurde, konnte im 
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Eıinigungsvertrag noch keine Berücksichtigung fin- 
den. 

Die drei Maßgaben besagten folgendes: 

1. Datenschutzkontrolle auch im Bereich der Länder 
und Gemeinden durch den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz bis zur Schaffung einer eigenen 
Datenschutzkontrolle, längstens bis 31. Dezember 

1991. 

2. Veröffentlichung über die bei Inkrafttreten des 
Vertrages gespeicherten Daten nach $ 12 BDSG 
(alt) innerhalb eines Jahres. 

3. Unverzügliche Löschung aller nicht mehr benötig- 
ten oder nach Bundesrecht unzulässig gespeicher- 
ten personenbezogenen Daten, wenn schutzwür- 
dige Belange Betroffener nicht entgegenstehen. 

Nach Inkrafttreten des neuen Bundesdatenschutzge- 
setzes, das das Bundesdatenschutzgesetz von 1977 
ablöste, stellte sich die Frage, ob die Maßgaben des 
Einigungsvertrages noch fortgelten. 

Zum Teil wurde die Auffassung vertreten (so etwa 
vom BMI), die Maßgaben des Einigungsvertrages 
seien durch die Neufassung des BDSG außer Kraft 
gesetzt worden. Ich habe diese Ansicht für zu weitge- 
hend gehalten. 

Ohne Zweifel ist die zweite Maßgabe, die eine nach 
dem neuen BDSG nicht mehr erforderliche Veröffent- 
lichungspflicht vorsah, mit Inkrafttreten der neuen 
Vorschriften gegenstandslos geworden. 

Die erste Maßgabe (Kontrollbefugnis des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz bei öffentlichen Stel- 

len der Länder und Gemeinden) galt auch nach 
Inkrafttreten des neuen BDSG als speziellere Vor- 
schrift fort. Ich habe meine sich daraus ergebende 
Zuständigkeit als Kontrollorgan im öffentlichen 
Bereich in den neuen Ländern auch nach Inkrafttreten 
des neuen BDSG bis zum 31. Dezember wahrgenom- 
men. 

Aus verschiedenen konkreten Anlässen war vor allem 

die dritte Maßgabe, die Löschungsanordnung, Ge- 

genstand kontroverser Diskussionen. 

Die Vorschrift, an deren Fassung ich mitgewirkt hatte, 
ging vom Regelfall der Löschung, d. h. vom Unkennt- 
lichmachen ($ 3 Abs. 5 Nr. 5 BDSG) der nicht mehr 

gebrauchten oder rechtswidrigen Daten in Dateien 
aus, sofern nicht ausnahmsweise schutzwürdige Inter- 
essen Betroffener am Erhalt der Daten bestehen. Das 
Konzept ging dahin, daß in den angesprochenen 
Fällen Löschung die Regel, eine Aufrechterhaltung 
der Datenspeicherung eher die Ausnahme sei. Tat- 
sächlich ist die Löschung im Sinne dieser Maßgabe 
des Einigungsvertrages in der Praxis nur selten zum 
Zuge gekommen. 

Dies hatte mehrere Gründe: 

— Es stellte sich heraus, daß in einer großen Zahl von 

Fällen durchaus beachtliche schutzwürdige Be- 

lange der Betroffenen der Löschung entgegenste- 
hen, oder wenigstens entgegenstehen können, 

etwa das Bedürfnis rentenrechtliche Nachweise
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oder Zeugnisse über erlittenes Unrecht zu erhal- 

ten. 

— Die Landesdatenschutzgesetze der neuen Länder 

haben für Daten, die ihrer Zuständigkeit unterfal- 
len, durchgehend nicht eine Löschung, sondern 
nur eine Sperrung bis zum Inkrafttreten der neuen 

Landesarchivgesetze vorgesehen. 

— Auch im Bundesbereich wurde aus Gründen der 
historischen Aufarbeitung der DDR-Vergangen- 
heit die Erhaltung und Archivierung bestimmter 
Datenbestände gefordert. 

— Die Erhaltung mancher Datensammiungen wurde 
im Interesse wissenschaftlicher Forschung als 
unabdingbar angesehen. 

— Schließlich wurde — vor allem bei manuellen 

Dateien, deren Inhalt nur zum Teiltechtswidrig ist, 

zum anderen Teil aber noch benötigt wird — 
geltend gemacht, der Aufwand für eine partielle 

Löschung sei zu hoch. 

Die aus diesen Gründen praktizierte Umkehr des 

Regel-Ausnahmeverhältnisses liegt — wie ich mich in 
jedem Einzelfall überzeugen konnte — sehr häufig im 

Interesse der betroffenen Bürger, das auch dann zu 

beachten ist, wenn es sich nur um ein mutmaßliches 
Interesse handelt. Angesichts der großen zentralen 
Datenbestände der früheren DDR war es in der Praxis 
äußerst schwierig, den Betroffenen vor einer 
Löschung individuell Gelegenheit zu geben, ihre 
schutzwürdigen Interessen geltend zu machen. Die 
Behörden der neuen Länder wie auch Bundesbehör- 
den im Beitrittsgebiet haben sich deshalb zu Recht 
gescheut, durch Löschung von Datenbeständen „voll- 
endete Tatsachen“ zu Lasten der Bürger zu schaf- 

fen. 

Im Bereich der öffentlichen Verwaltung der Länder 
verdrängten die speziellen Datenschutzvorschriften 
der neuen Länder für Altdatenbestände, die nur 
vorläufige Regelung des Einigungsvertrages und 

damit auch die genannte Maßgabe des Einigungsver- 
trages zum BDSG ($ 1 Abs. 1 Nr. 2 BDSG). 

Im Bundesbereich bleibt die dritte Maßgabe des 
Einigungsvertrages, die grundsätzliche Löschungsan- 
ordnung, gültig. Sie geht als lex specialis der Lö- 
schungsregelung des $ 20 des neuen BDSG vor. Die 
Voraussetzungen für eine obligatorische Löschung 
sind in $ 20 Abs. 2 BDSG zwar die gleichen wie im 
Einigungsvertrag. Das BDSG enthält aber eine Reihe 
von Gründen, bei deren Vorliegen an die Stelle der 

Löschung eine Sperrung tritt, die der Einigungsver- 
trag nicht kennt. Dieser läßt nur die schutzwürdigen 
Belange der Betroffenen als Grund für ein Absehen 
von der Löschung gelten. Nach $ 20 Abs. 3 BDSG tritt 
an die Stelle einer Löschung eine Sperrung auch dann, 

wenn einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige 
oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegen- 
stehen oder wenn eine Löschung wegen der besonde- 
ren Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhält- 
nismäßig hohem Aufwand möglich ist. Dieser erwei- 
terte Katalog für Sperrungsmöglichkeiten gilt im Falle 
der Altdaten der ehemaligen DDR nicht.   
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Problematisch war auch die Frage, ob rechtswidrig 
zustande gekommene Datenbestände archiviert wer- 
den können. Dabei bin ich zu folgender Auffassung 

gelangt: Die Frage, ob und wann Daten aus der 

ehemaligen DDR zu löschen sind, beantwortet der 

Einigungsvertrag. Das Verfahren jedoch, wie gelöscht 
wird, richtet sich nach dem geltenden BDSG. Das 
bedeutet: Gemäß $ 20 Abs. 8 BDSG i. V.m.$2 Abs. 1 

des Bundesarchivgesetzes sind zu löschende Daten 
zunächst dem Bundesarchiv anzubieten. Wenn dieses 
entscheidet, daß es sich um Unterlagen von bleiben- 
dem Wert handelt, sind die Bestände zu übergeben. 
Damit kommt es zwar nicht zu dem vom Wortlaut des 
Einigungsvertrags verlangten Unkenntlichmachen 
der Daten. Die Betroffenen, meist Bürger der neuen 

Bundesländer, können aber sicher sein, daß mit ihren 

Daten kein Mißbrauch getrieben wird. Archivgut des 
Bundes, das sich auf natürliche Personen bezieht, 
unterliegt strengen datenschutzrechtlichen Regelun- 
gen; es darf z. B. mit nur wenigen, sehr eng begrenz- 
ten Ausnahmen erst dreißig Jahre nach dem Tode der 
Betroffenen durch Dritte genutzt werden ($ 5 Abs. 2 

BArchG). 

Eine Archivierung von Datenbeständen, die perso- 
nenbezogene Daten der in der dritten Maßgabe des 
Einigungsvertrages angesprochenen Art enthalten, ist 
also nach Maßgabe des Bundesarchivgesetzes zuläs- 
sig. 

Kontrovers diskutiert wurde die Frage, ob der Daten- 
bestand des Nationalen Krebsregisters (s.u. 2.9) 
gelöscht werden müsse. Ich habe der vorläufigen 
Aufbewahrung unter strengen datenschutzrechtli- 
chen Sicherheitsvorkehrungen unter dem Vorbehalt 
zugestimmt, daB Verarbeitung und Nutzung der in 
diesem Register enthaltenen empfindlichen Daten 
durch Gesetz geregelt wird, was inzwischen gesche- 
hen ist. 

Die Regelung des Einigungsvertrages über die Altda- 
ten der ehemaligen DDR bezieht sich im übrigen nur 
auf Daten in Dateien, ganz im Sinne des BDSG 1977. 

Im Berichtszeitraum fragten mehrere Bürger aus der 
ehemaligen DDR bei mir an, ob vorhandene Akten bei 
Kommunen, Bezirksbehörden, Volkspolizei oder an- 
deren Institutionen, die auch außerhalb des Stasi- 
Bereiches belastende Angaben enthalten konnten, an 
sie herausgegeben oder vernichtet werden können. 
Leider mußte ich unter Hinweis auf die Rechtslage die 

Betroffenen enttäuschen, obwohl ich dies in einigen 

Einzelfällen unbefriedigend fand. Weder die Maß- 
gabe des Einigungsvertrages, der sich eben nur auf 
Dateien bezieht, noch das neue BDSG geben einen 
Anspruch auf Herausgabe oder Vernichtung von 

Akten. Denn $ 20 Abs. 5 BDSG schreibt für personen- 

bezogene Daten in Akten allenfalls eine Sperrung vor, 
und dies auch nur für den Fall, daß ohne die Sperrung 

schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträch- 
tigt würden und die Daten für die Aufgabenerfüllung 
der Behörde nicht mehr erforderlich sind. Gesperrte 

Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur 
in dem geringen in $ 20 Abs. 6 BDSG beschriebenen 
Umfang übermittelt oder genutzt werden. 

Ob ein Folgenbeseitigungsanspruch in besonderen 
Härtefällen Aussicht auf Erfolg gehabt hätte, ist frag- 
lich. Mir ist kein Fall bekannt geworden, in dem 
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versucht wurde, ein Vernichtungsverlangen gericht- 
lich durchzusetzen. 

Die Beiträge, die sich schwerpunktmäßig mit dem 
Datenschutz im Beitrittsgebiet oder mit datenschutz- 
rechtlichen Folgen der deutschen Einheit befassen, 
sind im Abschnitt 2 dieses Berichtes zusammengefaßt. 

Einzelne Aspekte des Datenschutzes im Beitritisge- 
biet finden sich aber, wegen des Zusammenhangs 

auch in anderen Teilen (s. u. z. B. 4.5.3 und 11.2). 

2.2 Abwicklung des Zentralen Einwohnerregisters 

(ZER) 

Über das Zentrale Einwohnerregister (ZER), insbeson- 

dere seine Entwicklung und Rolle in der ehemaligen 
DDR, habe ich in meinem 13. Tätigkeitsbericht 

(S. 26 ff.) bereits ausführlich berichtet. Nach dem Eini- 

gungsvertrag war ich bis zum 31. Dezember 1991 für 
die datenschutzrechtliche Kontrolle des ZER zustän- 
dig. Danach ging diese Verantwortung auf die Daten- 
schutzbeauftragten der neuen Bundesländer und Ber- 

lins über. 

Die fachliche Verantwortung für das ZER lag seit der 
Vereinigung bei den Innenministerien der neuen 

Bundesländer und dem Innensenator von Berlin, Bei 
der Abwicklung des ZER zum 31. Dezember 1992 
ergaben sich einige organisatorische und technische 

Probleme. Eine Ursache ergab sich daraus, daß das 
Rechenzentrum, in dem das ZER seine Daten verar- 
beiten ließ, zu DDR-Zeiten eine eigene gleichwertige 

Dienststelle des Ministeriums des Innern war, also 
kein Teil des früheren Büros für Personendaten, aus 
dem sich das ZER entwickelt hat. Dieses Rechenzen- 
trum hat das Ministerium des Innern der ehemaligen 
DDR auch noch bei vielen anderen Aufgaben unter- 

stützt. Diese anderen Aufgaben, die sog. Projekte, 
wurden nach meiner Kenntnis zum Teil noch bis Ende 
1990 fortgeführt und die damit zusammenhängenden 
Daten und Programme im Rechenzentrum archiviert. 
Das Rechenzentrum war einige Zeit als eigene orga- 
nisatorische Einheit im Organigramm der Außenstelle 
des BMI ausgewiesen. Da es aus der Sicht des Bundes 
jedoch notwendiger Teil für die Aufgabenerfüllung 
des ZER war, wurde es schließlich dem ZER zuge- 
schlagen und kam somit auch unter die Verantwor- 
tung der Innenministerien der neuen Länder und des 

Senators für Inneres von Berlin. 

Während meiner Zuständigkeit für das ZER wurde ein 
Teil meiner Empfehlungen umgesetzt, einige Emp- 
fehlungen blieben aufgrund der Personalsituation im 
ZER ohne Folge (s. auch 13. TB S. 27). Die Löschung 

von Daten im ZER habe ich nicht in allen Fällen 

forciert, da ich nicht abschließend beurteilen konnte, 

ob diese Daten wirklich nicht für andere Fachbe- 

reichsverwaltungen von Bedeutung sind (z.B. erteilte 

Erlaubnisse über Waffen, Gift oder Sprengstoff). Auch 
zeichnete sich bald ab, daß die Probleme der Rehabi- 
litation von ehemaligen DDR-Bürgern oder die der 

Strafverfolgung vielschichtiger waren, als bei Ab- 
schluß des Einigungsvertrages angenommen. So bin 

ich aus heutiger Sicht froh, daß die Personenkennzah- 

len aus dem Meldedatenbestand des ZER nicht 
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gelöscht und durch ein anderes Ordnungsmerkmal 
ersetzt wurden. 

Die eigentliche Abwicklung des ZER wurde 1992 von 
den Innenministerien der neuen Länder durchgeführt, 

wobei sie von den Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz unterstützt wurden, Die faktische Federfüh- 

rung lag beim Innenministerium Brandenburg und die 

für den Datenschutz beim Landesbeauftragten für den 
Datenschutz von Brandenburg. In einer Entschlie- 
Bung der Landesbeauftragten für den Datenschutz 
von Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 

mern, Sachsen und Sachsen-Anhalt sowie des Innen- 
ministeriums Thüringen vom 25. September 1992, an 
der ich beteiligt war, wurde den für das ZER verant- 
wortlichen Bundesländern empfohlen, eine Abwick- 

lungsstelle einzurichten, die für eine sichere Auflö- 
sung des ZER und des Rechenzentrums sorgen sollte. 
Dies ist leider wohl deshalb nicht geschehen, weil der 
Betrieb des ZER bereits am 15. Oktober 1992 einge- 
stellt wurde. 

Die Innenministerien haben sich vor allem für eine 
schnelle Überleitung der Meldedaten in örtliche Mel- 
deregister eingesetzt. Diese Überführung war im 
Oktober 1992 abgeschlossen; die Frist des Einigungs- 
vertrages — 31. Dezember 1992 — wurde also 
gewahrt. Die archivierten Projektdaten aus dem 
Rechenzentrum wurden weit überwiegend dem Bun- 

desarchiv übergeben. Dazu gehören so wichtige 

Datenbestände wie „Bestand der Inhaftierten", „Sta- 
tistische Berichterstattung über den Arbeitseinsatz 
Strafgefangener“ oder „Strafgefangenen- und Ver- 
haftetendatei”, aber auch der Datenbestand „Ord- 

nungswidrigkeiten im Transitverkehr“. Die Kriminal- 
statistik ist in Absprache mit den neuen Bundeslän- 
dern an das Landeskriminalamt Sachsen abgegeben 
worden. Auch hier stand im Vordergrund, daß diese 
Datenbestände insbesondere noch für Rehabilita- 
tionsverfahren gebraucht werden könnten. 

Problematisch ist, ob die maschinell lesbaren Daten- 
träger überhaupt noch gelesen werden können: Die 
Daten sind seit Ende 1990 nicht mehr gepflegt, die 
Datenträger zum Teil unsachgemäß behandelt wor- 
den und die verwendete ESER-Technik (mit bulgari- 
schen Plattenlaufwerken) steht voraussichtlich in 

Kürze nirgendwo mehr zur Verfügung. Auch gibt es 
nicht für alle Projekte brauchbare Beschreibungen, so 
daß verwendete Schlüsselungen dann nicht mehr 

„übersetzt“, also in einen Klartext gebracht werden 

können. Gleichwohl halte ich es für richtig, die Pro- 
jektdaten vorerst zu archivieren und erst in einigen 
Jahren über ihre weitere Aufbewahrung zu befinden. 

Der eigentliche Meldedatenbestand des ZER wurde 
nach meinen Informationen Anfang 1993 gelöscht. 

2.2.1 Die Personenkennzahl 

Im Einigungsvertrag ist vorgesehen, daß sämtliche 
Dateien im Beitrittsgebiet, die nach Personenkenn- 

zahlen geordnet sind, unverzüglich nach anderen 
Merkmalen urmzuordnen sind. Die Personenkennzah- 
len müssen in allen Dateien zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt gelöscht werden. Diese Forderung läßt sich 

nicht in jedem Falle buchstabengetreu umsetzen.
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Insbesondere der Bundesbeauftragte für die Unterla- 

gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemalıgen 

DDR (BStU) benötigt die PKZ für die eindeutige 

Identifizierung von Betroffenen und für die eindeutige 

Zuordnung von Unterlagen zu Personen. Solange das 

ZER existierte, hat der BStU dort mit Hilfe von 

Personenkennzahlen angefragt und das ZER hat 

jeweils zum PKZ die benötigten Daten, vor allem 

Name und Anschrift, ergänzt. Das war aus meiner 

Sicht rechtlich zulässig. Um den BStU bei seiner 

Aufgabenerfüllung weiterhin unterstützen zu kön- 

nen, war es notwendig, vor Abwicklung des ZER 

einen verkürzten Meldedatenbestand aus dem 

eigentlichen Meldedatenbestand zu erzeugen, der 

folgende Daten umfaßt: 

— PKZ 

— Name (auch frühere), Vorname(n} 

— Geburtsname, sonstige Namen 

— Geburtsort 

— letzte Anschrift 

— Merkmal „verstorben". 

Diese „PKZ-Datei“ wurde erstellt und war bei Redak- 

tionsschluß nach meinen Informationen noch — tech- 

nisch gesichert — im Gebäude des ehemaligen ZER, 

einschließlich der Technik, die notwendig ist, damit 

diese Daten vom BStU genützt werden könne. 

Zusammen mit dem Innenausschuß des Deutschen 

Bundestages und dem BMI bin ich der Auffassung, 

daß die Weitergabe der Daten aus dieser Datei an den 

BStU durch die Vorschriften des Einigungsvertrages 

gedecktist (s. u. 4.4.2). Rechtlich anders beurteilen die 

neuen Länder einschließlich der Landesbeauftragten 

für den Datenschutz die Zulässigkeit der Erstellung 

dieser PKZ-Datei und der Zurverfügungsteltung die- 

ser Datei an den BStU. Die Landesbeauftragten für 

den Datenschutz der neuen Länder und der Berliner 

Datenschutzbeauftragte fordern eine entsprechende 

Ergänzung des StasiUnterlagen-Gesetzes [StUG). 

Trotz meiner anderen Interpretation des Einigungs- 

vertrages halte auch ich eine entsprechende Klarstel- 

lung im StUG für wünschenswert. 

Ein Problem könnte werden, daß auch andere Stellen 

als der BStU diese PKZ-Datei nutzen wollen, z. B. die 

Zentrale Ermittlungsstelle von Regierungs- und Ver- 

einigungskriminalität — ZERV — oder die BAFAM 

{s. u. 2.6.2) oder die ZEBWis (s. u. 2.6.3). Es liefe 

allerdings der Intention des Einigungsvertrages völlig 

zuwider, die PKZ nur aus Gründen der Praktikabilität 

„Tetten” zu wollen. 

2.3 Datenspeicher „Gesellschaftliches 
Arbeitsvermögen der DDR“ jetzt im 

Bundesarchiv 

Der Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeitsvermö- 

gen der DDR“ enthielt personenbezogene Daten über 

die Erwerbstätigen in der ehemaligen DDR (s. auch 

13. TB S. 35).   
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Erfaßt waren Daten von Arbeitern und Angestellten, 

von berufstätigen Mitgliedern der Produktionsgenos- 

senschaften und Rechtsanwaltskollegien, von Lehr- 

lingen, Rentnerm und handwerklich Beschäftigten, 

soweit letztere in Produktionsgenossenschaften tätıg 

waren, sowie von Werktätigen, die Wehrdienst ablei- 

steten. Nicht erfaßt waren vor allem dıe Daten von 

Selbständigen sowie von den bei ihnen Beschäftigten 

und von Mitarbeitern der Staatsorgane, insbesondere 

der Staatssicherheit, der Zollverwaltung und der 

Nationalen Verteidigung, von hauptamtlichen Mitar- 

beitern der Parteien und Massenorganisationen sowie 

ihrer Betriebe. Insgesamt waren die Daten von rd. 

7,25 Mio. Berufstätigen der ehemaligen DDR erfaßt. 

Der umfangreiche Merkmalskatalog des Datenspei- 

chers enthielt u. a. folgende Angaben: Personenkenn- 

zahl, Namen, Familienstand, Hauptwohnort, Anzahl 

der Kinder, Anzahl der pflegebedürftigen Familien- 

angehörigen, Grad des Körperschadens, Rentenart, 

Rehabilitand, Schulbildung, ständiger Arbeits-/Aus- 

bildungsort, Abbruch des Lehrverhältnisses mit 

Grund und Datum, Abgang vom Arbeitsplatz mit 

Grund, Datum und Form, Freistellung von der 

Arbeit. 

Aufgrund der mangelnden Kapazität des zuständigen 

Rechenzentrums wurde jeweils nur der aktuelle Stich- 

tagsdatenbestand gespeichert. Die Stichtagsdatenbe- 

stände vor dem 31. Dezember 1989 waren, soweit 

bekannt, gelöscht worden. 

Eine zentrale Zusammenstellung derartiger perso- 

nenbezogener Daten von Arbeitnehmern ist nach 

unserem Rechtsverständnis unzulässig. 

Nach dem Einigungsvertrag habe ich deshalb auch 

zunächst die Löschung des Datenbestandes gefordert. 

Da die Datei allerdings von sozialhistorischem Inter- 

esse ist, habe ich in Auslegung des $ 20 Abs. 8 BDSG 

schließlich einer Archivierung im Bundesarchiv zuge- 

stimmt (s. hierzu auch 2.1). Die in der Datei enthalte- 

nen Angaben können im übrigen noch im Zusammen- 

hang mit rentenrechtlichen oder anderen Nachweisen 

für Bürger hilfreich sein. Somit standen auch die 

mutmaßlichen Interessen Betroffener einer Löschung 

entgegen. 

Die Datei „Gesellschaftliches Arbeitsvermögen“ 

wurde im November 1991 an das Bundesarchiv abge- 

geben. Bis Redaktionsschluß war das Bundesarchiv 

allerdings wegen technischer Schwierigkeiten noch 

nicht in der Lage, die gespeicherten Informationen zu 

lesen und auszuwerten. Eine Nutzung der Datei für 

Auskünfte an Betroffene oder — in anonymisierter 

Form — für wissenschaftliche Zwecke wird aus die- 

sem Grunde voraussichtlich nicht vor 1994 möglich 

sein. 

2.4 Die Gesundheitsunterlagen aus der 
Urangewinnung SDAG Wismut — ein 

komplexes Datenschutzproblem — 

Ein Industriegigant mit dem eher verschleiernden 

Namen Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft Wis- 

mut (SDAG Wismut) beutete nach 1945 die Uranerz- 

vorkommen im östlichen Thüringen und im südlichen 
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Sachsen (Erzgebirge) aus. Aufgrund des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

früheren UDSSR vom 16. Mai 1991 hat die SDAG 
Wismut zum 1. Januar 1991 ihre Tätigkeit eingestellt; 
der sowjetische Aktienanteil wurde unentgeltlich auf 
die deutsche Seite übertragen. Für dıe Stillegung und 
Abwicklung der Wismut-Bergbaubetriebe sowie die 
Sanierung und Rekultivierung der Bergbaulasten 

wurde die Wismut GmbH gegründet, die sich im 

alleinigen Bundesbesitz befindet. Diese GmbH ist im 
Besitz der Datenbestände der früheren SDAG Wismut, 
zu denen auch umfangreiche Sammlungen von 
Gesundheitsdaten gehören, die wegen der hohen 
Strahlenbelastung, der sowohl Mitarbeiter der SDAG 
Wismut als auch die Bevölkerung der gesamten 
Region ausgesetzt waren, auch heute noch von erheb- 
licher Bedeutung sind, z. B. für Entschädigungsfragen 
und für Forschungsvorhaben. 

Das Gesundheitswesen in der früheren SDAG Wismut 
war Teil des Gesundheitswesens der ehemaligen DDR 
mit einem besonderen regionalen Zuständigkeitsbe- 
reich nicht nur für die SDAG Wismut, sondern auch für 
die Bevölkerung im örtlichen Wirkungskreis der Wis- 
mut. Trotz der formalen Trennung von der SDAG 
Wismut nutzten die für diese zuständigen Gesund- 

heitseinrichtungen Gebäude des Unternehmens. Das 
Gesundheitswesen Wismut verwaltete zuletzt Ge- 
sundheitsunterlagen von ca. 1 000 000 Personen, dar- 

unter z. B. die Daten aus ca. 40 000 Vorsorgeuntersu- 

chungen, die noch 1989 durchgeführt worden waren. 
Etwa 40% der Unterlagen betrafen Personen, die bei 

der SDAG Wismut beschäftigt waren. Die übrigen 
betrafen Familienangehörige sowie andere Personen, 
die das Gesundheitswesen Wismut nutzen konnten, 
bis ab 1990 die Einrichtungen unter der letzten 
DDR-Regierung abgewickelt wurden. 

In den ersten Auflösungswirren der Wendezeit nah- 
men Ärzte der früheren Wismut-Polikliniken teils 
Unterlagen für ihre privatärztliche Tätigkeit mit. Teil- 

weise händigten die Kliniken den Patienten deren 
Gesundheitsunterlagen mit dem Hinweis aus, sie 
könnten diese dem weiterbehandelnden Arzt zur 
Verfügung stellen. Im November 1990 hat die Gene- 
raldirektion der damaligen SDAG Wismut die Siche- 
rung der Gesundheitsdaten ihrer früheren Mitarbeiter 
in ihre Hände genommen und eine Abteilung 
Gesundheitsdatensicherung als eigene Organisa- 
tionseinheit gebildet, die nunmehr als Teil der Wismut 
GmbH weitergeführt wird. 

Bei den vorhandenen Unterlagen ist zu unterscheiden 
zwischen: 

— Daten von Polikliniken der Hauptstandorte der 
SDAG Wismut, 

— Daten von Krankenhäusern und Sanatorien, die 

der Rehabilitation dienten, 

— Daten aus arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu- 
chungen und Unterlagen der ehemaligen Betriebs- 

ambulatorien sowie aus den Ergebnissen von Rönt- 
genreihenuntersuchungen, 

— Befunde und Gutachten zur Entscheidung in 
Berufskrankheits-Verdachtsfällen. 
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Über die weitere Aufbewahrung und Verwaltung der 
Unterlagen habe ich Gespräche mit der Geschäftslei- 
tung der Wismut GmbH sowie mit den beteiligten 

Bundesministerien für Wirtschaft, für Arbeit und Sozi- 
alordnung sowie für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit geführt. Es bestand Einvernehmen, daß 
folgende Gesichtspunkte beachtet werden mußten: 

— Die Gesundheitsdaten müssen bei Bedarf für den 
Patienten erreichbar sein. 

Deshalb wurden die Unterlagen in den weiterge- 
führten Einrichtungen belassen, auch wenn die 

Trägerschaft gewechselt hatte. Daten aus nicht 
weitergeführten Einrichtungen hat die Abteilung 
Gesundheitsdatensicherung der Wismut GmbH 
übernommen. Kopien werden mit Einwilligung der 

Betroffenen an weiterbehandelnde Ärzte heraus- 
gegeben. 

— Die betriebsbezogenen Daten müssen im Rahmen 

der Weiterbeschäftigung eines früheren Wismut- 
Mitarbeiters verfügbar sein. 

Dazu werden dem neu eingerichteten Berufsge- 
nossenschaftlichen Arbeitsmedizinischen Dienst 

(BAD) die für ihn relevanten Teile aus den Be- 

triebsambulatorien zur Verfügung gestellt. 

— Die Berufsgenossenschaften benötigen Unterla- 
gen für die Prüfung, welche bisher nicht als Folgen 
von Berufskrankheiten anerkannten Schäden 

nach neuem Recht anzuerkennen sind. 

Dazu müssen Ablehnungsfälle und neue Antrags- 
fälle geprüft werden, wozu die arbeitsmedizini- 

sche Vorgeschichte gebraucht wird. 

— Die Berufsgenossenschaften benötigen Daten zur 
nachgehenden Untersuchung und Betreuung ge- 
sundheitlich belasteter und möglicherweise ge- 
schädigter Mitarbeiter. 

Dazu ist im Frühjahr 1992 eine besondere Aktion 
zur Erfassung der Personaldaten durch die Zen- 

trale Erfassungs- und Betreuungsstelle Wismut 
(ZEBWis) angelaufen ({s. u. 2.6.3). 

— Wesentliche Teile des Datenbestandes sind für 
Forschungsvorhaben über Strahlenschäden, ins- 
besondere über den Zusammenhang zwischen 
Erkrankungen an Krebs und Belastungen durch 
Radioaktivität und Staub, von erheblicher Bedeu- 
tung. 

Für die unter den letzten drei Punkten genannten 

Zwecke sind neben den Gesundheitsdaten auch die 

Personalunterlagen von ehemaligen Mitarbeitern der 

SDAG Wismut wichtig, soweit sie Angaben zur 
Beschäftigung und damit zur Belastung insbesondere 

durch Radon, Staub und Vibration enthalten. 

Die Übernahme der Gesundheitsdaten durch die 
Wismut GmbH habe ich als einen richtigen Schritt 
ausdrücklich begrüßt. Dies gilt sowohl für die Akten 
aus den Gutachten-Bereichen als auch für die Unter- 
lagen aus den Betriebsambulatorien, den Kranken- 

häusern und Polikliniken, soweit dort keine andere, 
sachgerechte Weiterführung der Patientenunterlagen 
gewährleistet werden kann. Im Interesse der Patien- 
ten habe ich es auch begrüßt, daß Unterlagen über 
kurative Behandlungen aus aufgelösten Einrichtun-
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gen mit Einwilligung des Betroffenen weiterbehan- 

delnden Ärzten in Kopie zur Verfügung gestellt wer- 

den. Ich konnte feststellen, daß die Unterlagen in der 

Abteilung Gesundheitsdatensicherung in Chemnitz 

angemessen gesichert sind. Dies gilt allerdings nicht 

für alle Stellen, die ehemalige Gesundheitsdaten aus 

dem Bereich Wismut verwahren. Die Wismut GmbH 

hat anläßlich meiner Kontrolle zugesagt, die erkann- 

ten Datensicherungsmängel so schnell wie möglich zu 

beseitigen. 

Gegen Bestrebungen des Bundesministeriums für 
Wirtschaft, die gesamten Gesundheitsunterlagen des 

früheren Gesundheitswesens der SDAG Wismut dem 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 

schaften (HVBG} zu überlassen, habe ich mich 

gewandt, weil dies der Verantwortung der Wismut 
GmbH für die Gesundheitsdaten der ehemaligen 

Mitarbeiter nicht entsprochen hätte. Die pauschale 

Übergabe dieser Unterlagen an den HVBG wäre 
rechtlich unzulässig gewesen. 

Nachhaltig habe ich mich auch dafür eingesetzt, bei 

den notwendigen Forschungsvorhaben die Rechte der 
Betroffenen zu beachten. Das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, in des- 

sen Zuständigkeitsbereich bereits Forschungsvorha- 

ben angemeldet wurden, habe ich gebeten, mich bei 

der Planung jeweils zu beteiligen. 

Inzwischen erkennt die Wismut GmbH es nicht mehr 

als ihre Aufgabe an, Gesundheitsdaten, an denen ein 

Firmeninteresse nicht besteht, noch weiterhin zu ver- 

walten. Solange es nicht gelingt, eine die Rechte der 

Betroffenen wahrende Lösung außerhalb der Wismut 

GmbH zu finden, muß sie diese Abwicklungsaufgabe 

aber als Rechtsnachfolgerin der SDAG Wismut weiter- 

hin selbst wahrnehmen. 

2.5 Kaderakten der Nomenklatura nicht auffindbar 

— Personaldatenrechtliche Probleme aufgrund 

der Vereinigung — 

Nach meinen Erkenntnissen sind für den Umgang mit 

Personaldaten in den neuen Bundesländern vor allem 

folgende Fragen von großer Bedeutung: 

— Überprüfung der Verfassungstreue bei Bewerbern 

und bei Mitarbeitern, die in den öffentlichen Dienst 

übernommen werden wollen, 

— Behandlung von Kaderakten und von Zweitäkten 

der Kaderakten (Personalakten in der ehemaligen 

DDR) 

Es ist leider nicht gelungen, Inhalt und Verfahren der 
Überprüfung der Verfassungstreue von Bewerbern 

aus dem Beitrittsgebiet einheitlich für Bund und 

Länder zu regeln. Auch hat der Bundesminister des 

Innern seinen Personalfragebogen, den einige oberste 

Bundesbehörden und viele Behörden der neuen Län- 

der inzwischen als Muster zur Gestaltung ihrer eige- 

nen Fragebögen übernommen haben, trotz meiner 

Bedenken (s. 13. TB S. 25) unverändert beibehalten. 

Er hat auch die Gegenvorschläge der Bundesregie- 

rung in deren Stellungnahme zu meinem Tätigkeits- 

bericht nicht verwirklicht.   
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Bei der Überprüfung der Verfassungstreue sind Fra- 
gen, die sich auf die Mitarbeit beim Ministerium für 

Staatssicherheit oder beim Amt für nationale Sicher- 

heit sowie auf Funktionen in der SED, in Massen- 

organisationen/gesellschaftlichen Organisationen 

der DDR oder sonstigen herausgehobenen Funktio- 
nen im System der DDR erstrecken, unbedenklich; sie 

sind auf die Vorgaben des Einigungsvertrages abge- 

stellt. 

Beim Aufbau von Dienststellen im Beıtrittsgebiet 

kann wegen des erheblichen Arbeitsaufwandes und 

des Zeitdruckes bei der Entscheidung über Einstel- 
lungen von Bewerbern aber wohl auch auf sensiblere 

Fragen, die eine Plausibilitätskontrolle der Antworten 
zu anderen Fragen zulassen, derzeit noch nicht ver- 

zichtet werden. Ich würde es allerdings begrüßen, 

wenn Fragen zur Verfassungstreue von Bewerbern 

erst in der zweiten Phase des Einstellungsverfahrens 
(vgl. hierzu 9.6) und abhängig von der angestrebten 
Funktion erörtert würden. Kommt nämlich ein Bewer- 

ber wegen fehlender persönlicher und fachlicher 

Qualifikation sowieso nicht in die engere Wahl für die 

angestrebte Stelle, ist auch die Antwort auf die oben 

angegebenen Fragen nicht mehr von Belang. 

Ich halte auch eine Trennung besonders sensibler 
Daten, — die Daten aus der Verfassungstreueprüfung 

sind solche — zumal wenn auf sie nach Begründung 

des Dienstverhältnisses in aller Regel nicht mehr 

zurückgegriffen wird, von anderen Personaldaten für 

erforderlich. 

Diese Trennung könnte auch in der Form erfolgen, die 

die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zu mei- 

nem 13. Tätigkeitsbericht selbst vorgeschlagen hat, 

daß nämlich Auskünfte zur Verfassungstreue, insbe- 

sondere solche des Bundesbeauftragten für die Unter- 

lagen des ehemaligen MfS, in Teilakten zur Personal- 
akte genommen und — vergleichbar wie ärztliche 
Gutachten — in einem verschlossenen Umschlag 

verwahrt werden. Wenn dies geschieht, sollten aller- 

dings nicht nur Auskünfte über den Bediensteten, 

sondern auch dessen eigene Angaben zur Verfas- 

sungstreue in die verschlossene Teilakte genommen 
werden. Ein solches Verfahren setzt aber die Erhe- 

bung der Daten zur Verfassungstreue auf einem 
besonderen, von dem sonstigen Bewerbungsbogen 

oder dem Personalbogen getrennten Vordruck vor- 

aus. Ich empfehle daher nach wie vor dringend die 
Erhebung der Daten zur Verfassungstreue auf einem 

besonderen Vordruck. 

Einschlägige Informationen gaben mir Veranlassung, 

dem Verbleib der Kaderakten des öffentlichen 

Dienstes der ehemaligen DDR nachzugehen. 

Die Kaderakten (jetzt Personalakten) von Mitarbei- 

tern, die vom BMI aus dem MdlI der ehemaligen DDR 

übernommen wurden, werden in Bonn weitergeführt, 

die der nicht übernommenen befinden sich im Perso- 

nalakten-/Kaderaktenarchiv in Berlin. Ein Teil der 

ehemaligen Kaderakten ist aufgrund organisatori- 

scher Zuordnung bestimmter Dienstzweige zu Län- 

dereinrichtungen an die entsprechenden Dienststel- 

len der Länder abgegeben worden. Nach Auflösung 

der DDR-Ministerien für Kultur, Medienpolitik, für 
regionale, kommunale Angelegenheiten und für 
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Familie, Jugend und Sport hat das BMI außerdem die 

bei diesen vorhandenen Bestände an Kaderakten und 

sonstigen Personalunterlagen aller ehemaligen Mitar- 
beiter übernommen. 

Die Kaderakten der sogenannten Nomenklaturkader 

(leitende Mitarbeiter vom Abteilungsleiter aufwärts) 

und des Kollegiums (oberstes Führungsorgan des 
Ministers) wurden in der ehemaligen DDR im Mini- 

sterbereich geführt. Wer für die Aktenführung verant- 

wortlich war und wo diese Akten aufbewahrt wurden, 
unterlag auch ministeriumsintern strikter Geheimhal- 
tung. Den Verbleib dieser Akten konnte ich bislang 
nicht klären. 

Die noch vorhandenen Akten sind zu einem großen 
Teil allerdings nicht mehr vollständig, weil viele 
Mitarbeiter von der „Modrow-Verordnung“ vom 

Februar 1990 Gebrauch gemacht und ihre Kaderakten 

„bereinigt“ haben. Mir ist bekannt, daß auch einige 

Dienststellenleiter diese Bereinigung von Kaderakten 
bereits von sich aus vorgenommen hatten, bevor die 

Akten einzeinen Betroffen ausgehändigt wurden. 
Ebenso soll es vorgekommen sein, daß einzelne 
Betroffene, über das Ziel der Modrow-Verordnung 
hinaus, der Personalakte alles entnommen haben, was 
aus ihrer Sicht für sie nachteilig hätte werden können. 
Die stichprobenweise Durchsicht von Kaderakten bei 

einem Hauptzollamt ergab dagegen, daß dort dıe 
Kaderakten nahezu vollständig waren. 

Mehrfach habe ich Hinweise bekommen, in der ehe- 
maligen DDR seien — jedenfalls beim ehemaligen 

Ministerium des Innern — Kaderakten mindestens 
doppelt geführt worden. Nach meinen bisherigen 

Feststellungen, auch aufgrund übereinstimmender 

Angaben aller befragten Mitarbeiter der BMI — Au- 
Benstelle Berlin, kann ich dies für das ehemalige MdiI 

bisher nicht bestätigen. Dennoch besteht Anlaß, die- 

ser Frage weiter nachzugehen. Mir ist nämlich 
bekannt geworden, daß in der ehemaligen DDR 
Personalbögen ın doppelter, Attestationen (dienstli- 

che Beurteilungen) in dreifacher und Disziplinarvor- 
gänge in sechsfacher Ausfertigung auszufüllen 
waren. Der Verbleib der Mehrfertigungen ist noch 
nicht geklärt. Die ehemaligen Mitarbeiter der Perso- 
nalverwaltung sind seinerzeit davon ausgegangen, 
daß zumindest eine Ausfertigung an das Ministerium 

für Staatssicherheit (MfS) ging. Nach Auffassung der 

von mir um Auskunft gebetenen Mitarbeiter ist des- 

halb denkbar, daß der eingangs beschriebenen 
Annahme eine Verwechselung mit den beim MfS 
geführten Zweit-Personalakten zugrunde liegt; dies 

liegt deshalb nahe, weil das MfS in seinen Aktivitäten 

nach außen unter der Bezeichnung Mdl in Erschei- 
nung getreten ist. Ein weiteres Indiz dafür ist auch die 
Auskunft eınes Mitarbeiters, es sei zu DDR-Zeiten 

unter anderem seine Aufgabe gewesen, dem MiS 
regelmäßig Blankoexemplare von MdI-Dienstauswei- 
sen zu übersenden. 

Bei einer stichprobenweisen Einsicht konnte ich 

weder in den Suchkarteien, in der Hängeregistratur 

und in der Kaderkartei, noch in den vorgefundenen 

Archivakten Anhaltspunkte für eine doppelte Kader- 

aktenführung im ehemaligen Mdl feststellen. Gesprä- 

che mit meinen Kollegen aus den neuen Bundeslän- 
dern haben allerdings weitere Anhaltspunkte für die 
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Führung von weiteren Personalunterlagen gebracht. 

So sollen bei Behörden in den neuen Bundesländern 

noch Magnetbänder vorhanden sein, auf denen sich 

Personaldaten von Arbeitnehmern befinden. Ich 

werde diesen Hinweisen weiterhin nachgehen. 

Zur Vermeidung von Zweifeln weise ich darauf hin, 

daß essich bei den möglicherweise noch vorhandenen 
Mehrfachpersonalakten oder -dateien nicht um den 

Datenspeicher „gesellschaftliches Arbeitsvermögen” 

handelt, der sich inzwischen im Bundesarchiv befin- 

det (s. o. 2.3). 

Bei Kontrollen in personalbearbeitenden Stellen 
werde ich häufig mit der Frage der weiteren Verwen- 

dung und des Verbleibs von Kaderakten der in den 

Dienst des Bundes übernommenen und der zwischen- 
zeitlich ausgeschiedenen Mitarbeiter der ehemaligen 
DDR-Dienststellen konfrontiert. 

Der Umgang mit Kaderakten wird innerhalb der 
Bundesregierung derzeit unterschiedlich gehand- 

habt. In einer Dienststelle im Geschäftsbereich des 
BMWi werden die Kaderakten — mit Zustimmung der 
Betroffenen — als besondere Teile Bestandteil der 

Personalhauptakte. Im Geschäftsbereich des Bundes- 

ministeriums der Finanzen werden aufgrund eines 

entsprechenden Erlasses aus der Kaderakte nur die 
Personenstandsurkunden und die Beschäftigungs- 
nachweise in die aktuelle Personalakte übernommen. 

Die Kaderakte selbst wird als „Vorakte“ gesondert 

abgelegt. 

Die beschriebene Praxis im Umgang mit den Kaderak- 
ten durch öffentliche Stellen des Bundes begegnet 
erheblichen datenschutzrechtlichen Bedenken. Ge- 
gen die uneingeschränkte Einbeziehung der Kader- 
akte in die Personalhauptakte spricht vor allem, daß 
die ersteren eine Reıhe von Daten enthalten, die zur 
Aufgabenerfüllung der Personalverwaltung des Bun- 
des nicht erforderlich sind oder deren Erforderlichkeit 
zumindest fraglıch ist und deren Erhebung nach 
Bundesrecht weitgehend unzulässig gewesen wäre. 

Als Beispiel möchte ich hier nur die Angaben über 
„soziale Herkunft”, „soziale Stellung“, „Parteimit- 

gliedschaft mit Eintrittsjahr”, „Vereinsmitgliedschaf- 
ten“, „Verwandte ersten und zweiten Grades im 
kapitalistischen Ausland/Westberlin”, „Eltern mit 

Angabe über Parteizugehörigeit”, „Geschwister mit 
Angabe ihrer Parteizugehörigkeit“, „Lehrgänge bei 
Parteischulen”* und „Angaben über Auszeichnun- 

gen“ nennen. 

Überzeugende Gründe für eine Übernahme der 
gesamten Kaderakte — also über die auf der Grund- 
lage des $ 90 BBG in die neue Personalakte übernom- 
menen Bestandteile hinaus — sind nicht ersichtlich. 
Einerseits wird das Argument vorgebracht, daß Ka- 
derakten bis zur Anerkennung von Vordienstzeiten 

und zur endgültigen Klärung von Fragen der Eingrup- 
pierung erforderlich seien. Andererseits — so die 
Argumentation des Bundesministeriums der Finan- 

zen — seien Hinweise aus dem früheren sozialen 
Umfeld der Beschäftigten zur Wahrung berechtigter, 

schutzwürdiger Interessen der Betroffenen regelmä- 
Big dann notwendig, wenn — wie im Bereich der 
Zoliverwaltung geschehen — Bedienstete unter Hin- 
weis auf entsprechende Vermerke in der Kaderakte
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eine Rehabilitierung verlangen Dieses Zıelwärem.E. 
auch zu erreichen, wenn den Betroffenen die nicht 
mehr benötigen Unterlagen ausgehandigt würden. 
Der ebenfalls geaußerte Wunsch, die Kaderakte für 
das Verfahren zur Überprüfung der Verfassungstreue 

aufzubewahren, ist nur für die Dauer dieses Verfah- 

rens begründet. Soweit Unterlagen aus den Kaderak- 
ten wirklich für die Prüfung der Verfassungstreue 

relevant sind, müßten sie zumindest in eine Teilakte 

„Verfassungstreue‘ genommen werden Soweit ehe- 
malige Arbeitnehmer der DDR zu Bundesbeamten 
ernannt worden sind, gelten für die Führung ihrer 
Personalakten die $$ 90ff BBG, somit auch $ 90 Abs. 4 

BBG, der bestimmt, daß der Dienstherr personenbezo- 
gene Daten über Bewerber und Beamte nur erheben 
darf, soweit dies zur Begründung, Durchführung, 
Beendigung oder Abwicklung des Dienstverhältnis- 
ses oder zur Durchführung organisatorischer, perso- 
neller und sozialer Maßnahmen erforderlich ist. 
Soweit ehemalige Mitarbeiter der DDR als Beamte 

übernommen werden, dürfen daher nur solche Daten 
aus der ehemaligen Kaderakte übernommen werden. 
Bei der Beschäftigung als Angestellter oder Arbeiter 

im Bundesdienst gelten nach Arbeitsrecht die glei- 

chen Grundsätze. 

Die Behandlung von Kaderakten der ehemaligen 
DDR-Betriebe seitens der Treuhandanstalt bezüglich 
der Liquidation, des Verkaufs und des Konkurses 

dieser Betriebe wird in anderem Zusammenhang 
dargestellt (s. u. 2.12). 

2.6 Schutz von Sozialdaten — Probleme beim 
Umgang mit ihnen — 

Es kann nicht verwundern, daß die deutsche Einheit 
auch beim Schutz von Sozialdaten eine Reihe beson- 
derer Fragen aufgeworfen hat, die teilweise Auswir- 
kungen bıs in das Gebiet der früheren Bundesrepublik 
Deutschland hinein hatten. 

Als Beispiele nenne ich 

— die ordnungsgemäße Unterbringung aus der ehe- 
maligen DDR übernommener Akten mit Sozial- 
daten 

— den Datenschutz bei der Bundesanstalt für Arbeits- 
medizin (BAfAM) 

— die Schaffung einer Zentralen Erfassungs- und 
Betreuungsstelle bei der Wismut GmbH i. A. 

— die Datenerhebung im Rahmen des Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungs-Gesetzes (AAUG). 

2.6.1 Übernommene Akten nicht ordnungsgemäß gesichert 

Bei der Kontrolle der Bezirksverwaltung einer Berufs- 
genossenschaft im früheren Bundesgebiet habe ich 
festgestellt, daß in den Fluren des Dienstgebäudes 
zahlreiche Akten mit Sozialdaten gelagert waren. 
Eine Sicherung der Akten gab es lediglich dadurch, 

daß die Zwischentüren zu den betreffenden Fluren 
nach Dienstschluß verschlossen wurden. Besucher   
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des in demselben Gebäude untergebrachten berufs- 
genossenschaftlichen arbeitsmedizinischen Dienstes 

konnten sich jedoch im Gebäude frei bewegen und 

auf die Akten zugreifen. 

Diese Situation war dadurch veranlaßt worden, daß 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften e. V. aufgrund des Einigungsvertrages einen 
Verteilungsschlüssel für aus dem Beitrittsgebiet zu 
übernehmende Akten über Arbeitsunfälle/Berufser- 

krankungen erstellt und der kontrollierten Bezirks- 
verwaltung ca. 25 000 Akten aus der ehemaligen DDR 
zugewiesen hatte. Infolge der Raummnot der Bezirks- 

verwaltung mußten Akten vorübergehend nicht hin- 
reichend gesichert auf den Fluren des Gebäudes in 
den verschiedenen Sitzungszimmern untergebracht 

werden. 

Die Berufsgenossenschaft sagte bei der Kontrolle zu, 
Stahlschränke zur Aufnahme der Akten bis zum 
Umzug in erweiterte Büroräume zu beschaffen und 
das Volumen ihrer eigenen Altakten durch Vernich- 
tung nicht mehr benötigter Unterlagen zu reduzie- 

ren. 

Bei einer Nachkontrolle mußte ich jedoch feststellen, 

daß die dargestellten Mängel teilweise noch fortbe- 
standen und neue Mängel hinzugetreten waren. 

Daraufhin habe ich die unzureichende Sicherung der 
Akten mit Sozialdaten als Verstoß gegen die Pflicht 

zur Wahrung des Sozialgeheimnisses, sowie gegen 
dıe Verpflichtung zu technischen und organisatori- 

schen Maßnahmen zur Sicherung der Daten ($ 35 
SGB I, $ 9 BDSG) beanstandet. 

Die Berufsgenossenschaft hat die Mängel inzwischen 
behoben. 

Da ich annehmen mußte, daß auch bei anderen 
Berufsgenossenschaften ähnliche Schwierigkeiten 
aufgetreten waren, habe ich die meiner Kontrollbe- 

fugnis unterliegenden Berufsgenossenschaften auf- 
gefordert, mir über die Aufbewahrung übernomme- 
ner Gesundheitsunterlagen und dabei aufgetretene 
Schwierigkeiten zu berichten. 

Bei einigen Berufsgenossenschaften — drei weitere 
habe ich mit ähnlichem Schwerpunkt kontrolliert — 

zeigten sich leider ähnliche Schwierigkeiten, die aber 
inzwischen überwunden sind. 

2.6.2 Bundesanstalt für Arbeitsmedizin hat 
arbeitsmedizinische Daten übernommen 

Die Bundesanstalt für Arbeitsmedizin (BAfAM) hat 

die Datenbestände des früheren Zentralinstitutes für 

Arbeitsmedizin der ehemaligen DDR übernommen. 

Die von der BAfAM weitergeführten Dateien und 
Akten enthalten oft als einziges Identifikationsmerk- 

mal die Personenkennzahl (PKZ) des Betroffenen, die 

aber nach dem Einigungsvertrag in allen Dateien zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu löschen ist. Dieser 
Zeitpunkt ist aber nicht erreicht, solange die Speiche- 
rung der PKZ noch erforderlich ist, z. B. weil schutz- 

würdige Interessen der Betroffenen an der Nutzung 
dieser Daten anders nicht gewährleistet werden kön- 
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nen. Es mußte somit für jede Datei mit PKZ festgestellt 

werden, ob und in welcher Weise diese Art der 

Personenbeziehbarkeit der gespeicherten Daten er- 

halten werden durfte. Die von mir über das Bundes- 

ministerium für Arbeit und Sozialordnung getroffenen 
Feststellungen führten u. a. zu folgenden Ergebnis- 

sen: 

— Datei über anerkannte Berufskrankheitenfälle 

Diese Datei wurde ursprünglich in zwei Versionen 
geführt, davon nur eine mit PKZ. Diese Datei wurde 

gesperrt, archiviert und für Anfragen Betroffener 

genutzt; bei Anfragen dritter Stellen nur insoweit, wie 
der Betroffene schriftlich in eine Auskunft aus der 
Datei an diese eingewilligt hatte. Jeder Zugriff auf 

diese Dateiversion wurde protokolliert. 

Die zweite Version der Datei, die ohne PKZ geführt 

wurde, enthielt als Identifikationsmerkmal die Num- 

mer des meldenden Bezirkes und die von diesem 

geführte Journalnummer. 

Weil die bei der BAfAM gespeicherten Datensätze nur 
sehr pauschale und teilweise fehlerhafte Informatio- 

nen enthielten, waren für die Entwicklung von Stra- 

tegien zur Bekämpfung von Berufskrankheiten in 
Einzelfällen Recherchen in den Akten der gewerbe- 
ärztlichen Dienste der neuen Bundesländer insbeson- 

dere zur Frage, inwieweit Arbeitnehmer der Einwir- 

kung von Schadstoffen ausgesetzt waren, notwendig. 

Dazu wurde die in den Datensätzen enthaltene Jour- 

nalnummer verwendet, was offenbar ausreichte. 

Inzwischen hat die BAfAM mir mitgeteilt, daß die in 

der Berufskrankheiten-Datei gespeicherten Daten bis 

Ende 1992 an die gewerbeärztlichen Dienste der 
neuen Bundesländer übergeben worden sind. Seit- 
dem können Betroffene bei den gewerbeärztlichen 

Diensten der neuen Länder Auskunft über ihre Daten 

erhalten. 

— Begutachtungsfallakten 

In vielen Fällen führte das Zentralinstitut für Arbeits- 

medizin der ehemaligen DDR Akten über die Begut- 
achtungen in Berufskrankheitsfällen. Sowohl das 

BMA als auch die BAfAM teilen meine Auffassung, 

daß dem Betroffenen jederzeit die Einsichtnahme in 
seine bei der BAfAM geführte Begutachtungsfallakte 
zusteht. Demgemäß habe ich die BAfAM gebeten, 

technisch und organisatorisch sicherzustellen, daß 
dem Betroffenen die Möglichkeit eröffnet wird, jeder- 
zeit vom Inhalt seiner Begutachtungsfallakte Kenntnis 
zu nehmen. 

Bei der Übermittlung von Daten aus den Begutach- 
tungsfallakten an eine gewerbliche Berufsgenossen- 

schaft sollen sog. Confounder-Daten (z. B. zu Rauch- 
gewohnheiten des betroffenen Arbeitnehmers) nur 
mit Einwilligung des Betroffenen einbezogen wer- 
den. 

— Datei der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu- 
chungen 

Die Datensätze sind in der Datei ohne Namen unter 

einer speziellen Probandennummer gespeichert. Da- 

neben gibt es eine „Umsteigerdatei“, die die Proban- 
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dennummern der PKZ zuordnet. Die Umsteigerdatei 
stellt sicher, daß dıe BAfAM die Daten zur Vorberei- 

tung von Forschungsvorhaben anderer Forschungs- 

träger mit anderen Dateien jeweils personenbezogen 
zusammenführen kann. Vor der Weitergabe der 

zusammengeführten Daten an den Forschungsträger 

obliegt es der BAfAM in einem zweiten Schritt den 
neu entstandenen Datensatz wieder mit der Proban- 

dennummer zu versehen, d. h., für den Forschungsträ- 

ger zu anonymisieren. 

Zur Zeit erörtere ich mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen Daten aus der genannten Datei 

auch ohne Confounder-Daten an gewerbliche Berufs- 
genossenschaften übermittelt werden dürfen. Die Dis- 

kussion ist noch nicht abgeschlossen. 

2.6.3 Wismut-Gesundheitsdaten für nachgehende 

Untersuchungen erfaßt 

Die Wismut GmbH verwahrt in Aue und in Niederlas- 

sungen an anderen Orten eine große Menge von 

Personal- und Gesundheitsunterlagen über ehe- 
malige und aktuell beschäftigte Mitarbeiter (s. auch 

oben 2.4). 

Die gewerblichen Berufsgenossenschaften haben zur 
Bewältigung der gesundheitlichen Folgelasten des 
ehemaligen Uran-Erzbergbaues beim Hauptverband 

der gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVBG) 
eine Zentrale Erfassung- und Betreuungsstelle Wis- 
mut (ZEBWis) errichtet. Die ZEBWis hat das primäre 

Ziel, ein Angebot nachgehender Untersuchungen bei 
—- auch ehemaligen — Beschäftigten der Wismut zu 
steuern. 

Die Wismut GmbH hat sich gegenüber dem HVBG 

vertraglich verpflichtet, unter Beachtung der daten- 
schutzrechtlichen Bestimmungen den vom HVBG 

bestimmten Mitarbeitern die Unterlagen vorzulegen, 
aus denen die Daten des einvernehmlich abgestimm- 
ten Datenkatalogs erfaßt werden können. Dieser 

Katalog enthält nur Daten, die die Berufsgenossen- 

schaften für ihre Aufgabenerledigung benötigen. Die 
zur Erfüllung der Aufgaben der ZEBWis erforderli- 
chen Daten werden von Mitarbeitern des HVBG, aber 

nach alleiniger Weisung der Wismut GmbH auf 
Datenträger übernommen. Dieser Lösung habe ich 
zugestimmt, weil eine bessere, nämlich die Datener- 

hebung durch eigene Mitarbeiter der Wismut GmbH, 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht realisierbar war. 

2.6.4 Datenübermittlung für Rentenüberleitung korrekt 

Das im Rahmen des Renten-Überleitungsgesetzes 
geschaffene Anspruchs- und Anwartschafts-Überfüh- 
rungsgesetz (AAUG) sieht in bestimmten Fällen eine 
Leistungskürzung vor ($$ 6 und 7). Davon betroffen 
sind im wesentlichen Personen, die in der ehemaligen 
DDR eine bestimmte Tätigkeit ausgeübt oder einen 
bestimmten Versorgungssystem angehört haben. 

Die BfA erhält die für diese Kürzungsentscheidungen 
erforderlichen Informationen im wesentlichen aus 

drei Unterlagen, nämlich
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— dem ggf. im Original oder in Kopie vorzulegenden 
Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung der 
ehemaligen DDR ($ 286 e SGB VI), 

— den Angaben im Antrag auf Kontenklärung und 

— aus Bescheinigungen, die von Arbeitgebern und 
Dienststellen sowie von sonstigen Einrichtungen 
mit Zusatzversorgungssystemen auszustellen 

sind. 

Nach Angaben der BfA reichen nach den jetzigen 

Erkenntnissen diese Angaben im allgemeinen aus, 
um eine sachlich richtige Entscheidung treffen zu 
können. Nur in Einzelfällen wird es für notwendig 
erachtet, ergänzende Informationen einzuholen. Das 

ist z.B. dann der Fall, wenn Anhaltspunkte für eine 

verdeckte Tätigkeit als hauptberuflicher Mitarbeiter 
des Ministeriums für Staatssicherheit oder des Amtes 
für nationale Sicherheit bestehen ($ 7 Abs. 1Satz2 und 

Abs. 2 AAUG). 

Aus meiner Sicht bestehen gegen diese Vorgehens- 
weise keine Bedenken. 

2.7 Statistisches Material der ehemaligen DDR auf 
Statistisches Bundesamt und Landesämter für 
Statistik aufgeteilt 

In der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
{SZS) der ehemaligen DDR, die noch am 8. März 1990 
in das „Statistische Amt der DDR* umgewandelt 

worden war, sowie im fachlichen Berichtswesen, das 

im Auftrag der SZS von den Ministerien und ihren 
Institutionen durchgeführt wurde, ıst in den letzten 

vierzig Jahren ein kaum überschaubares Datenmate- 
rial angefallen. Das Statistische Amt der DDR wurde 
aufgrund des Einigungsvertrages zunächst in das 
Gemeinsame Statistische Amt der fünf neuen Bundes- 

länder überführt. Dieses Gemeinsame Statistische 

Amt wurde dann mit Ablauf des Jahres 1991 aufgelöst. 

Die statistischen Daten wurden von den neugegrün- 

deten Landesämtern für Statistik der neuen Bundes- 

länder übernommen. 

Die Daten einer Reihe von Statistiken, die ihre Ent- 
sprechung in Bundesstatistiken haben, gingen an das 
Statistische Bundesamt. Dazu gehören etwa Datenag- 
gregate aus den Volkszählungen der Jahre 1950, 
1964, 1971 und 1981. Das Statistische Bundesamt hat 
sich zur Aufgabe gemacht, die statistischen Angaben 

aus der ehemaligen DDR zu sichern und — zurückge- 
hend bis 1985, in Einzelfällen auch bis 1980 —, nach 

der Methodik und Systematik der Bundesstatistiken 
auszuwerten. 

Anläßlich eines Besuches der Außenstelle des Statisti- 
schen Bundesamtes in Berlin hatte ich Gelegenheit, 

das Verwaltungs-, Volkszählungs- und Totenschein- 
archiv der ehemaligen Staatlichen Zentralverwaltung 

für Statistik zu besichtigen und mit dem Statistischen 
Bundesamt gemeinsam die datenschutzrechtlichen 
Aspekte zu besprechen. Es bestand Einvernehmen 

darüber, daß die Personenkennzahl, nachdem sie zur 
Gewinnung von Erhebungsmerkmalen wie Alter, 
Geschlecht und Ausländerkennung für die Bevölke- 

rungsstatistik und für die Statistik des Gesundheits-   

personals gedient hat, unverzüglich gelöscht wird. Die 
Daten, die weder vom Bund noch von den Ländern 

benötigt werden, sollen vom Statistischen Bundesamt 

dem Bundesarchiv angeboten werden. 

2.8 Soldaten und Wehrpflichtige der ehemaligen 

NVA 

2.8.1 Unzulässige Daten auf den Wehrstammkarten der 
ehemaligen NVA werden nun doch gelöscht 

Die ehemalige DDR hatte für Wehrpflichtige sog. 

Wehrstammkarten angelegt, auf denen in 120 Daten- 
feldern eine Fülle personenbezogener Daten gespei- 
chert ist. Das Bundesministerium der Verteidigung 

hält es nach wie vor für erforderlich, diese Wehr- 

stammkarten zu erhalten (s. 13. TB S. 34). Es war sich 

allerdings bald mit mir einig, daß eine Reihe von 

Daten, die nicht zur Aufgabenerfüllung der Bundes- 
wehr erforderlich oder nicht nach rechtsstaatlichen 

Grundsätzen erhoben worden sind, nach $$ 12 Abs. 4, 

35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 3 BDSG grundsätzlich zu 

löschen, d. h. unkenntlich zu machen sind. Dies gilt 

vor allem für Eintragungen wie Parteizugehörigkeit 
(mit Eintrittsdatum) oder „Soziale Herkunft” (vgl. 
13. TB S. 34). 

Ich bin dem Bundesministerium der Verteidigung 
nicht gefolgt, als es allein unter Hinweis auf unver- 
hältnismäßig hohen Aufwand lediglich eine Sperrung 
unzulässiger Daten nach $ 35 Abs. 3 Nr. 3 BDSG auf 

allen, d.h. auf Millionen von Wehrstammkarten, vor- 
sehen wollte. Um den Verwaltungsaufwand auf das 
unerläßliche Maß zu reduzieren, habe ich meine im 
13. Tätigkeitsbericht erhobene Forderung nach 
Löschung der Daten auf die Fälle beschränkt, indenen 
eine Wehrstammkarte im Rahmen eines Verwaltungs- 
vorgangs bearbeitet wird oder mit in die Bearbeitung 
gelangt. Dadurch wird vermieden, daß Wehrstamm- 
karten nur zum Zweck der Löschung zu bearbeiten 
sind und ihr Inhalt damit zur Kenntnis des Bearbeiters 
gelangt; andererseits wird sichergestellt, daß die 
unzulässig gespeicherten Daten den Wehrpflichtigen 

oder Soldaten im Rahmen eines aktuellen Vorgangs 
nicht noch weiter begleiten. Die Betroffenen haben 

ein Recht darauf, daß auch bei Bearbeitung eines 

Vorgangs durch ein Kreiswehrersatzamt unzulässig 
gespeicherte Daten in Zukunft nicht mehr zur Kennt- 
nis genommen werden können. 

Das Bundesministerium der Verteidigung übernahm 
meinen Kompromißvorschlag zunächst nur insoweit, 
als es die Schwärzung bei Abgabe der Wehrstamm- 
karten an Truppenteile oder Dienststellen {im Rah- 

men der Einberufung oderEinplanung) und an andere 

Bereiche außerhalb der Wehrersatzbehörden (z.B. 

Abgabe an das Bundesamt für den Zivildienst bei 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer) verfügte. 
Für andere Fälle der Bearbeitung der Wehrstammkar- 

ten beließ das BMVg es unter Hinweis auf einen von 

ihm berechneten hohen Mehraufwand bei der Sper- 
rung der Daten. Die Weigerung des Bundesministeri- 

ums der Verteidigung, meinem Vorschlag zu folgen, 
habe ich als Verstoß gegen das Löschungsgebot nach 
$$ 12 Abs. 4, 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 3 BDSG 
gewertet und eine Beanstandung ausgesprochen. 
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Maßgebend hierbei war für mich die Tatsache, daß 

sich der vom Bundesministerium der Verteidigung 
berechnete Mehraufwand bei Übernahme meines 

oben dargelegten Vorschlags in Wirklichkeit als 
wesentlich geringer darstellte und daher keinen, wie 

es $ 35 Abs. 3 Nr. 3 BDSG voraussetzt, unverhaltnis- 

mäßig hohen Aufwand erforderte. So hatte das Bun- 
desministerium der Verteidigung auch Wehrpflich- 

tige der Geburtsjahrgänge 1973 und 1974, die im Jahr 

1993 einberufen werden, voll berücksichtigt, obwohl 

für diese keine Wehrstammkarten mehr angelegt 
waren, sondern die Erfassung und Musterung bereits 
durch die Bundeswehr erfolgte. 

Der Deutsche Bundestag hat im Rahmen der Behand- 
lung meines 13. Tätigkeitsberichts der Bundesregie- 

rung empfohlen, entsprechend meinem Vorschlag zu 
verfahren {s. BT-Drucksache 12/4094). Das Bundes- 

ministerrium der Verteidigung beabsichtigt, dieser 

Empfehlung zu folgen. Sobald dessen Weisung durch- 
geführt ist, werden Soldaten und ehemalige Soldaten 
aus den neuen Ländern in bezug auf ihr informatio- 
nelles Selbstbestimmungsrecht nicht mehr schlechter 
gestellt sein als Soldaten aus den alten Ländern. 

2.8.2 Unzulässige Daten auf Wehrstammkarten der 
ehemaligen NVA werden auch beim Bundesamt für den 

Zivildienst gelöscht 

Nach der nunmehr vom Bundesministerium der Ver- 
teidigung vorgesehenen Regelung (s. o. 2.8.1) erhält 

das Bundesamt für den Zivildienst in Zukunft von den 
Ausschüssen und Kammer für Kriegsdienstverwei- 
gerung und von den Verwaltungsgerichten mit den 
Personalunterlagen anerkannter Kriegsdienstverwei- 
gerer nur noch Wehrstammkarten mit den entspre- 
chend gelöschten Datenfeldern. Im Bundesamt für 

den Zivildienst befinden sich aber aus der Zeit davor 
u.a. etwa 8000 Personalunterlagen von gedienten 
Bausoldaten, die ebenfalls Wehrstammkarten enthal- 
ten (s. 2.8.3}. 

Ich habe das Bundesministerium für Frauen und 
Jugend gebeten, in gleicher Weise wie das Bundes- 

ministerium der Verteidigung die entsprechenden 
Daten auf den Wehrstammkarten zu löschen (s. 2.8.1). 

Das Bundesministerium für Frauen und Jugend ist 

meiner Empfehlung gefolgt. Einvernehmlich wurde 
jedoch das Datenfeld PKZ zunächst von der Löschung 
ausgenommen. Zwar hat die Bundeswehrverwaltung 
für alle gedienten Bausoldaten eine Personenkennzif- 
fer (PK) vergeben, die auch im Bereich der Zivildienst- 

verwaltung Ordnungskriterium ist. Da aber eine ent- 
sprechende Benachrichtigung der Betroffenen nicht 
erfolgte, wenden sich diese bei Anfragen mit der 
ihnen allein bekannten PKZ an das Bundesamt für den 
Zivildienst. PKZ und PK enthalten als erste Ziffern das 
Geburtsdatum des Wehr- oder Zivildienstpflichtigen, 

so daß die Akte auch mit Hilfe der PKZ gefunden und 
die Identität des Anfragenden — anhand der Perso- 

nenkennzahl auf der Wehrstammkarte — festgestellt 
werden kann. Dies dient der Verfahrensbeschleuni- 
gung. 

Gegen eine vorübergehende Beibehaltung der PKZ 
für diesen Zweck habe ich, da sie zugunsten des 
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Betroffenen erfolgt, keine Bedenken erhoben. Im 

Hinblick auf die Regelung des Einigungsvertrages, 
wonach dieses Datum zum frühestmöglichen Zeıt- 

punkt zu löschen ist (Einigungsvertrag Anlage I Kapi- 

tel II Sachgebiet C Abschnitt IH Nr. 3, Fußnote und 
Buchstabe c, BGBl. 1990 IS. 885, 917f.), werde ich 

allerdings mittelfristig prüfen, ob die Speicherung der 

PKZ noch erforderlich ist. 

2.8.3 Unterlagen über ehemalige Bausoldaten noch nicht 
vollständig ar das Bundesamt für den Zivildienst 

abgegeben 

Seit 1964 bestand in der ehemaligen DDR die Mög- 
lichkeit, als Bausoldat in Baueinheiten der ehemali- 
gen NVA den Wehrdienst ohne Waffe zu leisten. Die 
Erklärung, als Bausoldat dienen zu wollen, bedurfte 
der Schriftform. 

Die von mir anläßlich eines Kontrollbesuchs in einem 
Kreiswehrersatzamt im Beitrittsgebiet Ende 1990 auf- 
geworfene Frage des Verbleibs dieser Erklärungen 
{s. 13. TB S. 34) und der damit verbundenen Personal- 

unterlagen führte auf meine Empfehlung im Februar 
1991 zu folgenden Regelungen des Bundesministeri- 
ums der Verteidigung, die im Einvernehmen mit dem 
für den Zivildienst zuständigen Bundesministerium 

für Frauen und Jugend ergingen: 

— Gediente Bausoldaten gelten als anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer; sie sind wie Zivildienst- 
pflichtige zu behandeln, die bereits durch den 
Einigungsvertrag (Anlage Kapitel X Sachgebiet C 
Abschnitt III Nr. 1, BGBl. 1990 1S. 885, 1072) den 

anerkannten Kriegsdienstverweigerern i. S. des 
Kriegsdienstverweigerungsgesetzes gleichgestellt 
wurden. Die Kreiswehrersatzämter in den fünf 
neuen Ländern wurden dementsprechend ange- 

wiesen, dıe Personalunterlagen der gedienten 
Bausoldaten an das Bundesamt für den Zivildienst 
abzugeben. 

— Ungedienten Wehrpflichtigen, die eine Verwen- 

dung als Bausoldat lediglich beantragt oder sonst 
den Wehrdienst in der NVA schriftlich abgelehnt 
hatten, wurde anheimgestellt, bis zu einem 

bestimmten Termin einen schriftlichen Antrag 

nach dem Kriegsdienstverweigerungsgesetz zu 

stellen; ansonsten wurde davon ausgegangen, daß 

der Wehrpflichtige für den Wehrdienst zur Verfü- 
gung steht (zum Verbleib der Erklärungen 
s. 15.2). 

Bei einer Kontrolle in einem weiteren Kreiswehrer- 
satzamt in den neuen Ländern im Dezember 1991 
habe ich festgestellt, daß die Abgabe der Personalun- 
terlagen der gedienten Bausoldaten an das Bundes- 
amt für den Zivildienst entgegen der eindeutigen 

Weisungslage nur zu einem geringen Teil tatsächlich 
erfolgt war. Daraufhin habe ich das Bundesministe- 
rium der Verteidigung dringend um entsprechende 
Maßnahmen gebeten. Bisher ist jedoch erst die Über- 
gabe der Personalunterlagen der unter 32jährigen 
gedıenten Bausoldaten erfolgt, die nach dem 3. Okto- 
ber 1990 nach und nach als gediente Bausoldaten von 

den Kreiswehrersatzämtern im aktuellen Bestand der 
Wehrdienstpflichtigen erfaßt worden sind. Anders
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verhält es sich bei den Akten der über 32jährigen: 

Deren Unterlagen sind nicht durch ein äußeres Merk- 
mal auf den Akten gekennzeichnet und befinden sich 

in der sog. „Ablagekartei”. Darin werden dıe Unter- 
lagen von ca. 2 Mio. nicht mehr der Wehrpflicht 
unterliegenden Personen geführt. Eine Aussortierung 
wäre daher nur bei Überprüfung des gesamten Akten- 

bestandes möglich. Nicht einmal die genaue Zahl 
dieser gedienten Bausoldaten steht fest; Angaben der 

ehemaligen NVA soll es nicht geben. 

Ich bin mit dem Bundesministerium der Verteidigung 
und dem Bundesministerium für Frauen und Jugend 
wegen einer Lösung dieses Problems im Gespräch. 

2.9 Das Sicherungsgesetz für das Nationale 
Krebsregister der ehemaligen DDR 

Mit dem zum 1. Januar 1993 in Kraft getretenen 
Gesetz zur Sicherung und vorläufigen Fortführung der 
Datensammiungen des Nationalen Krebsregisters der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(Krebsregistersicherungsgesetz) ist ein rechtlich 

kaum haltbarer Zustand beendet worden. Nach der 
Wiedervereinigung bestand für die fortdauernde 
Speicherung personenbezogener Daten im Nationa- 
len Krebsregister keine ausreichende rechtliche 
Grundlage mehr (13. TB S. 32). Da auch die neuen 

Bundesländer und das Land Berlin keine entspre- 

chenden Vorschriften erlassen haben, hätte der 

Datenbestand des Nationalen Krebsregisters der ehe- 

maligen DDR eigentlich gelöscht werden müssen. 
Dies schien allen Beteiligten unvertretbar, so daß der 
Bund, die fünf neuen Bundesländer und das Land 
Berlin auf der Grundlage des Verwaltungsabkom- 
mens über die Verwaltung des Krebsregisters der 

ehemaligen DDR vom 31. Dezember 1991 die Daten 
Defristet bis zum 31. Dezember 1992 in die Obhut des 
Bundesgesundheitsamtes gegeben haben. 

Bei der Vorbereitung des Verwaltungsabkommens 

und den anschließenden Beratungen zum Entwurf des 

Krebsregistersicherungsgesetzes bin ich von Anfang 

an beteiligt gewesen. Meine Anregungen wurden 
aufgenommen. 

Das Gesetz sieht vor, daß das Bundesgesundheitsamt 
als Organ der Länder die aufgrund des Verwaltungs- 
abkommens vom 31. Dezember 1991 in Verwahrung 
genommenen Daten des Nationalen Krebsregisters 
der ehemaligen DDR sichert und das Krebsregister für 
die fünf neuen Bundesländer sowie das Land Berlin 
bis zum 31. Dezember 1994 fortführt. Es regelt die 
Trennung der epidemiologischen Daten (z.B. Ge- 
schlecht, Diagnose eines Tumors, Stadium der Tumor- 
ausbreitung, Wohnort, Monat sowie Jahr der Geburt 

und ggf. des Todes) von den Identitätsdaten (Name, 
Anschrift, Geburtsdatum) und ihre Nutzung für 

gesundheits- und umweltpolitische Maßnahmen so- 
wie für wissenschaftliche Forschungszwecke, die von 

besonderer Bedeutung für die Krebsbekämpfung 
sind. 

Nach $ 8 Abs. 2 des Gesetzes darf das Bundesgesund- 

heitsamt epidemiologische Daten mıt Identitätsdaten 
für Zwecke eines bestimmten wissenschaftlichen For-   
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schungsvorhabens vorübergehend wieder zusam- 

menführen. Die Verarbeitung und Nutzung der 
zusammengeführten Daten ist dann aber nur nach 
Einwilligung des Patienten oder, wenn er verstorben 
ist, seınes nächsten Angehörigen zulässig. Ich halte 
diese Forschungsregelung im Rahmen eines Siche- 
rungsgesetzes, das zudem nur zwei Jahre gelten soll, 
zwar für sehr weitgehend, habe aber wegen der 
besonderen Bedeutung der Krebsforschung Beden- 
ken zurückgestellt. 

2.10 Besondere Gefahren für das 

Fernmeldegeheimnis im Telefonnetz der 

neuen Bundesländer 

Die Abhöreinrichtungen des Ministeriums für Staats- 
sicherheit der ehemaligen DDR spielen auch heute 
noch gelegentlich in Presseberichten eine Rolle. Die 
Bemühungen der dafür zuständigen Stellen — insbe- 
sondere der Deutschen Bundespost Telekom — haben 
jedoch inzwischen dazu geführt, daß solche Einrich- 
tungen heute jedenfalls nicht mehr funktionsfähig 
bestehen und somit von ihnen keine Gefährdungen 
des Fernmeldegeheimnisses mehr zu befürchten 

sind. 

Behörden und Betriebe in der ehemaligen DDR ver- 
fügen ın der Regel über Telefonnebenstellenanlagen. 
Viele davon sind weiter im Gebrauch. Sie besitzen 
— wie auch in den alten Bundesländern — üblicher- 
weise eine sogenannte Aufschaltmöglichkeit, dıe es 
dem Personal in der Telefonvermittlung erlaubt, sich 
in bestehende Telefonverbindungen einzuschalten, 
um den Teilnehmer zum Beispiel auf einen dringen- 
den anderen Anruf aufmerksam zu machen. Beim 
Aufschalten wird ein akustisches Signal erzeugt, das 
alle Beteiligten auf den Vorgang aufmerksam 
macht. 

Mich erreichten Hinweise, daß dieses Signal durch 

Eingriffe in einigen Telefonanlagen unterbunden ist 
oder werden kann, so daß sich das Vermittlungsper- 

sonal unbemerkt in Telefongespräche einschalten 
kann. Dies darf nicht hingenommen werden. Ich habe 
die zuständigen Stellen aufgefordert, entsprechende 

Prüfungen ihrer Telefonanlagen vorzunehmen und 
— falls erforderlich — den korrekten Zustand der 
Telefonanlage wieder herstellen zu lassen. 

Insgesamt gesehen leidet — trotz der anerkennens- 

werten Anstrengungen der Deutschen Bundespost 

Telekom — die Telekommunikation in den neuen 

Bundesländern — besonders der Telefondienst — 

noch unter den Unzulänglichkeiten des von der ehe- 
maligen Deutschen Post der DDR übernommenen 

Kabelnetzes und der dort vorhandenen Vermittlungs- 
stellen, die aufgrund ihres Alters und ihres physisch- 

technischen Zustandes teilweise nicht mehr den Erfor- 

dernissen für eine sichere Nachrichtenübermittlung 

entsprechen. Die daraus resultierenden Mängel wir- 

ken sich im Störungsfall als „Nebensprechen“ und 

Doppelverbindungen aus und gestatten in solchen 
Fällen das unbeabsichtigte Mithören von Telefona- 

tern. 
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Durch die Eingabe eıner Bürgerin aus Östberlin 
wurde ich auf eine weitere — noch heute fortbeste- 
hende — Gefahr für das Fernmeldegeheimnis beim 

Telefonieren in den neuen Bundesländern aufmerk- 
sam gemacht. Die Petentin ist seit März 1989 im Be- 

sitz eines sogenannten Gemeinschaftsanschlusses 

{„Zweieranschluss”), durch den unter Nutzung nur 

einer Fernsprechleitung zwei Teilnehmer an das 
Fernsprechnetz angeschlossen sind. Durch Zufall 
hatte sie erfahren, daß ihr Anschlußpartner ihre 
Gespräche unbemerkt mithören konnte. Die Telekom 

stellte fest, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit ein 
Fehler beı Arbeiten am Leitungsnetz verantwortlich 

war; der Fehler wurde inzwischen behoben. 

Gemeinschaftsanschlüsse in den neuen Ländern sind 
jedoch generell eıne Gefahrenquelle. Aus Kosten- 
gründen hat die ehemalıge Deutsche Post der DDR 
bevorzugt Gemeinschaftsanschlüsse gelegt. Zum 
Zeitpunkt der Fusion der beiden Telekom-Unterneh- 

men gab es in den neuen Bundesländern ca. 750 000 
Gemeinschaftsanschlüsse; das entsprach einem An- 

teil von 39 %. Die für die betriebstechnische Trennung 

erforderlichen elektronischen Weichen (Gemein- 

schaftsumschalter) sind in die ursprünglich verwende- 

ten Telefonapparate eingebaut, können allerdings 
relativ einfach gezielt ausgeschaltet werden. Sie ver- 
lieren naturgemäß ihre Wirkung, wenn ein solcher 

Telefonapparat gegen ein „normales“ Gerät ausge- 
tauscht wird, wie dies immer häufiger geschieht, meist 
ohne daß den Teilnehmern die einschneidenden Kon- 
sequenzen — vom Mithören bis zu fehlerhafter 
Gebührenzuordnung — bewußt sind. 

Die Telekom arbeitet ‚seit 1991 intensiv daran, die 
Gemeinschaftsumschalter in den Netzabschluß 
{„TAE-Dose*) zu integrieren. Damit werden die 
Manipulationsmöglichkeiten weitgehend einge- 
schränkt. Langfristig sollen Gemeinschaftsanschlüsse 
im Zuge des Regelausbaus der Ortsnetze genereil 
durch Einzelanschlüsse ersetzt werden. 

Ich habe gefordert, bis dahin ergänzende Schutzmaß- 
nahmen — wie zum Beispiel das Verplamben/Versie- 
geln der Telefonanschlußdosen oder der elektroni- 

schen Bauteile in den Telefonapparaten — zu ergrei- 
fen und vor allen Dingen die Inhaber von Gemein- 
schaftsanschlüssen über die damit verbundenen 
besonderen Risiken für das Fernmeldegeheimnis zu 
informieren. 

2.11 Wohin mit Datenbeständen der ehemaligen 
DDR? — Bundesarchiv Potsdam — 

Unter den Dateien und Akten der Verwaltung der 
ehemaligen DDR fanden sich viele Datenbestände, 
die zwar für die ursprünglichen Verwaltungszwecke 

nach der Vereinigung nicht mehr benötigt wurden, 
die aber auch nicht gelöscht werden durften. Die 
Gründe für eine weitere Aufbewahrung sind im 
wesentlichen die Notwendigkeit der Wiedergutma- 
chung von Unrecht oder wenigstens die Beseitigung 
seiner Folgen, andere berechtigte Interessen der 
Betroffenen sowie das Interesse an der rechtlichen 
und historischen Aufarbeitung der aus den Unterla- 
gen ersichtlichen Geschehnisse. Nicht immer gibt es 
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jedoch eine Fachverwaltung, deren Aufgabe so mit 

den fraglichen Beständen zusammenhängt, daß die 
Daten dorthin übernommen werden können. Unter 
solchen Umständen ist die Abgabe der Bestände an 
das Bundes- oder ein Landesarchiv oft die noch am 
ehesten vertretbare Lösung. Eine entsprechende 

Regelung ist durch den Einigungsvertrag in das Bun- 

desarchivgesetz aufgenommen worden. 

Um das Bundesarchiv bei der Lösung der neuen 

Probleme und beim Umgang mit den neueren Bestän- 

den aus dem Staatsarchiv der DDR zu beraten, habe 

ich wiederholt die Außenstelle Postdam des Bundes- 

archivs besucht. Anlässe für datenschutzrechtliche 

Beanstandungen habe ich dabei nicht festgestellt. Ich 

habe aber angeregt, in einzelnen Bereichen die Ein- 
haltung datenschutzrechtlicher Vorschriften durch 
den Erlaß von Dienstanweisungen sicherzustellen. 

Dies gilt im Bundesarchiv — Militärisches Zwischen- 

archiv Postdam, insbesondere für die Einsicht in 

Akten zum Zwecke der Durchführung von Strafver- 
fahren, sowie für die Einsicht z. B. von Betroffenen in 

im Archiv liegende Akten über Strafverfahren. Ich 
habe zugesagt, das Bundesarchiv bei der Erarbeitung 

von Dienstanweisungen, die den Zugang zu den 

einzelnen Arten von Archivalien regeln, weiter zu 
unterstützen. Sehr hilfreich wäre es dabei, wenn das 

Bundesministerium des Innern die bisher immer noch 

nur im Entwurf vorliegende Benutzungsordnung für 
das Bundesarchiv in Kraft setzte. 

Die Hauptstelle des Bundesarchivs, Abteilungen Pots- 
darn, ist aus dem Zentralen Staatsarchiv der ehemali- 
gen DDR hervorgegangen. Hier sind hauptsächlich 

Unterlagen archiviert, die bis zum Jahre 1933 bei 

öffentlichen Stellen des Deutschen Reiches, des Kai- 
serreiches und der damaligen deutschen Länder 
sowie bei nicht-öffentlichen Stellen angefallen waren. 

im ehemaligen Zentralen Staatsarchiv waren aller- 
dings auch Vorgänge der Reichsministerien für die 
während des Zweiten Weltkrieges besetzten Gebiete 
und anderer Dienststellen, z.B. Unterlagen des 

Reichssippenamtes, von den DDR-Behörden unterge- 
bracht worden. 

Beim Besuch zweier Außenstellen in Berlin, deren 
Bestände mittlerweile in das Zwischenarchiv Berlin in 
Dahlwitz-Hoppegarten, übernommen wurden, habe 
ich einen guten Überblick über die Verwahrung und 
Nutzung der Archivalien erhalten. Eine dieser Stellen 
war die Außenstelle in Berlin, Freienwalder Straße, in 
der sich neben Unterlagen aus den Jahren 1933 bis 
1945 auch Entnazifizierungsakten und Vorgänge aus 
Euthanasieprozessen befinden, die vom Ministerium 
für Staatssicherheit in den fünfziger und sechziger 
Jahren angelegt worden waren. Weil für wesentliche 
Teile dieser Unterlagen der Bundesbeauftragte für die 

Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema- 
ligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) 

zuständig ist, werden zur Zeit vom Bundesarchiv mit 
dem BStU Gespräche über die Übernahme von Unter- 
lagen durch den BStU geführt. 

Die Unterlagen, die bis zum 2. Oktober 1990 bei der 
Nationalen Volksarmee der ehemaligen DDR ange- 
fallen sind, wurden in das Bundesarchiv — Militäri- 

sches Zwischenarchiv Potsdam übernommen. Auch 

die Akten des Militärischen Oberstaatsanwaltes der
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DDR (MOSTA) befinden sich dort. Das Bundesarchiv 

hat festgelegt, daß Gerichte, Staatsanwaltschaften 

und weitere Behörden von ihnen angeforderte Akten 
zur amtlichen Nutzung erhalten. Zum Schutz der 

Archivalien erhalten Betroffene grundsätzlich keine 
Akteneinsicht, können jedoch auf Antrag Kopien von 

Urteilen und Anklageschriften kostenlos erhalten. 

Lediglich Rechtsanwälte erhalten Akteneinsicht und 
auf Antrag Kopien der gesamten oder von Teilen der 

Akte: Diese Regelung halte ich für sachgerecht. Ich 
habe, wie vorstehend erwähnt, angeregt, das Verfah- 
ren in einer Dienstanweisung festzulegen. 

Außer den Unterlagen aus der ehemaligen DDR 
lagern im Bundesarchiv — Militärisches Zwischen- 
archiv Potsdam auch militärische Archivalien und 
Unterlagen von Armeen im Gebiet des späteren 
Deutschen Reiches ab dem Jahr 1809 bis zum Jahr 
1945. Dazu gehören auch ca. 50 000 Kriegsgerichtsak- 

ten aus dem Zweiten Weltkrieg und Personalakten der 

Heeresrichter. In den Kriegsgerichtsakten befinden 
sich naturgemäß personenbezogene Angaben über 

den Angeklagten und weitere Personen (Eltern, Zeu- 

gen, Anzeigeerstatter, Hinweisgeber etc.). Auch Feld- 
postbriefe, die den Empfänger nicht mehr erreicht 
haben, sind ebenso Teile der archivierten Unterlagen 
wie die Abschriften der Urteile, von denen der Verur- 

teilte oft keine Kopie erhalten hat. Das Bundesarchiv 

— Militärisches Zwischenarchiv Potsdam verweist bei 
privaten Anfragen den Betroffenen stets an eın 
Gericht, das die Akten anfordern muß. Der Betroffene 
kann Auskunft durch das Gericht erhalten. Allerdings 
werden auf Antrag eines Betroffenen diesem oder 

seinem Anwalt auch Kopien der Anklageschrift und 
des Urteils zugesandt. Darüber hinaus kann der 
Anwalt des Betroffenen Akteneinsicht erhalten. Auch 
dieses Verfahren halte ich für sachgerecht. Es sollte 
ebenfalls in einer Dienstanweisung schriftlich festge- 
legt werden. 

2.12 Treuhandanstalt 

Nach mehreren vorangegangenen Informationsbesu- 
chen habe ich im Mai 1992 bei der Treuhandanstalt 
den Umgang mit personenbezogenen Daten kontrol- 
liert. Neben ihrer eigenen großen Personalverwaltung 

verarbeitet die Treuhandanstalt vor allem personen- 

bezogene Daten von Grundstückseigentümern, Er- 
werbern und Interessenten sowie des Führungsperso- 
nals der Treuhandbetriebe. Nach meinen Erkenntnis- 
sen trägt die Treuhandanstalt den Erfordernissen des 
Datenschutzes Rechnung. Einige geringfügige Män- 
gel sind auf meine Anregung hin weitgehend abge- 
stellt worden. 

Die Treuhandanstalt hat sich nach Inkrafttreten des 

neuen BDSG im Jahre 1991 mit meiner Unterstützung 

besonders der Aufgabe gewidrnet, die Unternehmen 

mit Treuhandbeteiligung (zeitweise rd. 10 000) über 

das neue Bundesdatenschutzgesetz und die sich dar- 
aus ergebenden datenschutzrechtlichen Erforder- 

nisse im Betrieb zu informieren. Die Reaktion auf ein 

entsprechendes Rundschreiben an alle Treuhandbe- 

triebe war ausgesprochen positiv. Die meisten Unter- 
nehmen emannten daraufhin betriebliche Daten-   
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schutzbeauftragte, die wiederum ein großes Interesse 
an weiterer Unterrichtung zeigten. Die Treuhandan- 
stalt veranstaltete deshalb zwei Informationsveran- 
staltungen in Berlin und Leipzig zum Thema „Daten- 

schutz im Unternehmen", an denen etwa 1 000 Daten- 
schutzbeauftragte teilnahmen. Mein ständiger Ver- 

treter hat auf diesen Veranstaltungen jeweils ein 

Referat über Grundsatzfragen des Datenschutzes 
gehalten. 

Bei meinen ersten Informationsbesuchen stellte sich 

heraus, daß die Frage, wo die Unterlagen, insbeson- 

dere die Personalakten, aus den zahlreichen liquidier- 

ten oder geteilten Betrieben verbleiben sollen, drin- 

gend gelöst werden mußte. 

Keine Probleme ergaben sich, wenn ein Betrieb von 

einem neuen Unternehmer übernommen worden war. 

Die juristische Person existierte dann als GmbH oder 

AG weiter und blieb in der Verantwortung für den 

ordnungsgemäßen Umgang mit den übernommenen 
Unterlagen. 

Die Liquidiening oder Teilliquidierung von Betrieben 
hat dagegen zur Folge, daß Unterlagen von Arbeit- 
nehmern, die u. a. für Rentennachweise wichtig sind, 

in noch nicht gekanntem Ausmaß „herrenlos" wer- 

den. Die Treuhandanstalt ist errichtet worden, um die 
kommunistische Staatswirtschaft in die Marktwirt- 
schaft zu überführen. Aus diesem Auftrag folgt auch 
ihre Verantwortung, eine Verletzung des Persönlich- 
keitsrechts ehemaliger Mitarbeiter liquidierter oder 
teilliquidierter Betriebe zu verhindern und die vor- 

handenen Unterlagen für die Wahrung schutzwürdi- 
ger Interessen dieser Personen verfügbar zu halten. 

Meine ersten Anregungen aufgreifend hat die Treu- 
handanstalt sich dieser Aufgabe inzwischen auch mit 
Nachdruck angenommen. Sie hat in Berlin undan den 
Standorten ihrer Niederlassungen (Schwerin, Pots- 
dam, Magdeburg, Erfurt und Dresden) sechs Depots 

eingerichtet, die das Schriftgut aus den liquidierten 
Betrieben mit dem Ziel aufnehmen, die Personaldaten 
für die Wahrung der sozialversicherungsrechtlichen 

Belange der früheren Arbeitnehmer zu sichern und 

gesetzlichen Aufbewahrungspflichten zu genügen. 
Die Treuhandanstalt hat eine eingehende Arbeitsan- 

weisung zur Archivierung des Schriftgutes erarbeitet, 
die Regelungen zur Zuständigkeit, Auskunftsertei- 
lung, Schriftgutaufbereitung, Formulargestaltung, 
Anlieferung und Vernichtung des Schriftgutes ent- 
hält. Die Arbeitsanweisung ist mit mir abgestimmt 
worden. Die Depotverantwortlichen der Treuhandan- 
stalt fordern im Fall der Liquidation die Liquidatoren 

auf, die Akten vorgeordnet an das zuständige Depot 
zu übergeben. Schon in dieser Phase werden neben 
Fachleuten der Depots auch die Landesarchivare zur 
Beratung herangezogen. Archivwürdiges Schriftgut 

wird den Landesarchivaren unmittelbar ausgehän- 

digt. Bis zum Abtransport in die Depots sind die 
Treuhandunternehmen, die sich in Liquidation befin- 
den, gehalten, Bescheinigungen für die Sozialversi- 
cherung auszustellen. 

Anläßlich meiner Kontrolle habe ich das seinerzeit im 
Aufbau befindliche Depot in Potsdam besichtigt und 
mir das Depotkonzept eingehend erläutern lassen. 
Meine Anregungen, insbesondere zur Aufbewahrung 
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und Akteneinsicht, wurden berücksichtigt und in das 

Konzept eingearbeitet. Die Depots haben inzwischen 

ıhre Arbeit aufgenommen. Bei einem erneuten 
Besuch zusammen mit Vertretern der Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz der neuen Länder habe 

ich festgestellt, daß die Bewältigung der ungeheueren 
Aktenmengen schwierig ist Gleichwohl habe ich 

keinen Anlaß für Beanstandungen gefunden. 

Die Depots sind zur Zeit organisatorisch in die Treu- 

handanstalt eingegliedert. Esıstnicht auszuschließen, 
daß die Treuhandanstalt die Depots später von einer 

eigenen GmbH verwalten läßt. Angesichts der öffent- 
lichen Aufgabe, die noch über Jahre hinaus erfüllt 

werden muß, habe ich auf die Pflicht der Treuhandan- 
stalt hingewiesen, sıch ın diesem Fall den notwendi- 
gen Einfluß zu sichern. Sie oder ihr Rechtsnachfolger 
muß im Interesse aller betroffenen Arbeitnehmer nach 
wie vor das Verfahren zur ordnungsgemäßen Verwal- 
tung der Akten vorgeben können und die Möglichkeit 

der Kontrolle behalten. 

In meinem letzten Tätigkeitsbericht (13. TB S. 35) 

habe ich das Problem der privatisierten Rechenzen- 
tren angesprochen, die noch über früher erhobene 

staatliche Daten verfügten. Inzwischen hat ein weıt- 

gehend geordneter Übergang dieser Daten auf die 
jetzt zuständigen Stellen stattgefunden. In Absprache 

mit mir hat der Datenschutzbeauftragte der Treu- 

handanstalt im Zuge der Privatisierung der Rechen- 
zentren die Verwahrung sämtlicher Daten, deren 

Verbleib ungeklärt war, in Sonderarchiven verfügt. 
Diese Sonderarchive befanden sich zwar noch räum- 
lich innerhalb der Rechenzentren, für den Erwerber 
wurden aber die Verfügung und der Zugriff darauf 
vertraglich ausgeschlossen. Die Klärung des weiteren 
Verbleibs der Daten ist dann mit den zuständigen 
Landesbehörden erfolgt. Sie ist inzwischen in den 
meisten Bereichen abgeschlossen. 

Die Treuhandanstalt hat einige ihrer Aufgaben auf zu 
diesem Zweck gegründete Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung übertragen, so auch die Liegen- 
schaftsgesellschaft der Treuhandanstalt mbH (TLG) 
und die Treuhand Osteuropa Beratungsgesellschaft 

mbH (TOB). Da auch von diesen Gesellschaften per- 
sonenbezogene Daten verarbeitet werden, stellt sich 

die Frage, ob essich um öffentliche Stellen des Bundes 

{$ 2 Abs. 1 BDSG) handelt. Nach meiner Auffassung 

{s. u. 31.1) ist dies der Fall, wenn die Stelle vom Bund 

beherrscht wird und öffentliche Aufgaben wahr- 
nimmt. 

Es handelt sich in beiden Fällen um 100 %ige Toch- 
tergesellschaften der Treuhandanstalt, die Beherr- 

schung durch den Bund ist also gegeben. Die TLG ist 
zuständig für die Veräußerung von Liegenschaften, 

die nicht für betriebliche Zwecke notwendig sind. 
Diese Aufgabe ist Teil des gesetzlichen Auftrags der 

Treuhandanstalt, das volkseigene Vermögen nach 
marktwirtschaftlichen Prinzipien zu privatisieren und 
zu verwerten, mithin eine öffentlich-rechtliche Auf- 
gabe. Die Aufgabe der TOB ist die Beratung von 
Regierungen und Unternehmen beim Aufbau markt- 
wirtschaftlicher Strukturen in ost- und mitteleuropäi- 
schen Ländern, ausgehend von den Erfahrungen der 
Treuhandanstalt. Über die Beratungsaufgabe hinaus 
übernimmt sie die Leitung modellhafter Projekte in 
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diesen Ländern. Sie wird vom Bundesministerium der 

Finanzen über die einzelnen Projekte finanziert. Diese 
Aufgabe geht zwar über den eigentlichen Treuhand- 
auftrag hinaus. Allerdıngs ist die Vollfinanzierung 
durch die öffentliche Hand ein Indız dafür, daß der 
Staat darin auch eıne eigene Aufgabe sieht. Für den 
Frieden in Europa, zumal mit den östlichen Nachbarn, 

ist es von ausschlaggebender Bedeutung, daß der 
Aufbau der Marktwirtschaft auch dort erfolgreich 

verläuft. Die aus der Tätigkeit der Treuhandanstalt 

gewonnenen Erfahrungen sollen hierzu einen Beitrag 

leisten. Dies zu unterstützen, ist eine öffentliche Auf- 
gabe. Allerdings stufe ich die TOB als Wettbewerbs- 
unternehmen ein ($ 27 Abs. 1 Nr. 2a BDSG), das 

meiner Kontrolle unterliegt, für das im übrigen aber 
die Vorschriften über nicht-öffentliche Stellen gel- 

ten. 

3 Deutscher Bundestag 

3.1 Welches Datenschutzrecht soll für den 

Deutschen Bundestag gelten? 

Ob der Bundestag bei der Wahrnehmung seiner 
parlamentarischen Aufgaben als öffentliche Stellei. S. 
des Bundesdatenschutzgesetzes anzusehen ist und 

dessen materiellrechtlichen Vorschriften unterliegt, 

kann zweifelhaft sein. Jedenfalls wurde in der 2. und 
3. Lesung des Bundesdatenschutzgesetzes von seiten 
der Regierungskoalition ausgeführt, es sei davon 

auszugehen, daß für den Bundestag, soweiter Verwal- 
tung ausübe, das Bundesdatenschutzgesetz gelte, 
nichtaber soweiter als Legislativorgan tätig werde. Im 

Hinblick auf Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 GG, der die 
unabhängige Stellung der Abgeordneten garantiert, 
habe ich in diesern Zusammenhang stets die Auffas- 

sung vertreten, daß der Deutsche Bundestag einer 

datenschutzrechtlichen Kontrolle durch den BfD nur 
unterliegt, soweit er in Verwaltungsangelegenheiten 
tätig wird, nicht aber bei der Wahrnehmung seiner 
parlamentarischen Aufgaben. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 

Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages hat 
den Fraktionen und Gruppen eınen Vorschlag zur 
Klärung der rechtlichen Zweifel unterbreitet. Er 

besteht aus einem Vorschlag für einen interfraktionel- 
len Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes und einem Entwurf zur Ergänzung der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages durch 
eine Datenschutzordnung. Der Vorschlag zur Ände- 
rung des Bundesdatenschutzgesetzes sieht vor, daB 
sich der Deutsche Bundestag für die Datenverarbei- 
tung ım parlamentarischen Bereich eine Datenschutz- 
ordnung gıbt. Hierbei sollen die $$ 5, 9 und der neu 

einzufügende $ 26 Abs. 3 Satz 3 des Bundesdaten- 

schutzgesetzes direkt Anwendung finden. Die letztere 
Vorschrift soll entsprechend der bisherigen Praxis 
bestimmen, daß der Bundesbeauftragte für den 

Datenschutz den Deutschen Bundestag in Rahmen 
seiner Beratungsaufgaben unterstützt. Der Entwurf 
der Datenschutzordnung selbst verweist auf eine 

Reihe von Vorschriften des Bundesdatenschutzgeset- 
zes mit dem Vorbehalt, daß in der Datenschutzord- 
nung getroffene abweichende Regelungen vorgehen,
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um die Besonderheiten parlamentarischer Aufgaben 
zu berücksichtigen. 

Bei der Vorbereitung beider Entwürfe war ich betei- 

ligt; darüber hınaus bin ich von den Berichterstattern 

des Ausschusses gehört worden. Ich halte den Inhalt 
der vorgeschlagenen Entwürfe insgesamt für ausge- 

wogen, vermisse allerdings eine Regelung für eine 

Haftung wegen Schadensersatzes ohne Verschulden 
entsprechend $ 7 BDSG oder zumindest eıne Beweis- 

lastregelung zugunsten des Geschädigten, wie sie $ 8 
BDSG für nicht-öffentliche Stellen vorsieht. Eine sol- 
che halte ich für unerläßlich. Wenn einem Bürger 

durch die unter Umständen auch automatısierte Ver- 
arbeitung seiner personenbezogenen Daten im parla- 
mentarischen Bereich wirklich ein Schaden entsteht, 
ist nicht einzusehen, wieso er bei Geltendmachung 
eines Schadensersatzanspruches schlechter stehen 

soll als bei einem Schaden, der durch eıne Datenver- 
arbeitung im öffentlichen oder nicht-öffentlichen 

Bereich entsteht. Der Bundestag sollte sich nicht von 

einer Haftungsregelung freistellen, die er mit Recht 
jeder Behörde, ja selbst Privatpersonen, auferlegt. 

Ich schlage deshalb vor, bei der in Aussicht genom- 
menen gesetzlichen Regelung, auch den $ 7 oder 
wenigstens den $ 8 des Bundesdatenschutzgesetzes 
für eine Datenverarbeitung im parlamentarischen 
Bereich gelten zu lassen. 

3.2 Steht der Datenschutz dem Fragerecht 
von Abgeordneten entgegen? 

Ein Bundestagsabgeordneter stelite folgende Fragen 
an die Bundesregierung: 

„1. In welche Aufsichtsräte, Verwaltungsräte, Rund- 

funkräte und vergleichbare Aufsichtsgremien pri- 
vater oder öffentlicher Unternehmen und Einrich- 

tungen entsendet der Bund Vertreter? 

2. Welche Vertretungen des Bundes werden durch 

aktive oder ehemalige Regierungsmitglieder, 
Mandatsträger oder Beamte wahrgenommen? 

3. In welchen Gremien und in welcher Höhe werden 

Vergütungen bezahlt und werden diese an die 

Bundeskasse abgeführt?“ 

Zur Frage 2 wurde nach Rückfrage ausdrücklich die 
Angabe der Namen sowie der Funktion der Mandats- 
träger erbeten. 

Das zuständige Bundesministerium der Finanzen 

erhielt auf seine Umfrage bei allen Ressorts nur 
lückenhafte Anworten. Gegenüber der Aufforderung, 
Namen und Vergütungen zu nennen, erhoben viele 
Ressorts datenschutzrechtliche Bedenken. Daraufhin 
schaltete das BMF mich ein. 

Es kommt gar nicht so selten vor, daß sich die 
Bundesressorts bei Anfragen aus dem Deutschen 
Bundestag auf den Datenschutz zurückziehen, auch 
Ressorts, die sonst den Belangen des Datenschutzes 

eher zurückhaltend gegenüberstehen. Angesichts der 
herausragenden Bedeutung der parlamentarischen 
Regierungskontrolle kann die Rolle des Datenschut- 
zes jedoch keinesfall darin bestehen, die Verweige-   
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rung einer Antwort auf unbequeme Fragen zu 

begründen. Umgekehrt läßt sich freilich auch nıcht 
sagen, daß Belange des Persönlichkeitsschutzes allein 

deswegen unbeachtlich sınd, weil eine Frage von 
einem oder mehreren Abgeordneten in einer 

geschäftsordnungsmäßig vorgesehenen Form gestellt 
wird. Bei der gebotenen Abwägung zwischen beiden 
Rechtsgütern muß geprüft werden, ob eine personen- 

bezogene Form der Beantwortung für die parlamen- 

tarische Regierungskontrolle erforderlich ist und wel- 
che Bedeutung diese Form für diese parlamentarische 
Funktion hat. Dabei ist zu prüfen, ob eine personen- 
bezogene Antwort ohne wesentlichen Informations- 

verlust vermieden werden kann. Andererseits muB 
gefragt werden, welche Beeinträchtigungen der infor- 
mationellen Selbstbestimmung oder anderer Grund- 
rechte der Betroffenen mit einer solchen Antwort 
verbunden sind, insbesondere welcher Grad der per- 
sönlich-privaten Betroffenheit zu erwarten ist. 

Im vorliegenden Fall habe ich auf Grund des Frage- 
und Kontrollrechts ein berechtigtes Interesse des 

Bundestages und seiner Mitglieder bejaht, über die 

Beteiligung des Bundes in Aufsichtsgremien öffentli- 
cher und privater Unternehmen auch in personenbe- 
zogener Form informiert zu werden. Mitglieder des 
Parlaments müssen wissen können, wer den Bund in 

den oben angesprochenen Gremien vertritt, um beur- 

teilen zu können, ob, in welchem Sinne und mit 

welcher Wirkung der Bund seinen Einfluß ausübt. 

Auch die Frage, ob ein Vertreter des Bundes aktives 

oder ehemaliges Mitglied der Regierung, Mandatsträ- 
ger oder Beamter ist, ist durch das berechtigte Inter- 

esse gedeckt. 

Zurückhaltung habe ich allerdings empfohlen, soweit 
aus der Antwort auch hervorgehen soll, welche Ver- 
treter Vergütungen erhalten und in welcher Höhe sie 
diese an die Bundeskasse abführen. Hier habe ich 
eher eın überwiegendes schutzwürdiges Interesse der 
Betroffenen bejaht. Dies gilt insbesondere für diejeni- 

gen, die diese Bedingungen ihrer Mitgliedschaft in 
Aufsichtsräten, Verwaltungsräten und ähnlichen Gre- 
mien frei aushandeln. Die Antwort auf eine Anfrage 
eines Bundestagsabgeordneten wird in den Bundes- 
tagsdrucksachen veröffentlicht und kann weite Ver- 

breitung durch die Medien erlangen. Eine Zweckbin- 
dung beim Empfänger, wie sie bei Übermittlung von 
personenbezogenen Daten im Bundesdatenschutzge- 
setz grundsätzlich vorgesehen ist, ist damit praktisch 
nicht erreichbar. 

Im konkreten Fall habe ich daher empfohlen, die 

Frage 3 in nicht personenbezogener Form oder allen- 

falls in einem geeigneten Gremium, z. B. dem Haus- 
haltsausschuß, zu beantworten. Das BMF ist dieser 

Empfehlung gefolgt. 

4 Innere Verwaltung und Auswärtiger Dienst 

4.1 Ausländerzentralregister weiter ohne 
ausreichende Rechtsgrundlage 

Das Ausländerzentralregister (AZR} wurde 1953 ein- 

gerichtet. Es stellt die größte Sammlung personenbe- 
zogener Ausländerdaten in der Bundesrepublik 
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Deutschland dar, wird seit 1967 automatisiert betrie- 
ben und enthält Angaben über ca. 10 Millionen 

Ausländer. Bislang arbeitet das AZR auf der Grund- 
lage des Gesetzes über die Errichtung des Bundesver- 
waltungsamts aus dem Jahr 1959, in dem es lediglich 
heißt: „Das Bundesverwaltungsamt führt das Auslän- 
derzentralregister, das der Erfassung von im Bundes- 
gebiet wohnenden Ausländern dient.“ 

Seit Jahren besteht mit dem verantwortlichen Bundes- 
ministerium des Innern Einvernehmen über die Not- 
wendigkeit einer umfassenden gesetzlichen Rege- 
lung für dieses Register, die den Anforderungen des 

Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts 

genügt. Es fehlen normenklare Regelungen, die die 
aus Gründen überwiegenden Allgemeininteresses 
erforderlichen Einschränkungen des Rechts der 
Betroffenen auf informationelie Selbstbestimmung 
verbindlich festlegen. 

In meinen Tätigkeitsberichten (3. TB S. 16, 5. TB 
S.15f.,6.TBS.9,7. TBS.10,8. TBS. 10f.,9. TBS.15f., 

11. TBS. 16f., 12. TBS. 21f.) aber auch in zahlreichen 

Schreiben an das Bundesministerium des Innern habe 
ich immer wieder gesetzliche Vorschriften für die 
Datenverarbeitung in diesem sensiblen Bereich gefor- 
dert. Die Bundesregierung hatte nach langwierigen 

und schwierigen Vorbereitungen, an denen auch 
meine Dienststelle beteiligt war, im November 1989 
beim Deutschen Bundestag den Entwurf eines Geset- 

zes über das AZR {(BT-Drucksache 11/5828) einge- 

bracht. In der 11. Legislaturperiode wurde dieser 
Entwurf allerdings nicht mehr abschließend beraten. 
Im Juli 1991 hat das Bundesministerium des Innern 
mir ein Arbeitspapier für einen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zugeleitet, in dem insbesondere die 
Änderungsvorschläge des Bundesrates aus der 11. Le- 
gislaturperiode, aber auch von mir gegebene Empfeh- 
lungen eingearbeitet sind. 

Nach Beteiligung der Landesbeauftragten für den 

Datenschutz habe ich im Oktober 1991 zu diesern 

Gesetzentwurf gegenüber dem Bundesministerium 
des Innern Stellung genommen und dabei einige 
weitere datenschutzrechtliche Verbesserungen vor- 
geschlagen. Trotz meiner wiederholten Hinweise auf 
die dringend notwendige Verabschiedung eines AZR- 
Gesetzes hat das Bundesministerium des Innern — be- 
dingt offenbar durch personelle und organisatorische 
Probleme — erst Ende 1992 den Dialog über den 

Gesetzentwurf wieder aufgenommen. 

Das Bundesministerium des Innern hat im Juni 1990, 

zu einem Zeitpunkt, in dem mit der Verabschiedung 
des im November 1989 eingebrachten Gesetzent- 

wurfs noch zu rechnen war, im Rahmen der Einfüh- 

rung der dv-technischen Neukonzeption des AZR 
eine „Vorläufige Richtlinie für die Registerbehörde 

und für den Verkehr mit dem AZR“ erlassen. Sie 

wurde dem Innenausschuß des Deutschen Bundesta- 

ges vorgestellt und sollte — unter Inanspruchnahme 

eines rechtlichen Übergangsbonus — bis zum Inkraft- 
treten des AZR-Gesetzes gelten. Nach dieser Richt- 

linie wird noch heute verfahren. 

Im Herbst 1992 habe ich beim AZR kontrolliert, obund 
inwieweit die Richtlinie von der Registerbehörde und 
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den mit dem AZR zusammenarbeitenden Behörden 

beachtet wird. 

Zu berücksichtigen war dabei allerdings, daß die 
Richtlinie vor dem Hintergrund eines Gesetzentwurfs 

(Stand: November 1989) entstanden war, der zum 

Zeitpunkt der Kontrolle bereits wieder fortentwickelt 

worden war (Stand: Juli 1991). Mir schien es daher 

geboten, bei der datenschutzrechtlichen Bewertung 
der Datenverarbeitung im Register die in dem fortent- 
wickelten Entwurf enthaltenen Wertungen und Rege- 
lungen zur Konkretisierung des „Übergangsbonus“ 
mit heranzuziehen. Nach den unter diesem Begriff 

vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Prinzi- 
pien kann das ohne ausreichende Rechtsgrundlage 

praktizierte gegenwärtige Verfahren im Rahmen des 
Unerläßlichen nur insoweit hıngenommen werden, 

als ein Zustand, der der verfassungsmäßigen Ordnung 

noch ferner stünde, vermieden werden muß. 

Mein Kontrollbesuch gab mir auch Gelegenheit, den 
fortentwickelten Gesetzentwurf mit Blick auf seine 
Praxiseignung einer ersten Wertung zu unterziehen. 

Dabei bin ich in vielen Punkten zu positiven Ergeb- 

nissen gelangt. Gleichwohl ist zu bedauern, daß sich 

das Bundesministerium des Innern an meinen Gesprä- 

chen mit dem Bundesverwaltungsamt nicht beteiligt 

hat. Zu einzelnen Punkten des Gesetzentwurfs habe 

ich nämlich festgestellt, daß dieser nicht nur unter 

Gesichtspunkten des Datenschutzes, sondern auch 

aus Gründen der Praktikabilität überarbeitet werden 

sollte. Hierzu möchte ich einige Beispiele nennen: 

Dem zugelassenen Benutzer des AZR, d. h. auch jeder 
online angeschlossenen Stelle außerhalb des AZR. 
werden die zu den Anfragepersonalien im Register 
gefundenen Personalien auf dem Bildschirm ange- 
zeigt. Falls vorhanden umfaßt diese Anzeige auch 
frühere Namen, Aliasnamen etc. Oft, insbesondere bei 

lückenhaften Anfragepersonalien, werden in einer 

Übersichtstabelle auch Personendatensätze von meh- 
reren Personen sichtbar gemächt, die als der Ange- 
fragte in Betracht kommen. Die Anzeige nur mögli- 
cherweise in Betracht kommender Personalien in 
einem solchen Umfang bereits in diesem Stadium des 
Verfahrens vor genauer Identitätsfeststellung ist 
jedoch weder mit den Vorschriften der Richtlinie noch 

mit denen des Gesetzentwurfs vereinbar. Danach soll 
die auskunftsuchende Stelle, solange die Identitäts- 
prüfung nicht abgeschlossen ist, lediglich die sog. 
Grundpersonalien erfahren, zu denen der Familien- 

name, der Vorname, Tag und Ort der Geburt, das 

Geschlecht und die Staatsangehörigkeiten, nicht aber 

frühere Namen, Aliaspersonalien etc. gehören. 

Ich habe den Eindruck gewonnen, daß die unmittel- 
bare Anzeige eines Aliasnamens und möglicherweise 
auch weiterer Personalien zusammen mit den Grund- 
personalien sinnvoll ist, da mit diesen Daten Zugriffe 
ermöglicht werden, die die Person betreffen können, 

um die es in der Anfrage geht. Ich würde daher einer 
entsprechenden Regelung nicht widersprechen. 

Meine Kontrolle befaßte sich auch mit dem sog. 

Visaverfahren, in dem einem besonderen Referat des 
Bundesverwaltungsamts (sog. Visareferat) Daten aus 

dem AZR zur Prüfung der Frage übermittelt werden,
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ob zu den von deutschen Auslandsvertretungen 
benannten Personen Erkenntnisse vorliegen, die 
einer Visumerteilung entgegenstehen (s. auch 

4.10.2). 

Auch in diesem Verfahren spielt die Identitätsfeststel- 

lung eine entscheidende Rolle. Erkennt der Bearbei- 
ter, daß Personengleichheit zwischen Anfrage- und 

Registerdaten besteht, ruft er die Erkenntnisdaten aus 

dem Register ab, stellt fest, ob sie einer Visumertei- 

lung entgegenstehen und teilt das Ergebnis der anfra- 
genden Auslandsvertretung mit. Werden zu den 
Anfragedaten Personendatensätze von mehreren im 

Register erfaßten Personen, sog. ähnlichen Personen, 
angezeigt, ruft der Bearbeiter diese Daten mit den 
jeweiligen Erkenntnisdaten ab, um festzustellen, ob 

Erkenntnisse gegen eine Visumerteilung sprechen 
und der Auslandsvertretung mitzuteilen sind. Eine 
weitere Identitätsprüfung erübrigt sich dann, wenn 
derartige Erkenntnisse bei keiner der in Betracht 
kommenden „ähnlichen Personen” gespeichert 
sind. 

Auch hier ist die Vorgehensweise durchaus betroffe- 

nenfreundlich und datenschutzrechtlich akzeptabel, 

steht aber nicht im Einklang mit den bislang konzi- 
pierten Regelungen des Gesetzentwurfs, der zuerst 

eine Identitätsentscheidung fordert. Erfreulicher- 
weise hat das Bundesministerium des Innern meine 

Anregungen für eine Korrektur inzwischen aufgegrif- 
fen. 

Ich begrüße die vom Deutschen Bundestag am 5. Fe- 
bruar 1993 beschlossene Aufforderung an dıe Bundes- 

regierung, den Entwurf einer gesetzlichen Grundlage 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten im 

Ausländerzentralregister so schnell wie möglich ein- 
zubringen, und hoffe sehr, daß dem Parlament bald 
ermöglicht wird, ein datenschutzgerechtes AZR- 
Gesetz zu verabschieden (s. Anlage 1). 

4.2 Asylverfahren 

Am 1. Juli 1992 ist ein neues Asylverfahrensgesetz 
(AsylViG) in Kraft getreten. Es enthält Rechtsgrundla- 

gen für die Erhebung und Übermittlung personenbe- 
zogener Daten, die den Besonderheiten des Asylver- 
fahrens Rechnung tragen. Meiner Empfehlung, Aus- 
künfte beim Verfolgerstaat nur mit Zustimmung des 
Betroffenen einzuholen, ist der Gesetzgeber nicht 
gefolgt. Ich hoffe jedoch, daß die statt dessen getrof- 
fene Regelung, die die Datenerhebung bei ausländi- 

schen Behörden nur zuläßt, wenn keine Anhalts- 
punkte dafür bestehen, daß überwiegende schutz- 

würdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt 

werden, ausreicht, um die Belange des Betroffenen 

und etwa zurückgelassener Angehöriger zu schützen. 
Ich werde die Praxis entsprechend beobachten. 

Auf meine Initiative wurde auch eine Regelung zur 
Datenübermittlung vom Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge (BAF}) an den Hohen 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 

(UNHCR) aufgenommen. Nachdem ich bei einer im 

September 1987 beim BAFI durchgeführten Kontrolle 

festgestellt hatte, daß die Praxis der Datenübermitt-   

lung zu extensiv war, habe ich Regelungen gefordert, 
die präzis auf die internationalen Vereinbarungen 
zugeschnitten sind. Der UNHCR überwacht als Ein- 
richtung der Vereinten Nationen seit 1949 die Durch- 

führung der Genfer Konvention. Deren Unterzeich- 

nerstaaten sind verpflichtet, ihn zu unterstützen und 

ihm die erforderlichen Auskünfte zu erteilen (Arti- 

kel 35f.). Eine Übermittlung von Entscheidungen des 
BAFI einschließlich ihrer Begründungen ist daher 
„auf Ersuchen“ des UNHCR vorgesehen; die Über- 
mittlung sonstiger Angaben, außer in anonymisierter 
Form, wird nur noch erlaubt, wenn der Ausländer sich 
an den UNHCR gewandt hat oder seine Einwilligung 
anderweit nachgewiesen ist ($ 9 AsylVIG). 

Schwerpunkt der datenschutzrechtlichen Diskussion 

um den Gesetzentwurf war die Regelung über die 
„Sicherung der Identität” des Asylbewerbers (8 16). 
Auf die hierzu gefaßte Entschließung der Konferenz 
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder, abgedruckt in Anlage 5, nehme ich Bezug. 

Wesentliche Neuerung ist, daß Asylbewerber nicht 
mehr nur bei Identitätszweifeln erkennungsdienstlich 
zu behandeln sind, sondern generell zur Identitäts- 
Sicherung, um eine etwaige Identitäts-Täuschung bei 
einem Zweitantrag erkennen zu können und damit 

zugleich eine mehrfache Inanspruchnahme von So- 
zialleistungen auszuschließen. 

Meine Beratung betraf vor allem die Frage, ob die zur 
Sicherung der Identität im Asylverfahren erhobenen 
erkennungsdienstlichen Daten auch für Zwecke der 
Strafverfolgung genutzt werden dürfen. Ein überwie- 
gendes Allgemeininteresse an einer solchen zweck- 
ändernden Nutzung sehe ich durchaus. Zu beachten 
ist jedoch der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: 
Nicht nur, daß nunmehr Fingerabdrücke von nahezu 
allen Asylbewerbern gefertigt werden, sondern auch 
daß das Bundeskriminalamt bei seiner Amtshilfe bei 
der Auswertung das von ihm neu eingeführte Verfah- 
ren AFIS (s. u. 24.3) anwendet. Dieses Verfahren 

bietet für eine zweckändernde Nutzung dieser Daten 
durch Zuordnung von Fingerabdruck-Spuren zu den 

Fingerabdruck-Daten von Asylbewerbern Möglich- 

keiten, die in diesem Umfang bisher — vornehmlich 

aus technischen Gründen — nicht bestanden haben. 
Der von der großen Mehrheit der Datenschutzbeauf- 
tragten von Bund und Ländern unterbreitete Vor- 
schlag, durch einen abschließenden Katalog schwerer 

Straflaten ein normatives Korrektiv zu setzen, die 
Fingerabdrücke von Asylbewerbern also nicht auch 

zur Verfolgung von Bagatelldelikten zur Verfügung 
zu stellen, hat sich nicht durchgesetzt. Immerhin sind 
nach der jetzt getroffenen Regelung die erkennungs- 

dienstlichen Unterlagen über Asylbewerber vom Bun- 
deskriminalamt getrennt von anderen erkennungs- 
dienstlichen Unterlagen aufzubewahren und geson- 

dert zu kennzeichnen. Eine zweckändernde Nutzung 
ist nur im Einzelfalle zugelassen, „wenn bestimmte 
Tatsachen die Annahme begründen, daß dies zur 

Aufklärung einer Straftat führen wird, oder wenn es 
zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit erforderlich ist“. 

Parallel zu den Bemühungen um die gesetzliche 
Neuregelung habe ich das BAFI Mitte November 1991 
erneut kontrolliert und hierbei eine große Zahl von 
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ungeordneten Fingerabdruckblättern gefunden, die 
auf der Basis des alten $ 13 AsylVfG angelegt worden 
waren. Im alten manuellen Verfahren konnte das 
Bundeskriminalamt nur etwa 10 000 bis 12 000 Fin- 

gerabdruckblätter pro Jahr verarbeiten. Was darüber 

hinaus anfiel, wurde beım BAFI ungeordnet gelagert. 

Da die Leitung des BAFI mitteilte, daß die Unterlagen 

für die Durchführung der Asylverfahren nicht erfor- 
derlich waren, habe ıch empfohlen, die Unterlagen zu 
vernichten und damit die überflüssigerweise erhobe- 

nen gespeicherten Daten zu löschen. Aufgrund einer 

Weisung des Bundesministenums des Innen vom 
März 1992 ist dıes dann geschehen. 

4.3 Notwendige Verwaltungsvorschriften 
zum Ausländergesetz fehlen 

Nach $ 104 des am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen 

neuen Ausländergesetzes erläßt das Bundesministe- 

rium des Innern allgemeine Verwaltungsvorschriften 
zu dıesem Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen. Zu den Daten- 
schutzbestimmungen des $ 75ff. hat es bislang keine 

Initiative ergriffen, obwohl Präzisierungen gerade 
hier dringend notwendig sind, worauf ich wiederholt 
hingewiesen habe (vgl. 13. TB S. 37). 

Auch die Landesbeauftragten für den Datenschutz 
beklagen die erhebliche Rechtsunsicherheit bei der 

Anwendung dieses Teils des Gesetzes durch die 
Länder. Einzelne Länder beabsichtigen inzwischen, 
eigene Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Ich habe 
dem Bundesministerium des Innern meine Besorg- 

nisse nochmals dargelegt. 

4.4 Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 

der ehemaligen DDR 

4.4.1 Stasi-Unterlagen-Gesetz 

Am 29. Dezember 1991 ist das Stasi-Unterlagen- 
Gesetz — StUG — in Kraft getreten (BGBl. 12272). In 
Anwendungsbereich, Struktur und wesentlichen Be- 

stimmungen sind zahlreiche meiner Empfehlungen 

(siehe bereits 13. TB S. 23} berücksichtigt. Im großen 
und ganzen trägt die nunmehr geschaffene Rechts- 

lage den Anforderungen des Persönlichkeitsrechts- 
schutzes angemessen Rechnung. Eine bessere Beur- 
teilung wird möglich sein, wenn der Bundesbeauf- 
tragte für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 

Republik — BStU — am 1. Juli 1993 seinen ersten 
Tätigkeitsbericht präsentiert hat. 

Vor dem Hintergrund meiner Aufgabe, den Gesetzge- 
ber beim Schutz des Persönlichkeitsrechts zu beraten, 
möchte ich rückblickend einige aus meiner Sicht 
besonders wichtige Punkte hervorheben: 

Dem informationellen Selbstbestimmungsrecht ent- 

spricht es, daß in einem näher bestimmten Umfang 
allen betroffenen Personen — bei Vermißten oder 
Verstorbenen für bestimmte Zwecke auch nahen 
Angehörigen — Ansprüche auf Auskunft, Einsicht- 
nahme und Herausgabe von Kopien zustehen. Dabei 
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stehen die Opfer — im Sprachgebrauch des StUG: 
„Betroffene” — im Vordergrund, die Personen näm- 

lich, „zu denen der Staatssicherheitsdienst aufgrund 
zielgerichteter Informationserhebung oder Ausspä- 

hung einschließlich heimlicher Informationserhebung 
Informationen gesammelt hat“. Die Einschränkun- 

gen, die das im August 1990 noch von der Volkskam- 
mer der ehemaligen DDR verabschiedete Gesetz für 
den Auskunftsanspruch der Bürger vorsah und dıe ich 
im 13. TB kritisiert hatte, wurden erfreulicherweise 
nicht übernommen. 

Rechtsstaatlichen Prinzipien entspricht es, daß auch 
den ehemaligen Mitarbeitern des Staatssicherheits- 
dienstes ein Recht auf Auskunft über ihre personen- 

bezogenen Informationen zusteht, die in den zu ihrer 

Person geführten Unterlagen enthalten sind; der 
Zugang zu ihren Berichten über Betroffene wurde 

allerdings zu deren Schutz mit Recht beschränkt. 

Die in den Gesetzesentwürfen vorgesehene zu enge 
Definition der anspruchsberechtigten „Dritten“ 
wurde auf meine Empfehlung während der parlamen- 
tarischen Beratung erweitert. „Dritte“ sind neben 

Betroffenen, Mitarbeitern und Begünstigten nunmehr 
alle „sonstigen Personen, über die der Staatssicher- 

heitsdienst Informationen gesammelt hat". Für „Be- 
troffene“ und „Dritte“ sind Auskunft und Einsicht- 
nahme kostenfrei. 

Zu begrüßen ist, daß der BStU die Unterlagen vor der 
Gewährung einer Einsicht darauf durchsehen muß, ob 

sie Informationen zu anderen „Betroffenen” oder 
„Dritten“ enthalten und ob deren schutzwürdige 
Interessen gebieten, die Einsicht nur in Kopien zu 
gewähren, in denen diese Angaben unkenntlich 
gemacht sind. Es wäre sicherlich nicht angemessen, 
wenn z. B. eine ausgespähte Person anhand der Pro- 
tokolle über den Lauschangriff auf ihre Wohnung vom 
Ehebruch ihres Ehegatten erfahren würde. 

Der BStU bearbeitet Fälle besonderer Eilbedürftigkeit 
(hohes Alter — erlittene Haft — andauernde Beein- 

trächtigungen) bevorzugt. Daß dabei Prominente pri- 
viligiert würden, kann ich nicht bestätigen. 

Wenig befriedigend ist die Regelung über den 
Anspruch „Betroffener“ und „Dritter“ auf Anonymi- 

sierung und Löschung ihrer personenbezogenen 
Daten. Solche Ansprüche können nämlich überhaupt 

erst ab dem 1. Januar 1997 geltend gemacht wer- 
den. 

Das auf meine Anregung zurückgehende Gegendar- 
stellungsrecht gibt jeder Person, die durch konkrete 

Tatsachenbehauptungen betroffen ist, die sich in den 

Stasi-Unterlagen finden, die Möglichkeit, dem eine 

eigene Darstellung entgegenzusetzen. Diese ist den 

Unterlagen beizufügen und auch bei Mitteilungen an 
andere Stellen zu berücksichtigen. 

Einen wesentlichen Mangel sehe ich bei den Rechten 
betroffener Personen in bezug auf „Justizakten*. 
Dabei handelt es sich um vom BStÜU verwahrte Akten 
von Gerichten und Staatsanwaltschaften der ehemali- 
gen DDR. Wenn das StUG die Betroffenen insoweit auf 
die „jeweiligen gesetzlichen Verfahrensordnungen“ 
verweist, berücksichtigt es nicht den Umstand, daß es 
sich durchweg um Unterlagen aus Strafverfahren
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handelt, in denen der Staatssicherheitsdienst die 

Untersuchungen geführt hat und die daher mit 

gewöhnlichen Justizakten nicht vergleichbar sind 

Das sehr beschränkte Einsichtsrecht nach der Straf- 

prozeßordnung ist keine angemessene Lösung. Eine 

Korrektur sollte bei nächster Gelegenheit erfolgen. 

Über die Verwendung der Unterlagen des Staatssi- 

cherheitsdienstes durch öffentliche und nicht-öffentli- 

che Stellen enthält das StUG besondere Vorschriften. 

Unterschieden ist zwischen Einschränkungen des 

Persönlichkeitsrechts einerseits für Forschungs- 

zwecke und Medien, andererseits für andere Stellen. 

Die Bestimmungen für die letztgenannten Stellen sind 

im wesentlichen sachgerecht. Zu begrüßen ist, daß ein 

abschließender Katalog der zulässigen Verwen- 

dungszwecke aufgestellt wurde. Nicht unproblema- 

tisch erscheint mir allerdings die in den parlamenta- 

rischen Beratungen über das im Entwurf Vorgesehene 

hinaus erfolgte Ausweitung dieses Katalogs: Muß 

beispielsweise der ehrenamtliche Kirchenorganist 

wirklich „Stasi-überprüft” werden können? Als nach 

wie vor problematisch betrachte ich auch, daß entge- 

gen meinem Rat und der ursprünglichen Entwurfsfas- 

sung für den öffentlichen Dienst die Regelüberprü- 

fung eröffnet worden ist; d. h., die Verwaltung hat 

zwar keine Verpflichtung, aber die Möglichkeit zur 

Überprüfung in jedem Fall. Auf die Bedeutung der 

ausgeübten Tätigkeit und vorliegende Verdachtstat- 

sachen kommt es nicht an. Damit hat der Gesetzgeber 

es der Verwaltung überlassen, das Wesentliche selbst 

zu entscheiden, nämlich in welchen Fällen und unter 

welchen Voraussetzungen Überprüfungsverfahren 

betrieben werden. Leider haben sich auch meine 

Befürchtungen bestätigt, daß diese breite Regelung zu 

einer Überlastung des BStU führt, die zur Folge haben 

kann, daß die wirklich wichtigen Überprüfungskate- 

gorien in Bearbeitungsqualität und -dauer beein- 

trächtigt werden. 

Die im Gesetz getroffene strenge Zweckbindung der 

Auskünfte des BStU ist zu begrüßen. Ihre praktische 

Einhaltung wäre freilich besser gewährleistet, wenn 

— entsprechend meinen Anregungen — konkrete 

organisatorische Sicherungssysteme, vor allem die 

gesonderte Verwahrung, vorgeschrieben worden 

wären. 

Bewährt hat sich die „Jugendsündenregelung*, 

wonach Stasi-Tätigkeiten von Personen bis 18 Jahren 

nicht mitzuteilen sind. Heranwachsende bis 21 Jahre 

wurden leider nicht einbezogen. 

Auch eine Regelung zur „Zugangsverjährung“ fehlt 

bisher, Andere Informationssysterne, die zu Eignungs- 

prüfungen abgefragt werden, sehen ausnahmslos 

angemessene Resozialisierungselemente vor. Selbst 

eine Verurteilung wegen Totschlags wird nach fünf- 

zehn Jahren im Bundeszentralregister getilgt. Für die 

Mitteilung einer Stasi-Belastung bleibt dementgegen 

nach dem StUG der Zeitablauf seit Beendigung der 

Mitarbeit ohne Belang, so daß selbst noch nach dreißig 

Jahren unbedeutende Details mitzuteilen sind. Eine 

Korrektur ist dringend notwendig. 

Zur Verfolgung im einzelnen genannter schwerer 

Straftaten sowie von Straftaten im Zusammenhang 

ınit dem Regime der ehemaligen DDR, insbesondere   
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mit dem Staatssicherheitsdienst, gilt eine Ausnahme 

von dem sonst mit Recht besonders betonten Grund- 

satz, daß Informationen aus Stasi-Unterlagen nicht 

zum Nachteil des jeweiligen Betroffenen oder Dritten 

verwendet werden dürfen. Diese Ausnahmeregelung 

ıst problematisch, da die Verwertung bei Berücksich- 

tigung von Herkunft und Art der Daten im Einzelfälle 

unzumutbar sein kann, so etwa, wenn — um die 

Glaubwürdigkeit eines Zeugen zu erschüttern — 

Stasi-Unterlagen herangezogen würden, die die 

Homosexualität des Zeugen aufgrund der Ausfor- 

schung seiner Intimsphäre durch die Stasi dokumen- 

tieren. Die Voraussetzungen zur Verwertung von 

Informationen über Betroffene und Dritte aus Stasi- 

Unterlagen im Strafverfahren sollten daher durch eine 

an $ 81c Abs. 4 StPO angelehnte Zumutbarkeitsklau- 

sel ergänzt werden. 

Ich begrüße, daß das Gesetz meinem Vorschlag 

gefolgt ist, dem BStU eine sog. Nachberichtspflicht 

aufzuerlegen: wenn nachträglich Umstände bekannt 

werden, die die früher übermittelten Daten unrichtig 

erscheinen lassen, so sind die jeweiligen Empfänger 

zu benachrichtigen. 

Was die sog. Spontanmitteilungen, d. h. die dem BStU 

auferlegten Pflicht zu Mitteilungen ohne Ersuchen an 

öffentliche und an nicht-öffentliche Stellen anbelangt, 

so werde ich mit kritischem Interesse verfolgen, wie 

die Vorschriften sich in der Praxis bewähren. Meine 

Bedenken hinsichtlich ihrer Praktikabilität und letzt- 

lich im Ergebnis auch hinsichtlich der Gerechtigkeit 

der dadurch herbeigeführten Folgen sind noch nicht 

ausgeräumt. 

Seit der Vereinigung gibt es immer wieder Probleme 

mit Stasi-Unterlagen, die von Medien genutzt, im 

Fernsehen gezeigt, von Unbekannten erläutert, gar 

als deren Privatarchiv bezeichnet werden Nach Ein- 

richtung der Behörde des BStU und Inkrafttreten des 

StUG wurde auch immer wieder versucht, dort die 

Schuld für das Bekanntwerden dieser Unterlagen zu 

sehen. Das ist auch nach meinen Erkenntnissen falsch: 

Die gesetzlichen Vorschriften sind streng und die 

Behörde arbeitet korrekt. Ursache für diesen Zustand 

ist, daß in der Wende-Phase in erheblichem Umfang 

Unterlagen abhanden gekommen sind und nunmehr 

auf einem grauen Markt feilgeboten werden. In die- 

sem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß von 

anderer Seite erlangte Unterlagen dem BStU anzuzei- 

gen sind und die Verletzung der Anzeigepflicht mit 

einer Geldbuße bis zu 500 000 DM geahndet werden 

kann. 

Bedauerlicherweise ist die Strafvorschrift des StUG 

aufgrund einer mißverständlichen Diskussion in den 

Medien in der Schlußphase der parlamentarischen 

Beratung des Entwurfs noch zur Bedeutungslosigkeit 

entleert worden. Die getroffene Regelung stellt eine 

drastische Absenkung des strafrechtlichen Daten- 

schutzstandards gegenüber vergleichbaren Regelun- 

gen dar, obwohl die in Stasi-Unterlagen enthaltenen 

Informationen im Interesse der betroffenen Personen 

doch gerade umgekehrt eine Verschärfung des Straf- 

rechtsschutzes nahegelegt hätten. 

Ich gehe davon aus, daß das Bundesministerium des 

Innern den ersten Tätigkeitsbericht des BStU zum 
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Anlaß nimmt, Verbesserungen des StUG vorzuberei- 

ten. Neben den vorstehend angesprochenen Punkten 
werden dabei sicherlich auch weitere Punkte zu 
diskutieren sein. Bereits jetzt karın aber festgehalten 

werden, daßsich die Grundentscheidung bewährt hat, 
die Stasi-Unterlagen nicht zu vernichten, sondern 
insbesondere dem Betroffenen zu ermöglichen, 
anhand „seiner” Stasi-Unterlagen dıe Einflußnahme 

des Staatssicherheitsdienstes auf sein persönliches 

Schicksal aufzuklären. 

4.4.2 Bundesbeauftragter für die Unterlagen des 

Staatssicherheftsdienstes der ehemallgen DDR widmet 
Datenschutz große Aufmerksamkeit 

Bei meinen ersten Kontrollen in den Außenstellen und 
in der Zentrale der Behörde, die damals noch Sonder- 

beauftragter der Bundesregierung für die personen- 
bezogenen Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 

heitsdienstes hieß, galten für deren Arbeit noch die 
Vorläufigen Regelungen des Vertrages über die Her- 
stellung der Einheit Deutschlands (Anlage I Kapitel II 
Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 2 Buchstabe b des 
Einigungsvertrages); das Stasi-Unterlagen-Gesetz 
war noch nicht verabschiedet. Insofern habe ich 
damals schwerpunktmäßig die datenschutzgerechte 

Organisation der Arbeitsabläufe und die Sicherung 
der Unterlagen, z.B. deren Verwahrung in den 
Diensträumen, den Botenverkehr mit den Außenstel- 
len, die Papiervernichtung und die Abschirmung 
gegenüber dem Publikumsverkehr, kontrolliert und 
Verbesserungen empfohlen. Auch die Abläufe bei der 

Bearbeitung von Auskunftsersuchen gehörten dazu. 
Hier war — und ist— von Bedeutung, daß nur die dazu 

berechtigten Mitarbeiter Zugriff auf die Unterlagen 
erhalten und daß jederzeit nachvollziehbar sein muß, 

wer wann welche Akte des Staatssicherheitsdienstes 
eingesehen hat. 

Die Auskunftserteilung an öffentliche Stellen zur 

Überprüfung von Bewerbern und Mitarbeitern auf 
eine etwaige Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst 
stand damals noch mehr als jetzt im Vordergrund. In 
einem aus meiner Sicht wichtigen Detailpunkt gab es 
einen Dissens mit der Behörde: Ich habe festgestellt, 

daß der Sonderbeauftragte bei Auskunftsersuchen 
den öffentlichen Stellen Hinweise auf das Vorliegen 
eines vom Staatssicherheitsdienst angelegten „Siche- 
rungsvorgangs” in Fällen gab, in denen weitere 
Unterlagen zu der Person nicht aufgefunden oder 

nicht ausgewertet waren. Zwar fügte der Sonderbe- 
auftragte dieser Mitteilung die Erläuterung bei, daß 
sich aus dem Vorliegen eines Sicherungsvorgangs 
keine Rückschlüsse auf eine Tätigkeit für den Staats- 

sicherheitsdienst ziehen ließen, da derartige Vor- 

gänge von diesern aus einer Vielzahl von Gründen 
angelegt wurden. Gegen diese Mitteilung erhob ich 
gleichwohl Bedenken. Der Text der Erläuterung 

schien mir geeignet für Spekulationen, der Sonderbe- 
auftragte hätte Indizien für eine Stasi-Tätigkeit fest- 
gestellt, die lediglich nicht hinreichend verfestigt 
seien, um auf sie ausdrücklich hinzuweisen. Gerade 
weil sich aus dem Vorliegen eines Sicherungsvor- 
gangs keine Rückschlüsse auf eine Stasi-Tätigkeit 
ziehen ließen, war die Mitteilung nicht geeignet, dem 
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in den Rechtsvorschriften genannten Auskunftszweck 
der Feststellung einer Tätigkeit für den Staatssicher- 
heitsdienst zu dienen. Eine Befugnis zur Übermittlung 
dieses personenbezogenen Datums bestand demnach 

nicht. Da der Sonderbeauftragte trotz meiner Beden- 

ken und meiner Ankündigung einer formellen Bean- 

standung für den Fall, daß diese Mitteilungen weiter- 

hin erfolgen sollten, zunächst an seinem Verfahren 

festhielt, habe ich im Dezember 1991 eine formelle 
Beanstandung gemäß $ 25 BDSG wegen des Versto- 
Bes gegen $ 2 und $ 5 der Anlage I Kapitel II Sachge- 
biet B Abschnitt IINr. 2b Einigungsvertrag in Verbin- 
dung mit $15 Abs. 1 Nr. 1 BDSG ausgesprochen. 
Daraufhin hat die Behörde zu Beginn des Jahres 1992 
die Hinweise auf vorhandene Sicherungsvorgänge 

eingestellt. 

Bei einem weiteren Informations- und Kontrollbesuch 
im Sommer 1992, also nach Inkrafttreten des StUG, in 

der Zentralstelle des BStU war der Aufbau der 
Behörde bereits weit vorangeschritten. So waren von 

den endgültig vorgesehenen rd. 3 400 Mitarbeitern 
ıd. 2500 eingestellt worden. Die hohe Zahl der 
monatlichen Neueinstellungen von 200 bis 300 Perso- 

nen schaffte allerdings, was nicht verwundert, erheb- 

liche Probleme bei deren Einarbeitung und Schulung. 
Bei meinem Besuch überprüfte ich vor allem die 

autornatisierte Datenverarbeitung. Insbesondere der 

Ablauf der Bearbeitung eines an den BStU gerichteten 
Antrags von seinem Eingang bis zu seiner Erledigung 
wurde kontrolliert. Erfreulicherweise ergab sich dabei 

nur wenig Anlaß zu Kritik. Meine Empfehlungen 
wurden durchweg angenommen. Einige wichtige 
Punkte möchte ich herausheben: 

1. Jeder Antragsteller hat seinem Antrag auf Aus- 
kunft, Einsicht oder Herausgabe von Kopien eine 
amtliche Identitätsbescheinigung beizufügen. Dies 
kann durch eine amtlich beglaubigte Ablichtung 
des Personalausweises oder auch dadurch erfol- 
gen, daß sich der Antragsteller die Angaben zur 
Person auf der Rückseite des Antragsvordrucks von 
der zuständigen Landesbehörde bestätigen läßt. 
Auf dem Antragsvordruck wird neben den Anga- 
ben zur Person jedoch eine Vielzahl weiterer zum 

Teil hochsensibler personenbezogener Daten, wie 

z.B. die Gründe für eine besondere Eilbedürftig- 
keit der Bearbeitung, abgefragt. Es ist mehr als 
verständlich, wenn ein Antragsteller nicht möchte, 

daß der Mitarbeiter der zuständigen Landesbe- 
hörde von solchen Gründen wie „Entlastung vom 
Vorwurf einer Zusammenarbeit mit dem Staatssi- 
cherheitsdienst“ oder „Politische Verurteilung des 

Antragstellers“ Kenntnis erhält. Der BStU wird 
nicht nur bei der Neuauflage der Antragsvordrucke 

den Hinweis aufnehmen, daß die Antragsteller vor 
Einholen der Identitätsbestätigung nur die Anga- 
ben zur Person und erst danach den übrigen Antrag 

ausfüllen sollten, sondern hat auch alle bereits 
gedruckten Antragsformulare durch Stermpelauf- 
druck mit einem entsprechenden Hinweis verse- 
hen. 

2. Angesichts beim BStU vorhandener Personenda- 
tensätze zur Auffindung von Stasi-Unterlagen in 
Millionenhöhe und einer Zahl von „angefragten 
Personen“ in Auskunftsanträgen, die ebenfalls die
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Millionenzahl längst überschritten hat, stellt die 
richtige Zuordnung der angefragten Person zu der 
Person, über die Unterlagen vorhanden sind (Iden- 

tifikation) ein besonderes Problem dar, wie sich 

auch bei anderen Datensammlungen vergleichba- 
rer Größenordnung gezeigt hat. Erfreulicherweise 
ist noch kein Fall einer Verwechslung bekannt 

geworden. Ich sehe darin die Wirkung der großen 
Anstrengungen des BStU gerade in diesem 
Bereich, die ich weiterhin unterstütze. Dies bezieht 
sich auch auf die weitere Verwendung der durch 

die ehemalige DDR vergebenen Personenkenn- 
zahl. Die PKZ ist nicht nur in den Stasi-Unterlagen 
einschließlich der überkommenen Dateien zu 
erhalten, sie sollte auch weiterhin in den Anträgen 

erfragt und wie bisher in der Datei der Personen, zu 
denen ein Antrag gestellt wurde, gespeichert wer- 

den. Der BStU verfügt über Unterlagen, die keinen 

Namen, sondern nur eine PKZ enthalten. Eine 
Identifizierung istin diesen Fällen nur mit Hilfe der 
Datenspeicher des Zentralen Einwohnerregisters 
der ehemaligen DDR möglich, welches im Oktober 

1992 auf Beschluß der neuen Länder, aufgelöst 
wurde (s. 0. 2.2). 

Ich habe den BStU darin unterstützt, weiterhin über 
die PKZ und einige wenige weitere Daten zur 
Identifikation von Personen verfügen zu können 
und begrüße die zwischenzeitlich vom Bund und 
von den zuständigen Ländern hierzu unternomme- 
nen Schritte (s. 0. 2.2.1). 

. Besonderer Aufmerksamkeit bedürfen Fälle, in 
denen die PKZ — sei es im Antrag, sei esin den 
vorhandenen Findmitteln — nicht zur Verfügung 

steht. Bei einem Vergleich der Daten auf dem 
Antragsvordruck mit denen aus der Namens-Kartei 

{F 16) des Staatssicherheitsdienstes habe ich fest- 

gestellt, daß dort der Geburtsort durchweg als 

Identitätsmerkmal eingetragen ist, während er auf 
dem Antragsvordruck fehlt. Da der Geburtsort ein 
recht selektives Identitätsmerkmal ist, habe ich 
empfohlen, diese Angabe in den Antragsvordruck 

aufzunehmen. Der BStU will dem bei der nächsten 
Auflage der Formulare entsprechen. 

. Mit dem BStU besteht Einvernehmen, daß eine 
Veränderung oder Berichtigung (sei es auch nur in 
Form einer Ergänzung) von Stasi-Unterlagen nicht 
vorgenommen werden darf. Beim Staatssicher- 
heitsdienst der ehemaligen DDR entstandene, d.h. 

von ihm angelegte, Karteien sind Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes im Sinne des StUG und 
somit Gegenstand der Erfassung, Verwahrung, 
Verwaltung und Erteilung von Auskünften. Die 
Tatsache, daß vom Staatssicherheitsdienst ange- 
legte Karteien zugleich auch dem Auffinden von 
Unterlagen und der dazu notwendigen Identifizie- 
rung von Personen dienen und dienen dürfen, 

ändert hieran nichts. Unzulänglichkeiten, die sich 

in der Erfüllung dieser Funktion herausstellen, 

dürfen nicht durch Veränderung, Berichtigung 

oder Umordnung dieser Karteien behoben werden. 
Vielmehr weist $ 41 StUG auf die Befugnis des 

BStU hin, sich als Hilfsmittel zur Erfüllung seiner 
Aufgaben eigene Dateien (die nicht Stasi-Unterla- 
gen sind) zu schaffen.   

In mehreren Außenstellen des BStU waren in der 
Anfangsphase der Arbeit der Behörde auf den 
Stasi-Karteikarten von Mitarbeitern des BStU Regi- 
striernummern oder Archivnummern nachgetra- 

gen worden, die durch die hinzugefügten Jahres- 
zahlen indessen eindeutig als nachträgliche Hin- 
weise erkennbar sind. Der BStU teilt meine Auffas- 

sung, daß in dieser Frage ein Höchstmaß an Klar- 
heit gewährleistet sein muß: Auf meine Initiative 
hin wurden sämtliche Außenstellenleiter angewie- 
sen sicherzustellen, daß Veränderungen jedweder 

Art von Stasi-Unterlagen unterbleiben. 

Für neu aufgefundenes Material hat sich der BStU 
Findmittel durch das Anlegen eigener Karteikarten 
geschaffen. Ich habe gegenüber der Behördenlei- 

tung klargestellt, daß eine Einstellung dieser Kar- 

teikarten in die vom Staatssicherheitsdienst ange- 
legten Karteien nur dann erfolgen darf, wenn die 
vom BStU erstellten Karteikarten vom Aussehen 
her (z. B. pinkfarben mit BStU-Aufdruck und Bun- 

desadler) eine Verwechslung mit Stasi-Unterlagen 

absolut ausschließen. Nur unter diesen Vorausset- 
zungen wäre eine Einstellung in die vom Staatssi- 
cherheitsdienst angelegten Karteien datenschutz- 
rechtlich vertretbar. 

5. Gemäß $ 4 Abs. 3 des StUG hat der BStU eine sog. 

„Nachberichtspflicht“ wenn sich eine Auskunft im 

nachhinein als unrichtig erweist. Wenn z.B. im 

Jahr 1992 einer öffentlichen Stelle auf Ersuchen 

mitgeteilt wurde, daß über ihren Mitarbeiter keine 
Unterlagen vorhanden sind, im Jahr 1993 jedoch 
Unterlagen aufgefunden werden, die diese Person 
als ehemaligen Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) des 

Staatssicherheitsdienstes ausweisen, hat der BStU 

nachzuberichten. Nachdem der BStU dieser Ver- 

pflichtung bis zum Sommer 1992 wegen der 
immensen Arbeitsbelastung durch aktuelle Aus- 

kunftsersuchen nicht nachkommen konnte, wird 

mittlerweile eine automatisiert geführte Datei 

„Nachrecherche“ aufgebaut, mit deren Hilfe Erst- 
auskünfte bei der Gewinnung neuer Erkenntnisse 

aktualisiert werden. 

Im Berichtszeitraum erschienen zahlreiche Pressever- 
öffentlichungen mit hochsensiblen, offenkundig aus 
den Archiven der Stasi stammenden Angaben über 

mögliche Stasi-Verbindungen von Politikern und Kir- 

chenvertretern; Listen mit den Namen und Dienststel- 

len angeblicher hauptamtlicher Mitarbeiter und Offi- 
ziere im besonderen Einsatz der Stasi wurden abge- 
druckt. Dies veranlaßte mich, den BStU um Prüfung zu 
bitten, ob etwa aus seiner Behörde Informationen an 
die Presse gelangt sein könnten. Dies hat sich erfreu- 
licherweise nicht bestätigt. 

Auch das Bundeskriminalamt, der Bundesnachrich- 
tendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz und 

der Militärische Abschirmdienst gelangten in der Zeit 
des Zusammenbruchs des SED-Regimes in der ehe- 
maligen DDR in den Besitz von Stasi-Unterlagen. Ich 
habe mich der Problematik der Herausgabe dieser 

Unterlagen, an den BStU in zahlreichen Schreiben 

sowie auch in einem Gespräch mit dem Bundesnach- 

richtendienst angenommen. Mittlerweile sind alle 
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Sicherheitsbehörden ihrer Verpflichtung nach dem 
StUG nachgekommen, alle Unterlagen herauszuge- 

ben, die personenbezogene Daten Betroffener enthal- 

ten. 

In bezug auf den Umgang mit Stasi-Unterlagen hat 
mich auch eine Reihe von Eingaben erreicht. Ein 

Bürger gab an, IM der Stasi gewesen aber schon vor 

vielen Jahren in die Bundesrepublik geflohen zu sein 

und sich den bundesdeutschen Sicherheitsbehörden 

offenbart zu haben. Ein Mann, den er seinerzeit 
bespitzelt hatte, hatte als Betroffener (im Sinne des 

StUG) beim BStU Einsicht in seine Unterlagen genom- 
men und Kopien daraus erhalten. Er fand darin auch 
rein persönliche Angaben über den Petenten und ver- 

suchte, diesen mit diesem Wissen zu erpressen. Die 

auf meine Initiative hin beim BStU angestellten Nach- 
forschungen ergaben, daß die Bearbeiterin dem 
Betroffenen nicht nur, wie es $ 13 StUG vorsieht 

Auskunft über die zu seiner Person vorhandenen und 
erschlossenen Unterlagen erteilt, sondern auch Dupli- 

kate von Unterlagen herausgegeben hatte, die nur 
den Petenten persönlich betrafen. Der BStU hat dies 
gegenüber dem Petenten bedauert und den Betroffe- 

nen um Beachtung des Persönlichkeitsrechts des 
Petenten gebeten. 

Zusammenfassend kann ich sagen, daß Kontrolle und 

Beratung des BStU parallel zum Ausbau dieser 

Behörde in erfreulicher Weise abgelaufen sind, nicht 

zuletzt weil die Leitung der Behörde stets eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Datenschutz gesucht hat. 
Angesichts der Sensibilität der Materie bleibt der 

BStU für mich eine mit Priorität zu betreuende Ein- 

richtung. 

4.5 Umgang mit brisanten Daten aus dem 
Geschäftsbereich des früheren 
Bundesministers für innerdeutsche 

Beziehungen und des ehemaligen 

Ministeriums des Innern der DDR 

4.5.1 Unterlagen über Familienzusammenführung bleiben 

erhalten 

Im Januar 1991 wurden das Bundesministerium für 

innerdeutsche Beziehungen (BMB) aufgelöst und der 

überwiegende Teil der Fachaufgaben sowie des Per- 
sonals vom BMI übernommen. Eine Aufgabe des 

ehemaligen BMB, die nach dem Zusammenbruch des 
SED-Regimes in der ehemaligen DDR glücklicher- 
weise entfiel, war die Zusammenführung von Fami- 

lien aus den ehemaligen beiden deutschen Staaten. 
Dennoch werden die seinerzeit für diesen Zweck 

angelegte Kartei und die dazu gehörenden Akten 
über die Personen, deren Übersiedlungswunsch der 

BMB seinerzeit unterstützt hat, weiter benötigt, z.B. 

für Auskünfte an Betroffene und an die Arbeitsgruppe 

„Regierungskriminalität” bei der Staatsanwaltschaft 
des Kammergerichts Berlin. Den Umgang mit diesen 

Daten habe ich in der Außenstelle Berlin des BMI 

kontrolliert. Dabei ergaben sich weder Beanstandun- 

gen noch sonstige Mängel. 
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4.5.2 Unterlagen in Häftlingsangelegenheiten 

Eine weitere brisante Aufgabe des BMB vor der 

Herstellung der deutschen Einheit war der Freikauf 
politischer Häftlinge. Während die im Zusammen- 

hang mit dieser Aufgabe angefallenen Aktenvor- 

gänge im BMB geführt wurden und sich nun im Besitz 
des BMi, Außenstelle Berlin, befinden, wurde die 

Häftlingskartei in der Berliner Abteilung der dem 
BMB nachgeordneten Bundesanstalt für gesamtdeut- 
sche Aufgaben (BfgA) geführt und nach deren Auflö- 
sung am 1. Januar 1992 vom Bundesarchiv übernom- 

men. 

Die beim ehemaligen BMB entstandenen Unterlagen 
sind für die Arbeitsgruppe „Regierungskriminalität” 

bei der Staatsanwaltschaft des Kammergerichts Berlin 

und für den Ersten Untersuchungsausschuß des Deut- 

schen Bundestages für den Bereich kommerzielle 
Koordinierung (Koko-Ausschuß) von Interesse. Auch 
beim Umgang mit diesen Unterlagen habe ich keine 
datenschutzrechtlichen Verstöße oder Mängel festge- 

stellt. An die erwähnten Stellen werden entweder nur 
Kopien, in denen die personenbezogenen Daten Drit- 

ter geschwärzt wurden, herausgegeben oder die 
Unterlagen werden als Verschlußsache „VS-Vertrau- 
lıch” oder „Geheim“ eingestuft, so daß nur besonders 

ermächtigte Personen darauf zugreifen dürfen. Aus- 
kunftsersuchen ehemals Betroffener, etwa zum 

Zwecke der Rehabilitierung oder zur Erlangung von 
Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz, werden 

aus diesen Unterlagen ebenso wie aus der Häftlings- 

kartei nur sehr vereinzelt beantwortet, da die 
gewünschten Bestätigungen meist unmittelbar aus 
der Zentralen Gefangenenkartei des ehemaligen 
Ministeriums des Innern der DDR erteilt werden 
können (s. u. 4.5.3). 

4.5.3 Sicherung der Daten von Strafgefangenen 

der ehemallgen DDR unbefriedigend 

Das Bundesarchiv hat aus der ehemaligen Bundesan- 
stalt für gesamtdeutsche Aufgaben (BfgA} deren Häft- 

lingskartei (s. o. 4.5.2) und aus dem Ministerium des 
Innern der DDR die Zentrale Gefangenenkartei über- 

nommen. Zwischenzeitlich erhielt es aus dem aufge- 

lösten Rechenzentrum des Zentralen Einwohnerregi- 
sters auch den „Strafgefangenen- und Verhafteten- 

Datenspeicher" der einschließlich statistischer Aufbe- 

reitungen fast 600 Magnetbänder umfaßt. Mit Hilfe 

der auf Magnetbändern vorliegenden Strafgefange- 
nen- und Verhafteten-Daten hofft das Bundesarchiv, 

den Datenbestand aus der Zentralen Gefangenenkar- 
tei, der ihm bis zum Jahr 1975 in Form von Filmen und 
ab 1976 in Form von Karteikarten vorliegt, vervoll- 
ständigen zu können, um auf dieser Grundlage die 
Anfragen Betroffener in Rehabilitierungs- und Wie- 
dergutmachungsverfahren beantworten zu können. 
Das Bundesarchiv erhält derzeit monatlich ca. 1 000 
Anfragen von Betroffenen, Gerichten, Staatsanwalt- 
schaften und anderen Landesbehörden, die zum 

Zweck der Rehabilitierung, zur Durchführung des 
Häftlingshilfegesetzes oder zum Nachweis von Versi- 

cherungszeiten Auskünfte erhalten wollen. Wie bei 
allen anderen Magnetbändern der ehemaligen DDR
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hat das Bundesarchiv zur Zeit allerdıngs noch technı- 

sche und finanzielle Probleme mit dem Umschreiben 

der Daten in eıne für Lesegeräte mıt West-Technik 

geeignete Form. 

Da die Daten der Zentralen Gefangenenkartei teil- 

weise mit denen des Strafregisters des Generalstaats- 
anwalts der DDR identisch sind, habe ich das Bundes- 

archiv darauf hıngewiesen, daß nach den einschlägi- 
gen Regelungen des Bundeszentralregistergesetzes 

(BZRG) sowie des Ersten SED-Unrechts-Bereini- 

gungsgesetzes der Zugang zu den Daten des Straf- 
registers der DDR im Interesse der Betroffenen 

beschränkt ist. Zwar sollen dıe Daten der Zentralen 

Gefangenenkartei zum Zweck der Rehabilitierung 

und für Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz 
zugänglich sein Vermieden werden muß aber, daß 
Dritte — und sei es auf dem Weg über den Betroffe- 
nen — Informationen erlangen, die ıhnen bei inhalt- 

lich gleichen Auskunftsersuchen an das Bundeszen- 
tralregister nicht zustehen. Deshalb habe ıch das 
Bundesarchiv gebeten, sich bei seiner Auskunftspra- 
xis an den Regelungen des BZRG und des Ersten 
SED-Unrechts-Bereinigungsgesetzes zu orientieren 
und mit Auskünften zurückhaltend zu sein, bei denen 
Anhaltspunkte für das Rısiko eines Mıßbrauchs beste- 

hen. Auch ist darauf zu achten, daß nur dıe zur 
Erreichung des jeweiligen Auskunftszweckes erfor- 
derlichen Daten übermittelt werden. Bei Anfragen 
von Landesversorgungsämtern und Arbeitsämtern ist 

beispielsweise der Haftgrund nicht mitzuteilen. 

Hinsichtlich der Verwendung der Zentralen Gefange- 
nenkartei zu Forschungszwecken habe ich die 
Ansicht vertreten, daß eine Übermittlung personenbe- 
zoger Daten für diese Zwecke derzeit nicht zulässig 
ist. Denn nach $ 5 BArchG darf das Archivgut grund- 
sätzlich erst 30 Jahre nach dem Tod des Betroffenen 
genutzt werden. Um die Betroffenen durch die Spei- 

cherung ihrer Daten ım Bundesarchiv nicht unange- 
messen zu benachteiligen, dürfen deshalb für For- 
schungszwecke derzeit grundsätzlich nur anonymi- 
sierte Daten zur Verfügung gestellt werden. 

Da die Sicherung der Zentralen Gefangenenkartei 

gegen unbefugte Zugriffe ebenso unbefriedigend war 

wie die Unterbringung der Häftlingskartei derehema- 
ligen BfgA, habe ich dem BMI und dem Bundesarchiv 
Anregungen zur sichereren Verwahrung der Daten- 
trägerin den Arbeitsräumen gegeben und empfohlen, 
auch die Türen zu diesen Räumen zu verstärken, weil 

der Zutritt zum Gebäude nicht wirksam kontrolliert 

werden kann. Eine Reaktion darauf lag mir bei Redak- 
tionsschluß noch nicht vor. 

4.6 Nicht mehr benötigte Daten aus der Aufnahme 
von Übersiediern vernichtet 
— Heimatortskartei Gießen — 

Ein anderer durch die deutsche Teilung veranlaßter 
Datenbestand, dem meine besondere Aufmerksam- 

keit auch im Berichtszeitraum galt, betraf die Über- 
siedlung von Bürgern der ehemaligen DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland. Die entsprechenden   

Akten waren bei der Dienststelle des Bundesnotauf- 
nahmeverfahrens in Gießen entstanden und sind nun 
auf das Bundesverwaltungsamt übergegangen Im 

Berichtszeitraum hat mich besonders die sog. Heimat- 
ortskarteı Gießen beschäftigt. Die Dienststelle des 

Bundesnotaufnahmeverfahrens in Gießen hat ın die- 
ser Datei seit etwa 1966 Daten über Übersiedler aus 
der ehemaligen DDR — geordnet nach ihren ehema- 
ligen Wohnsitzen — gesammelt. Die Datei diente nach 

meinen Erkenntnissen in erster Linie Zwecken der 

Ausgleichsverwaltungen, die mit Hilfe dieser Daten 
Personen, z. B. ehemalige Nachbarn, die Auskunft zu 
von Übersiedlern angemeldeten, in der ehemaligen 
DDR erlittenerı Vermögensschäden geben konnten, 
feststellen wollten. 

Schon vor der Herstellung der Deutschen Einheithabe 
ıch wiederholt auf das Fehlen einer klaren gesetzli- 

chen Grundlage für diese Datei hingewiesen und 
unter Gesichtspunkten der Erforderlichkeit Zweifel 

an ihrer Zuverlässigkeit geltend gemacht. Im Hinblick 
auf die politische Entwicklung hat das Bundesministe- 

rium des Innern Anfang 1990 auf meine erneuten 

Fragen zur weiteren Notwendigkeit der Heimatorts- 
kartei zunächst eine Übergabe an das Bundesarchiv 
oder eıne Abgabe an das Bundesausgleichsamt erwo- 
gen. Dort sollte wiederum geprüft werden, ob eine 
Abgabe an das Bundesamt zur Regelung offener 
Vermögensfragen zweckmäßig sei. Meine Fragen 
nach der Erforderlichkeit und nach der Rechtsgrund- 

lage blieben jedoch unbeantwortet. Im Sommer 1992 

erklärte dann der Präsident des Bundesausgleichsam- 

tes, daß er seine Bedenken gegen eine Vernichtung 

der Heimatortskartei nicht mehr aufrechterhalte. Mit 
der durch das Bundesverwaltungsamt vollzogenen 
Anordnung des Bundesminsteriums des Innern, diese 

Karteı zu vermichten, hatten meine Bemühungen 

endlich Erfolg. 

4.7 54-seitiger Fragebogen wird mindestens 
halbiert — Aussiedleraufnahmeverfahren — 

Im Juli 1990 ist das Gesetz zur Regelung des Aufnah- 
meverfahrens für Aussiedler (Aussiedleraufnahmege- 

setz) in Kraft getreten {vgl. 13. TB S. 37£.). 

Um zu überprüfen, wie sich das Aussiedleraufnahme- 

gesetz unter Aspekten des Datenschutzes bewährt, 
habe ich im Sommer 1991 eine groBe Außenstelle des 
Bundesverwaltungsamtes, das für die Durchführung 
des Aussiedleraufnahmeverfahrens zuständig ist, 
kontrolliert. 

Das Aussiedleraufnahmeverfahren gliedert sich in ein 
schriftliches Aufnahmeverfahren und in ein mündli- 
ches Verfahren, das sogenannte Erstaufnahmeverfah- 

ren, Durch das schriftliche Aufnahmeverfahren, das 

der Aussiedler von seinem bisherigen Wohngebiet 
aus betreiben muß, soll sichergestellt werden, daß nur 

solche Personen als Aussiedler in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen, die mit hoher Wahrscheinlich- 
keit den Anforderungen des Gesetzes entsprechen. 
Um dies feststellen zu können, hat der Betroffene 
einen 54seitigen Aufnahmeantrag auszufüllen, mit 
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dem eine Fülle von personenbezogenen Daten erho- 
ben wird. 

Bei näherer Prüfung hat sich gezeigt, daß ein nicht 

unbeträchtlicher Teil dieser Angaben für die Feststel- 

lung der Rechtsstellung als Deutscher nicht erforder- 

lich ist. Ich habe daher eine deutliche Reduzierung 

gefordert. Für die GUS-Staaten wird vom Bundesmi- 
nisterium des Innern im Zusammenwirken mit dem 
Bundesverwaltungsamt derzeit eine Reduzierung des 
Umfangs des Aufnahmeantrages auf — je nach Ein- 

zelfall — 17 bis 28 Seiten vorbereitet. Eine Überarbei- 

tung der Aufnahmeanträge für weitere Herkunftsge- 

biete soll folgen. Ich hoffe, daß diese Bemühungen, die 

nicht nur dem Schutz des Persönlichkeitsrechts son- 

dern auch der Verwaltungsvereinfachung dienen, 
nunmehr zügig voranschreiten. 

Nach der Einreise durchläuft der Aussiedler das 
mündliche Verfahren. in dessen Verlauf die im schrift- 
lichen Verfahren gemachten Angaben des Aussied- 
lers in dessen Anwesenheit nochmals überprüft wer- 

den. Als Ergebnis dieses Verfahrens erhält der Aus- 

siedler den Registrierschein, der Voraussetzung für 

die Gewährung bestimmter Vergünstigungen, zum 

Beispiel des Überbrückungsgeldes, ist. 

in einer vom Bundesverwaltungsamt entwickelten 

Laufkarte werden dem Aussiedler die Stationen 
benannt, die er während seiner Anwesenheit in der 

Aufnahmeeinrichtung aufsuchen muß. Dazu zählen 

zum Beispiel die Arbeitsverwaltung, aber auch Stellen 
der Sicherheitsbehörden. Diese verfolgen eigene 
Zwecke, die mit dem Aufnahmeverfahren nichts zu 
tun haben. Die Laufkarte, die dem Aussiedler durch 

Angehörige des Bundesverwaltungsamtes übergeben 
wird, suggeriert diesem aufgrund ihrer Gestaltung 

allerdings, daß alle aufgeführten Stationen Verfah- 
rensschritte im Aussiedleraufnahmeverfahren seien. 
Dazu kommt, daß die Nachrichtendienste weder auf 
der Laufkarte noch nach der Ausschilderung unter 
ihrer Behördenbezeichnung aufgeführt sind, sondern 

neutrale, nichtssagende Bezeichnungen, wie z. B. 

„HBW* (d. i. Hauptstelle für Befragungswesen), tra- 
gen. Ich habe das Bundesministerium des Innern 
gebeten, hier für mehr Transparenz für den Betroffe- 

nen zu sorgen. Es hat mir mitgeteilt, daß dıe Abstim- 

mung zwischen den beteiligten Behörden noch nicht 
abgeschlossen sei. 

Eine besondere Rolle im Verfahrensablauf nimmt das 
Deutsche Rote Kreuz ein, das damit beauftragt ist, die 
Fahrt- und Gepäckbeförderungskosten sowie die 
Kosten für die Beschaffung von Pässen und Sichtver- 
merken des Aussiedlers abzurechnen. Im Rahmen der 
Kontrolle haben meine Mitarbeiter festgestellt, daß 

dem Deutschen Roten Kreuz jedoch mehr Daten zur 

Verfügung gestellt wurden, als es dafür benötigt. Die 

notwendige Korrektur ist inzwischen erfolgt. 

Das Deutsche Rote Kreuz erhält darüber hinaus für 
seinen in Hamburg betriebenen Suchdienst aus dem 
Aussiedleraufnahmeverfahren eine Vielzahl perso- 
nenbezogener Daten, die es nach eigenen Angaben 

für Zwecke der Familienzusammenführung und für 
die Betreuung von Aussiedlern in ihren derzeitigen 
Wohngebieten benötigt und nutzt (s. auch 4.8). 
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4.8 Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes 

Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) unterhält als unselb- 

ständigen Teil seiner Organisation einen Suchdienst 
nach Kriegs- und Zivilgefangenen, Wehrmachtsver- 

mißten und Zivilverschleppten des Zweiten Weltkrie- 

ges. Aufgrund einer Vereinbarung mit dem damali- 

gen Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte aus dem Jahre 1958 nimmt es als 

beliehener Unternehmer Aufgaben der Bundesrepu- 

blik Deutschland wahr, wird vom Bundesministerium 

des Innern finanziert und unterliegt damit als öffent- 

liche Stelle im Sinne von $2 Abs. 4 Satz 2 BDSG 

meiner datenschutzrechtlichen Kontrolle. Bei der 

Überprüfung des Aussiedleraufnahmeverfahrens 

(s. o. 4.7) habe ich festgestellt, daß das DRK unter der 

Bezeichnung „Suchdienst des DRK” dabei Hilfe lei- 

stet und daß ihm auch in diesem Verfahren erhobene 

Daten für Zwecke des Suchdienstes übermittelt wer- 

den. Ich habe dies zum Anlaß genommen, die beiden 

Zentralstellen des Suchdienstes in Hamburg und 

München zu kontrollieren. 

Der Suchdienst in Hamburg widmet sich mit etwa 

460 Mitarbeitern der Familienzusarnmenführung von 
Deutschen aus osteuropäischen Ländern sowie der 

humanitären Hilfe für im Ausland lebende und dort 
verbleibende Deutsche. Ein Teil seiner Aktivitäten 
steht in engem Zusammenhang zum Aussiedlerauf- 
nahmeverfahren, so die Beratung potentieller Aus- 

siedler, gutachterliche Tätigkeit, die Unterstützung 
des Antragstellers im Anerkennungsverfahren, die 
Organisation und Abrechnung der Ausreise aus dem 
Herkunftsland sowie die Hilfe bei der Erstaufnahme in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

In München arbeiten noch etwa 77 Mitarbeiter an der 

Aufklärung von Verschollenenschicksalen, dem tradi- 
tionellen Tätigkeitsschwerpunkt des Suchdienstes. 
Die besseren Informationsbeziehungen mit den Staa- 

ten der ehemaligen Sowjetunion haben in den letzten 
Jahren in diesem Aufgabenbereich neue Möglichkei- 
ten eröffnet. Derzeit werden Listen von Verschollenen 

für die automatisierte Datenverarbeitung erfaßt, um 

sie mit aus der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
gelieferten oder noch erwarteten Aufstellungen von 
Todesfällen Kriegsgefangener abgleichen zu können 
undso Verbleib oder Grabstätten Vermißter zu finden. 

Auch heute kommt es noch zu zahlreichen Suchanfra- 

gen, die oft mit Hilfe der aus Anlaß der DRK- 
Hilfeleistungen angelegten umfangreichen Personen- 
kartei des Suchdienstes oder aufgrund eigener 

Recherchen beantwortet werden können. Sieht der 

Suchdienst eine Chance, daß die Vermittlung des 
Kontakts zu einer von ihm festgestellten Person (sei es 

der Gesuchte selbst, sei es eine dritte Person) zur 

Aufklärung beitragen könnte, so wird diese von der 
Anfrage benachrichtigt und ihr Gelegenheit gegeben, 
mit dem Suchenden Kontakt aufzunehmen. Äußert sie 

sich ablehnend oder gar nicht, wird dem Suchenden 
mitgeteilt, daß sie kein Interesse an einer Kontaktauf- 
nahme bekundet hat und ihre Anschrift daher nicht 

mitgeteilt werden kann. 

Der Suchdienst hat seine Ursprünge in vorkonstitutio- 

neller Zeit. Er ist nicht aufgrund staatlicher Organisa-
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tionsentscheidung und definierter Aufgabenzuwei- 
sung entstanden; er wuchs vielmehr als Teil der 

Aufgaben, die das Deutsche Rote Kreuz im Span- 
nungsfeld zwischen Ost und West den jeweiligen 

Gegebenheiten entsprechend mit einer gewissen 

Staatsferne und orientiert an seinem humanitären 

Anliegen zu bewältigen hatte. Gleichwohl muß sich 
der Suchdienst des DRK mit seinen so gewachsenen 
Strukturen an den Maßstäben des Persönlichkeits- 
rechtsschutzes messen lassen. Hierbei habe ich 

besonders auf $ 29 des Bundesvertriebenengesetzes 

(BVFG) in der Fassung des Aussiedleraufnahmegeset- 

zes vom 28. Juni 1990 hingewiesen. Danach dürfen 
„im Aufnahmeverfahren mitwirkende Behörden“ 
— soweit es zur Feststellung der Voraussetzungen 

nach $ 27 BVFG, d. h. zur Feststellung der Anspruchs- 

voraussetzungen für einen Aufnahmebescheid, erfor- 
derlich ist — bei ihnen vorhandene personenbezo- 
gene Daten nutzen, beim Betroffenen erheben und 

— hilfsweise — auch von anderen öffentlichen oder 
nicht-öffentlichen Stellen beziehen. Die im Aufnah- 
meverfahren gesammelten Daten dürfen grundsätz- 
lich „nur für Zwecke dieses Verfahrens“ genutzt und 

übermittelt werden. Ich halte es für vertretbar, beider 
Auslegung dieser Gesetzesnormen davon auszuge- 

hen, daß das DRK insoweit rechtmäßiger Empfänger 
der ihm durch das Bundesverwaltungsamt übermittel- 
ten personenbezogenen Daten ist und darüber hinaus 
eine gesetzliche Befugnis zur Erhebung personenbe- 
zogener Daten beim Betroffenen insoweit hat, als es 
mitwirkende Funktionen oder Hilfsfunktionen im 
Aussiedleraufnahmeverfahren übernommen hat und 
die Daten ausschließlich diesem Zweck dienen. Not- 
wendig ist daher zu definieren, welche der vom DRK 
übernommenen Aufgaben zum Aussiedleraufnahme- 
verfahren gezählt werden können. Der historische 
Begriff des „Suchdienstes“ ist für die Abgrenzung 

dieser Funktionen kaum hilfreich. Vielmehr hat sich 
ergeben, daß es — wie schon beschrieben — Funktio- 
nen im Aufnahmeverfahren gibt, die bei genauer 
Betrachtung schwerlich als „Suchdienst” bezeichnet 
werden können; umgekehrt gibt es Funktionen des 
„Suchdienstes“, die auch bei großzügiger Auslegung 
nicht dem Aussiedleraufnahmeverfahren zugerech- 

net werden können. Als noch zu diesem Verfahren 
gehörend betrachte ich bestimmte Arbeiten des DRK 
schon vor dem Ergehen eines Aufnahmebescheides, 

so bestimmte Archivfunktionen und die Beratung und 
Hilfe im Anerkennungsverfahren, Abwicklungshilfe 
bei der Ausreise aus dem Herkunftsland und die Hilfe 
nach der Einreise in die Bundesrepublik. Die Mitwir- 
kung am Aussiedleraufnahmeverfahren kann jedoch 
erst dann einsetzen, wenn tatsächlich ein „Aussied- 
ler“ auftritt: Sie kann sich mithin nur auf Personen 
beziehen, die das in der Einreise in die Bundesrepu- 

blik mündende Verfahren betreiben oder zumindest 
konkret in nächster Zeit beabsichtigen. 

Keine Beziehung zum Aufnahmeverfahren vermag 
ich hingegen dort zu erkennen, wo es um die Aus- 
landshilfe des DRK für im Ausland Verbleibende geht. 
Dies gilt auch für die traditionellen Aufgaben des 
Suchdienstes, wie sie mir in München erläutert wur- 
den. Ich begrüße daher, daß das Bundesverwaltungs- 
amt Daten aus dem Aussiedleraufnahmeverfahren 
nicht mehr an den Suchdienst München übermittelt.   

Generell ist zu beachten, daß in der Suche nach einer 
bestimmten anderen Person keine Einwilligung liegt, 
daß die eigenen Daten für eine Suche Dritter zur 

Verfügung stehen und zu diesem Zweck gespeichert 

werden. Die Zweckänderung sehe ich auch nicht 

durch $ 14 Abs. 2 BDSG gerechtfertigt; insbesondere 

ist mir — wie es Absatz 2 Nr. 3 verlangt — nicht 
offensichtlich, daß die Zweckänderung in jedem Fall 

im Interesse des Betroffenen legen soll— gerade auch 

weil es immer wieder vorkommt, daß Gesuchte die 
Kontaktaufnahme zu Suchenden ablehnen. Mit Rück- 
sicht auf die gewachsenen Strukturen des Suchdien- 

stes erscheint mır eine Datenspeicherung allenfalls 

unter dem Gesichtspunkt hinnehmbar, daß — wie mir 

als Praxis des Suchdienstes in München erläutert 
wurde — bei Vorliegen einer weiteren Suchnachfrage 
der Betroffene nachträglich um Einwilligung in die 

Verwendung seiner Daten zur Herstellung des Kon- 
taktes mit den suchenden Dritten gebeten wird. In 

dıesem Zusammenhang habe ich angeregt, das Ver- 
fahren des Suchdienstes den zu ihm in Kontakt 
Tretenden besser transparent zu machen. 

4.9 Darf ein Bundesministerium eine Eingabe stets 
an eine andere — zuständige — Behörde 
abgeben? 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesmini- 

sterien — Allgemeiner Teil (GGO I) bestimmt, daß ein 
Vorgang unverzüglich an eine andere oberste Bun- 

desbehörde abzugeben ist, wenn diese offensichtlich 
zuständig ist ($ 20 Abs. 3 GGO I). Zur Frage, ob der 

Betroffene dem zugestimmt haben muß, enthält die 
Geschäftsordnung keine Aussage. Durch die Eingabe 
eines Bürgers bin ich auf die Frage aufmerksam 

geworden, ob damit eine Regelung getroffen ist, die 
als „andere Rechtsvorschrift des Bundes” nach $ 1 

Abs. 4 BDSG dem Bundesdatenschutzgesetz vorgeht, 
so daß bei der Abgabe immer auf die Zustimmung des 
Betroffenen verzichtet werden könnte. 

In dem von mir überprüften Fall hatte das Auswärtige 

Amt eine an dessen damaligen Minister vor allem in 

seiner Eigenschaft als „Delegationsleiter der KSZE- 
Konferenzen“ gerichtete Petition, mit der der Bürger 
die Verletzung „seiner Grund- und Menschenrechte” 
durch eine andere oberste Bundesbehörde geltend 

machte, eben dieser zur weiteren Bearbeitung über- 

sandt. Das Auswärtige Amt berief sich dabei auf $ 20 
Abs. 3 GGO I, weil es den materiellen Gehalt der 
Eingabe, die behauptete Beeinträchtigung des Bür- 
gers, — zutreffend — als eine Frage ansah, die die 
Zuständigkeit der anderen obersten Bundesbehörde 
berührte. Es hatte aber nicht ausreichend berücksich- 
tigt, daß eine Abgabe hier nicht im Sinne des Bürgers 
war: Dieser hatte sich gerade deshalb an den damali- 
gen Bundesminister des Auswärtigen gewandt, weil 
er bei der anderen obersten Bundesbehörde, an deren 
Verhaltensweise er in seiner Petition nachdrücklich 
Kritik geübt hatte, mit seinem Anliegen —- trotz 
mehrerer Versuche — nach seiner Auffassung ohne 
Erfolg geblieben war. 

Hier wäre es erforderlich gewesen, anhand des mate- 

riellen Gehalts der Petition zu prüfen, ob die Abgabe 
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an dıe andere oberste Bundesbehörde ohne ausdrück- 
liche Zustimmung des Betroffenen zulässig war Dies 
ergibt sich aus $ 15 BDSG, der von $ 20 Abs. 3 GGOI 

nicht verdrängt wırd. Die GGO List kein Gesetz und 

daher keine Rechtsgrundlage zur Einschränkung des 

informationellen Selbstbestimmungsrechts. Sıe weist 

auch nicht die besondere Rechtsqualität auf wie die 
nach Artikel 65 Satz 4 GG von der Bundesregierung 

beschlossene Geschäftsordnung der Bundesregie- 

rung. Vielmehr ist die GGO 1 ledıglich eine aus der 
Organisationsgewalt der Bundesregierung abgelei- 

tete Verwaltungsvorschrift. Selbst wenn man auch die 
GGO Il als eine Geschäftsordnung des Staatsorgans 
Bundesregierung und damit als autonomes Recht 

einstuft, handelt es sich doch nur um sogenanntes 

Binnenrecht, d.h. ein Recht ohne Auswirkung auf 

einzelne Bürger, das nur für die Mitarbeiter der 

Bundesministerien verbindlich ist (s. $ 1 Abs. 3 Satz 1 

GGON). $ 20 Abs. 3 GGO Iregelt also für den Fall der 

Unzuständigkeit einer obersten Bundesbehörde ein 
bestimmtes Verfahren, bietet aber keine Grundlage 

für die Übermittlung personenbezogener Daten von 

eınem Ministerium an ein anderes. 

Ich habe das Auswärtige Amt unter Darlegung dieser 
Gesichtspunkte gebeten, Eingaben künftig sorgfältig 
daraufhin zu überprüfen, ob die nach dem Wortlaut 
von $ 20 Abs. 3 GGO I vorgeschnebene Abgabe an 
eine andere oberste Bundesbehörde mit der Intention 
des Bürgers übereinstimmt und im Zweifel die Einwil- 

ligung des Betroffenen einzuholen. 

Dieser Empfehlung ist das Auswärtige Amt durch 
Rundschreiben an alle Organisationseinheiten in sei- 
nem Hause und Erlaß an alle diplomatischen und 

berufskonsularischen Vertretungen gefolgt. 

4.10 Auslandsvertretungen 

4.10.1 Diskretionszonen eingerichtet 

Bei den Auslandsvertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland wurden im Berichtszeitraum Diskre- 
tionszonen eingerichtet. Der Auswärtige Dienst ent- 
spricht damit einer Tendenz, die sich seit etwa fünf 

Jahren in weiten Bereichen des öffentlichen und 
privatwirtschaftlichen Dienstleistungssektors auch in 
Deutschland durchgesetzt hat. 

Durch Wartelinien auf dem Fußboden und entspre- 

chende Hinweise kann ein ausreichender Abstand 
zwischen dem bedienten Besucher und dem hinter 
ihm oder seitlich vor einem Schalter wartenden ande- 
ren Besucher erreicht und das Mithören von Gesprä- 

chen sowie das Einsehen in Unterlagen weitgehend 
ausgeschlossen werden. Auf meıne Empfehlung hin 
hat das Auswärtige Amt die Auslandsvertretungen 
bereits Anfang 1989 auf die schutzwürdigen Belange 
der betroffenen Besucher hingewiesen und nach dem 

erfolgreichen Versuch im Bereich der Post (s. 11. TB 
S. 36) Ende 1990 die Auslandsvertretungen unter 
Vorgabe genauer Kriterien angewiesen, Diskretions- 

zonen einzurichten, falls die entsprechenden räumli- 

chen Gegebenheiten vorhanden sind. In dern Runder- 

laß heißt es außerdem, das Auswärtige Amt werde bei 
künftigen Neubauten und bei der erstmaligen Her- 
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richtung von angemieteten Gebäuden Diskretionszo- 
nen grundsatzlich einplanen. 

Durch die Eingabe eines Bürgers bin ich Anfang 1992 

darauf hingewiesen worden, daß im Generalkonsulat 
Istanbul im Rechts- und Konsularbereich noch keine 
entsprechenden Maßnahmen ergriffen worden wa- 
ren. Auf meine Nachfrage hin habe ich vom Auswär- 

tigen Amt erfahren, daß dies jedoch kurz darauf 
geschehen ist. 

Es ist erfreulich, daß das Auswärtige Amt die darge- 

stellten Maßnahmen getroffen hat. Ein besserer 
Schutz vertraulicher Gespräche wäre allerdings durch 

bauliche Maßnahmen wie Sprechkabinen oder soge- 
nannte Schalterzimmer zu erreichen. Ich würde es 
daher begrüßen, wenn das Auswärtige Amt, wie in 

einigen Auslandsvertretungen geschehen, in weite- 
rem Umfang als bisher entsprechende Maßnahmen 
träfe. 

4.10.2 Unverschlüsselte Übermittlungen empfindlicher 

Informationen an und von Auslandsvertretungen 

sind riskant 

Bei der Mitwirkung des Bundesverwaltungsamtes 
(BVA) am automatisierten Visaverfahren zwischen 

den Auslandsvertretungen und dem BVA werden 

bestimmte Daten unverschlüsselt per Telex übermit- 

telt. 

Nach Kontrolibesuchen bei den Botschaftenin Ankara 
und Moskau sowie beim Generalkonsulat Istanbul 
habe ich bereits 1990 diese Datenübertragungen 
kritisiert und das Auswärtige Amt aufgefordert, ange- 
messene Maßnahmen der Datensicherheit im Fern- 
schreibverkehr, d.h. kryptographische Verschlüsse- 

lung, einzuführen. Das Auswärtige Amt hat daraufhin 
„erwogen”, den Fernschreibverkehr des Visaverfah- 
rens in das geplante, weltweite Kommunikationsnetz 

der Bundesregierung einzubeziehen, für das eine 
vollständige Kryptierung vorgesehen war. Dieses 
Netz wäre nach Darstellung des Auswärtigen Amtes 
ohne „nennenswerten, zusätzlichen Aufwand mitbe- 
nutzbar gewesen". Nach Auskunft des Auswärtigen 
Amtes ist dieses Projekt jedoch in absehbarer Zeit 
nicht realisierbar. Die in Betracht kommende Ersatz- 
lösung, nämlich die Beschaffung von Ver- und Ent- 
schlüsselungsgeräten für die Auslandsdienststellen, 
verursacht nach Darlegung des Auswärtigen Amtes 
einen hohen Aufwand an Sach- und Personal- 

kosten. 

Das Auswärtige Amt hat mir inzwischen aber auch 
mitgeteilt, es wolle mit dem BVA in Kürze über die 
künftigen Übertragungs- und Verschlüsselungsmo- 
dalitäten sprechen. Dieses Vorhaben begrüße ich, da 

eine Verschlüsselung des Telexverkehrs von und zu 

den Auslandsvertretungen besonders in Visa-Angele- 
genheiten insbesondere zum Schutz der Betroffenen 
— aber nicht nur deshalb — geboten ist, Auch die 
Einrichtung des Schengener Informationssystems 
(SIS) zwingt noch im Jahr 1993 (s. 24.1.2) dazu, die 

geforderten Verbesserungen durchzuführen. Über 
das SIS wird im Rahmen des Visaverfahrens nämlich 
auch auf Daten der Partner-Staaten des Schengener 

Abkommens zugegriffen. Die Verpflichtung der Bun-
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desregierung nach dem Schengener Durchführungs- 
übereinkommen, für ihren „nationalen Teil“ des SIS 
dıe Maßnahmen zu treffen, dıe verhindern, daß per- 
sonenbezogene Daten bei der Übermittlung unbefugt 

gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden 

können (Artıkel 118 Abs. 1 lit. h), erstreckt sich auch 

auf personenbezogene Daten, die durch Zugriffe nach 

Artikel 101 Abs. 2 des Übereinkommens, wie sie im 
Visaverfahren erfolgen, erlangt worden sind. Gerade 

auch wegen dieser völkerrechtlichen Verpflichtung 

aus dem Schengener Durchführungsübereinkommen 
halte ich es für dringend geboten, dıe Datensicherheit 
im Visaverfahren zu verbessern. 

Um die Frage der Datensicherheit gıng es auch, alsich 

die Verarbeitung personenbezogener Daten auf 
Arbeıtplatzcomputern in einer Auslandsvertretung 

kontrollierte. Ich hatte bereits anläßlich früherer Infor- 
mations- und Kontrollbesuche bei anderer Auslands- 
vertretungen auf Sicherheitsmängel im Zusammen- 
hang mit dem Betrieb von Arbeitsplatzcomputern 

hingewiesen. Nachdem mir notwendige Sicherheits- 
maßnahmen damals zwar in Aussicht gestellt, aber 

immer noch nicht durchgeführt worden waren und nur 
auf die Abschreibung der derzeit eingesetzten PC 
sowie deren Ersatz durch Geräte neueren Typs ver- 
wiesen wurde, habe ich die Mängel beanstandet. Das 

vom Auswärtigen Amt in seiner Antwort vor allem 

aufgeführte Argument, die von mir empfohlene Instal- 
lation von Sicherheitssoftware (ggf. mit Hardwarezu- 
satz) bei den vorhandenen Geräten sei wegen der 
hierfür erforderlichen umfangreichen Reisetätigkeit 
von Fachpersonal und dessen damit verbundener 

häufiger Abwesenheit von der Zentrale unverhältnis- 
mäßig aufwendig, überzeugt mıch bisher nıcht. Ich 

gehe der Frage weiter nach. 

5 Rechtswesen 

5.1 Änderungen des Strafverfahrensrechts 

5.1.1 Gesetz zur Bekämpfung des illegalen 
Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen 

der Organisierten Kriminalität (OrgKG) 

Mitte September 1992 istnach langen Vorbereitungen 

das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgift- 
handels und anderer Erscheinungsformen der Orga- 
nisierten Kriminalität (OrgKG} in Kraft getreten. Wer 

meinte, mit der Schaffung der hierin enthaltenen 
neuen und besonders tiefgreifenden Eingriffsbefug- 

nisse für die Strafverfolgungsbehörden sei der Ruf 
namentlich von prominenten Vertretern der Polizeı 
nach weitergehenden Befugnisnormen einstweilen 
verhallt, sieht sich indessen getäuscht. 

Um meine wichtigste Aussage vorweg zu nehmen: Ich 
gehöre nicht zu denen, die das Gesetz und damit den 

Gesetzgeber schelten. Wenn auch meine zum Schutze 

der Persönlichkeitsrechte der Bürger gegebenen 
Empfehlungen nicht alle berücksichtigt wurden, trete 

ich dafür ein, den in schwieriger Abwägung zwischen 
dem Schutz des Persönlichkeitsrechts und der Privat- 
sphäre einerseits sowie dem staatlichen Strafverfol- 
gungsinteresse andererseits gefundenen Kompromiß 
zu akzeptieren, mit weiteren Forderungen an den   
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Gesetzgeber — sei es ın dieser oder jener Richtung — 

einstweilen ınnezuhalten und zunächst eınmal mit 

dem neugeschaffenen gesetzlichen Instrumentarıum 

Erfahrungen zu sammeln. 

Angesichts immer wieder aufkommender Vorwürfe, 

der Datenschutz beeinträchtige die Bemühungen um 

die ınnere Sicherheit, wıederhole ich, was ich schonin 

meinem 13 Tätigkeitsbericht (S. 38f.) gesagt habe: 

Die zunehmenden Herausforderungen, denen die 

Bürger unseres Staates durch die Organısıerte Krimi- 

nalität, insbesondere durch die Drogenkriminalität, 

ausgesetzt sınd, machen es notwendig, den Strafver- 
folgungsorganen weitergehende Befugnisse einzu- 
räumen, auch wenn damit Eingriffe in die Freiheits- 

rechte der Bürger verbunden sind. Der Datenschutz 
hat sich deshalb von Anfang an nicht den Bemühun- 
gen entgegengestellt, die notwendigen Vorschriften 
zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und 
der Organisierten Kriminalität zu schaffen. Wie in der 

— gegen die Stimme Bayerns — gefaßten Entschlie- 
ßung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
vom 25. Juni 1991 (Anlage 2) zum Ausdruck kommt, 

war für mich und die Mehrzahl meiner Kollegeninden 

Ländern aber nicht einzusehen, daß unter dem Deck- 
mantel dieser Zwecke in das Strafverfahrensrecht 
weit über die Bekämpfung solcher Straftaten hinaus 
neue Ermittlungsmethoden eingeführt werden soll- 
ten, die tief in die Privatsphäre auch unverdächtiger 
und unbeteiligter Bürger eingegriffen hätten (vgl. 
auch die Entschließung der Sonderkonferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
vom 27. Juni 1990 — gegen die Stimme Bayerns —, 

13. TB Anlage 5 Seite 103). 

Vor diesem Hintergrund läßt sıch mit Blick auf das 
verabschiedete Gesetz unter dem Vorbehalt notwen- 
dıger Erfahrungen beı seiner Anwendung aus meiner 
Sıcht eine insgesamt akzeptable Bilanz für das Ergeb- 
nis meiner Beratung des Gesetzgebers ziehen. Einige 

Punkte möchte ich nennen: 

— Das Gesetz (wie schon der in dieser Legislaturpe- 

riode neu eingebrachte Gesetzentwurf des Bun- 

desrates — BR-Drucksache 12/989 —) bedient sich 

des konturlosen Begriffs der „Straftat von erhebli- 

cher Bedeutung” als Anknüpfungspunkt für 
besondere Eingriffsmaßnahmen deutlich in gerin- 
gerem Umfang, als das noch in dem in der vorhe- 
rigen Legislaturperiode eingebrachten Bundes- 

ratsentwurf der Fall war (zur Kritik vgl. 13. TB 

S. 38f.). Dies kommt meiner Forderung entgegen, 
zum Schutze der Persönlichkeitsrechte der Bürger 
klare Rechtsgrundlagen zu schaffen; es trifft sich 
auch mit den Forderungen der Rechtsanwender, 

ihnen das Verständnis der Rechtsvorschriften mög- 

lichst leicht zu machen. Ein erfreulicher Schritt ist 
daher die Einführung der Straftatenkataloge für 
die Rasterfahndung ($ 98a StPO) und für den 

Einsatz eines Verdeckten Ermittlers ($ 100 a StPO), 

auch wenn dieser Schritt zugleich für den Einsatz 
technischer Observationsmittel ($ 100c Abs. 1 

Nr. 1b StPO) und die polizeiliche Beobachtung 
($ 163e StPO) nicht getan worden ist. 

— Nicht Gesetz geworden ist der vom Bundesrat 
vorgeschlagene sog. kleine Lauschangriff in die 
Wohnung. d. h. das Abhören oder Aufzeichnen des 
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in einer Wohnung nichtöffentlich „im Beisein eines 
nicht offen ermittelnden Beamten” gesprochenen 
Wortes sowie das unter diesen Voraussetzungen 

erfolgende Herstellen von Lichtbildern und Bild- 
aufzeichnungen in einer Wohnung {$ 100 c Abs. 2 

StPO i. d. F. BT-Drucksache 12/989). Auf die damit 

noch nicht abgeschlossene generelle Diskussion 
um den Lauschangriff gehe ich nachfolgend (un- 

ter 5.1.3) besonders ein. 

Sogenannte Subsidiaritätsklauseln sind in die 

Gesetzesfassung zusätzlich eingeführt oder ge- 
genüber den Entwurfsvorschlägen verbessert wor- 

den: So sind z. B. die Herstellung von Lichtbildern 
und Bildaufzeichnungen als Maßnahmen gegen 

„andere Personen“ als Beschuldigte nicht schon 
—- wie ursprünglich vorgesehen — immer zulässig, 
wenn sie zur Erforschung des Sachverhalts „geeig- 
net“ sind. Hinzu kommen muß nunmehr, daß die 
Erreichung dieses Zweckes „auf andere Weise 
erheblich weniger erfolgversprechend oder we- 
sentlich erschwert wäre” ($ 100c Abs. 2 Satz 2 

StPO). 

Auch die Verfahren, in welchen die besonderen 

Maßnahmen angeordnet werden, wurden im Ver- 

gleich mit dem Entwurf der vorherigen Legislatur- 
periode verbessert. Die Hılfsbeamten der Staatsan- 

waltschaft (Polizeı) sind nicht mehr zur Anordnung 

der Rasterfahndung ($ 98b Abs. 1 StPO) befugt. 
Die Anordnung der polizeilichen Beobachtung 

($ 163e Abs. 4 StPO) steht nunmehr unter dem 

Vorbehalt richterlicher Entscheidung. Nicht 
durchgesetzt hat sich dagegen meine Empfehlung, 
auch beim Einsatz eines Verdeckten Ermittlers 

($ 110b Abs. 1 und 2) auf eine Eilkompetenz 

jedenfalls der Hilfsbeamten der Staatsanwalt- 
schaft zu verzichten. Ebenso wie bei der Raster- 

fahndung sind hier regelmäßig gründliche Vorbe- 
reitungen für einen erfolgreichen Einsatz nötig, so 
daß ich ein Bedürfnis für eine Eilkompetenz nach 

wie vor nicht zu erkennen vermag. 

Bei Maßnahmen, die — wie die Rasterfahndung 

und die polizeiliche Beobachtung — unter Richter- 
vorbehalt stehen, hätte ich mir auch eine klare 
gesetzliche Aussage gewünscht, was geschehen 
soll, wenn die richterliche Bestätigung ausbleibt 
oder der Richter es ablehnt, eine im Rahmen der 
Eilkompetenz getroffene Maßnahme zu bestäti- 

gen. Nach vorherrschender Auffassung steht dies 
einer Verwertung der erlangten Erkenntnisse 
grundsätzlich nicht entgegen — so wenn der Täter 

bereits vor der Bestätigung ermittelt worden ist 
und die Staatsanwaltschaft auf einen Antrag ver- 
zichtet oder der Richter die Bestätigung mit der 
Begründung der Zweckerreichung ablehnt. Dem- 
entsprechend geht offenbar auch das Gesetz davon 

aus, die Eilanordnung bedürfe nicht der Bestäti- 

gung ihrer Rechtmäßigkeit, wenn sie innerhalb 

von drei Tagen vollzogen wird, und ein Verwen- 
dungsverbot werde nur durch die richterliche Fest- 
stellung ausgelöst, daß die Eilmaßnahme von vom- 
herein rechtswidrig war. Ich hätte es begrüßt, 
wenn die Verwertung der Daten im jedem Fallvon 
einer richterlichen Bestätigung der Rechtmäßig-   
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keit der Maßnahme abhängig gemacht worden 

wäre. 

Als Merkposten für eine künftige Überprüfung der 
Erfahrungen mit dem OrgKG betrachte ich auch 
dıe Thematik der Zweckbindungen und Verwer- 

tungsverbote für die mit Hilfe besonderer Ein- 
grıffsmaßnahmen (wie $$ 98b Abs. 3, 100 b Abs. 5, 

100d Abs. 2 und 110e StPO) gewonnenen Daten. 
Es liegt nahe, eine Verwertung solcher Daten nur 
für die Verfolgung von anderen Straftaten von 

ähnlicher Schwere zuzulassen. Unter Gesichis- 
punkten der Verhältnismäßigkeit halte ich eine 
Orientierung an dem Rahmen für geboten, für den 

der Gesetzgeber die besonderen Ermittlungsbe- 
fugnisse gewährt hat. 

Mit der Verbesserung des Zeugenschutzes ($ 68 

StPO) wurde einer alten Forderung des Daten- 
schutzes entsprochen. 

Als ein besonders wichtiger Punkt ist schließlich 
hervorzuheben, daß das Gesetz den Vorschlag des 
Bundesrates nicht aufgegriffen hat, durch Ände- 
rung des Fernmeldeanlagengesetzes eine Über- 

wachung und Aufzeichnung des Fernmeldever- 
kehrs für bestimmte Zwecke der Gefahrenabwehr 
zuzulassen (Artikel 9 des Bundesrats-Entwurfs). 

Die Notwendigkeit einer solchen Regelung konnte 
im Gesetzgebungsverfahren nicht überzeugend 

dargelegt werden. Der Gesetzgeber ist zutreffend 
der Überlegung gefolgt, daß es neben den vorhan- 

denen Befugnissen der Überwachung des Fern- 
meldeverkehrs zu Zwecken der Strafverfolgung 
($$ 100a und 100b StPO) solcher zusätzlicher 

präventivpolizeilicher Befugnisse nicht bedarf. 

5.1.2 Gewinnaufspürungsgesetz 

In Ergänzung des OrgKG soll das Gewinnaufspü- 

rungsgesetz die Weiterverwendung von Straftatge- 
winnen unterbinden und damit dem organisierten 
Verbrechen die Triebfeder nehmen. Unter Gesichts- 
punkten des Datenschutzes ist das Gesetz von ein- 
schneidender Bedeutung: 

Über die herkömmlichen in der Strafprozeßordnung 
geregelten Möglichkeiten der Strafverfolgungsbehör- 
den, personenbezogene Daten bei Dritten zu erheben, 

führt es insofern hinaus, als es nicht lediglich bei 

diesen Dritten vorhandene, von diesen für ihre eige- 
nen Zwecke erhobene personenbezogene Daten den 

Zwecken der Strafverfolgung zugänglich macht. Viel- 
mehr werden diesen Dritten über ihre eigenen Inter- 

essen hinausgehende Pflichten zur Datenerhebung 
auferlegt, die allein strafprozessualen Erfordernissen 

dienen. Banken und andere Gewerbetreibende wer- 
den unter bestimmten Voraussetzungen verpflichtet, 
ihre Kunden zu identifizieren sowie die Identifizie- 
rungsangaben aufzuzeichnen und aufzubewahren. 
Hinzu tritt die Pflicht zur Meldung von Fällen des 
Verdachts einer Geldwäsche. Damit werden nicht- 
öffentliche Stellen in einem Umfang für Zwecke der 

Bekämpfung und Verfolgung von Straftaten in die 
Pflicht genommen, der über das bisherige Maß (Zeug-
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nispflicht, Pflicht zur Anzeige bestimmter geplanter 

Straftaten nach $ 138 StGB) weıt hinausgeht. 

Ich habe mich dennoch der Erkenntnis nicht ver- 
schlossen, daß die Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität an der Weiterverwendung der Straftatge- 

winne ansetzen muß und daher im überwiegenden 
Allgemeininteresse zumindest auf absehbare Zeit 
Maßnahmen der genannten Art unausweichlich sind. 

Um so mehr habe ich begrüßt, daß ich bei der 
Vorbereitung des Gesetzentwurfes in einem frühen 
Stadium beteiligt worden bin. Mir kam es vor allem 
darauf an, die den Banken und anderen Gewerbetrei- 
benden auferlegten Pflichten so präzise wie möglich 
zu bestimmen und Eingriffe in die Rechte Nicht- 
Verdächtiger möglıchtst gering zu halten. Positiv 
bewerte ich namentlich die in $ 10 Abs. 1 erreichte 

enge Zweckbindung für die Heranziehung und Ver- 
wendung der erhobenen Daten: Straftaten, die mit 
Geldwäschevorgängen nichts zutun haben, dürfen 

danach mit diesen Daten nicht verfolgt werden — ein 

absolutes Verwendungsverbot, das auch für die wei- 
tere Diskussion des Strafverfahrensänderungsgeset- 
zes wegweisend sein könnte. Auch $ 10 Abs. 2 des 
Gesetzes, der für Mitteilungen nach $ 116 Abgaben- 
ordnung für Zwecke der Nachbesteuerung eine 
rechtskräftige Verurteilung voraussetzt, verdient da- 
tenschutzrechtlich eine positive Bewertung. 

Auch in diesem Gesetz, das — wie schon gesagt — 

Neuland betritt, sehe ich einen schwierigen Kompro- 
miß, mit dem zunächst einmal Erfahrungen gesam- 

melt werden sollten, bevor zu späterer Zeit über seine 

Bewährung entschieden wird. Die Praxis bei Anwen- 
dung dieses Gesetzes und die damit erzielten Erfolge 
werden daher mit besonderer Aufmerksamkeit zu 

verfolgen sein. 

5.1.3 Lauschangriff 

Bei der Verabschiedung des OrgKG ist der Gesetzge- 

ber dem Vorschlag des Bundesrates nicht gefolgt, 

auch nur den „kleinen Lauschangriff” in die Wohnung 
zuzulassen (s. o. 5.1.1). Das Abhören und Aufzeichnen 

des in einer Wohnung nicht-öffentlich gesprochenen 
Wortes und das Herstellen von Lichtbildern und 
Bildaufzeichnungen in einer Wohnung wurde damit 
— entsprechend einem Votum der Bundesregie- 
rung — auch für den Fall nicht zugelassen, daß es „im 
Beisein eines nicht offen ermittelnden Beamten” 
geschieht. Die weiterhin vielfach erhobene Forde- 

rung, der Polizei in bestimmten Fällen das heimliche 

Abhören und Herstellen von Bild- und Tonaufzeich- 
nungen in und aus Wohnungen zu ermöglichen, ist 

damit freilich nicht vom Tisch. Wie seiner am 4. Juni 
1992 verabschiedeten Entschließung zu entnehmen 

ist, hat der Deutsche Bundestag die mit dem Einsatz 
technischer Mittel in Wohnungen im Sinne des Arti- 
kel 13 GG verbundenen schwierigen rechtlichen 
— insbesondere auch verfassungsrechtlichen — Fra- 
gen im Rahmen der Beratungen des Gesetzentwurfs 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt klären können 
und beabsichtigt, die Beratung fortzuführen. 

Ich habe in diesem zentralen Punkt der Diskussion von 

Anfang an betont, daß es eine Wahrheitsfindung mit   
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allen Mitteln und um jeden Preis für Zwecke der 

Strafverfolgung nicht geben darf. Dem Bürger muß 
ein privates Refugıum, eine persönliche Sphäre, blei- 

ben, die obrigkeitlicher, insbesondere heimlicher 

Ausforschung zumindest für diesen Zweck entzogen 

ist. 

Ich wende mich gegen die verharmlosende Bezeich- 
nung des Lauschangriffes als „akustisches Beweis- 
sicherungsmittel* und versuche bewußt zu machen, 
daß es sich dabei um einen fundamentalen Eingriff in 

die Privatsphäre handelt. Bei aller Sorgfalt, die bei 

einer entsprechenden Anordnung angewandt wird, 
wird ein solcher in der überwiegenden Mehrzahl doch 
unschuldige Bürger treffen. 

Der Lauschangriff greift in einen Grundrechtsbereich 
ein, dem das Grundgesetz besondere Bedeutung 
beimißt. Das Bundesverfassungsgericht betont in 
ständiger Rechtsprechung, schon lange vor dem 
Volkszählungsurteil von 1983, nach der Werteord- 

nung des Grundgesetzes dürfe der Staat „durch keine 
Maßnahme, auch nicht durch ein Gesetz, die Würde 
des Menschen verletzen oder sonst über die in Arti- 
kel 2 Abs. 1 GG gezogenen Schranken hinaus die 
Freiheit der Person in ihrem Wesensgehalt antasten" 

(BVerfGE 27/1,6). Es erläutert dazu: „Damit gewährt 
das Grundgesetz dem einzelnen Bürger einen unan- 
tastbaren Bereich privater Lebensgestaltung, der der 
Einwirkung der öffentlichen Gewalt entzogen ist“. 
Dieser Grundsatz leitet sich aus der Menschenwürde 
ab. Ob ein solcher Bereich wirklich „unantastbar” für 
jeden Menschen sein muß, ist in der Rechtsprechung 

zwar nicht völlig eindeutig. Klar ist aber, daBin diesen 
allenfalls zum Schutz der Existenz und Menschen- 
würde anderer eingedrungen werden darf. Hier ist ein 
sehr schwieriger Abwägungsprozeß vorzunehmen. 
Ich habe nie Bedenken dagegen erhoben, in einem 
eng begrenzten Bereich auch ein Eindringen in den 

Schutzbereich der Wohnung zuzulassen, wenn damit 

das Ziel verfolgt wird, erhebliche Gefahren für die 
Existenz und die Menschenwürde anderer abzuweh- 
ren. 

Wenn zwei gleichwertige Rechtsgüter auf dem Spiel 
stehen, ist zu verantworten, daß das Rechtsgut des 

Schutzes der Wohnung gegenüber dem Leben und 
der Menschenwürde anderer zurücktritt. Die Polizei- 
gesetze der Länder lassen daher nach meiner Über- 

zeugung im Grundsatz durchaus mit Recht den Ein- 

satz von Abhör- und Videogeräten in Wohnungen zu, 

wobei allerdings im Einzelfall fraglich ist, ob der 
Einbruch in das Grundrecht nicht in zu weitgehendem 
Maß zugelassen wird. 

Bei aller Bedeutung, die der Verwirklichung des 

staatlichen Strafanspruchs zukommt, halte ich einen 

Eingriff in das durch die Menschenwürde geschützte 
private Refugium eines Menschen allein für den 

Zweck der Strafverfolgung mit dem Menschenbild 

des Grundgesetzes nicht für vereinbar. 

In der Diskussion waren die Mehrzahl meiner Kolle- 
gen und ich selbst bereit, den Erfordernissen der 
Bekämpfung schwerer Kriminalität noch ein weiteres 

Stück entgegenzukommen. Wir haben keine Ein- 
wände dagegen erhoben, entsprechend einer bei der 
Anhörung vor dem Rechtsausschuß des Deutschen 
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Bundestages zum OrgKG gegebenen Anregung zu 

prüfen, ob z. B. Unterkunfte, die der Prostitution oder 

dem Glücksspiel dienen, wirklich als Wohnungen im 
Sınne der Vorschriften der Strafprozeßordnung ange- 
sehen werden müssen. Dafür, den vor Lauschangrnf- 

fen zu Zwecken der Strafverfolgung geschützten 

Wohnungsbereich enger zu bemessen als er bisher 

in Artikel 13 GG verstanden wird, sprechen gute 

Gründe. 

Die Forderung nach dem Lauschangriff wird vor allem 
auf die vom Präsidenten des Bundeskriminalamtes bei 

der öffentlichen Anhörung zum OrgKG aufgestellte 
und seitdem kritiklos ımmer wieder wıederholte 

Behauptung gestützt, in den USA würden 80% der 
Aufklärungserfolge in der Organisıerten Kriminalität 

über den Einsatz technischer Mittel erzielt. Ich habe 

dies zum Anlaß genommen, das Bundeskriminalamt 

um die Übersendung einschlägigen Materials, das 
diese Behauptung stützt, zu bitten. 

Das Bundeskriminalamt hat mir in seiner Antwort 

nicht eine einzige Unterlage übermittelt, sondern 
erklärt, die Prozentangabe beruhe „auf Referenzen 

der amerikanischen Bundespolizei FBI". Ergänzend 
erklärte das BKA: „In einschlägigen Ermittlungsver- 
fahren konnte die Polizei in der Vergangenheit die 
Erkenntnis gewinnen, daß gerade in Hinterzimmern 

von Gastätien, Spielcasinos, Hotels, Saunaclubs und 

Bordellen, schwerste Straftaten geplant und abge- 
sprochen werden.“ Daraus schließe ich, daß ein Ein- 

satz technischer Mittel in diesen Räumen den größten 
Teil der praktischen Erfordernisse abdecken würde. 

Ich habe deshalb für die weitere Rechts- und Sachdis- 
kussion eine Differenzierung zwischen der eigentli- 
chen Privatwohnung des Bürgers, deren Unverletz- 
lichkeit garantiert bleiben muß, einerseits und Räu- 

men, die allgemein zugänglich sind oder beruflicher 
oder geschäftlicher Tätigkeit der vom Bundeskrimina- 

lamt genannten Art dienen, andererseits empfohlen. 

In bezug auf Räume dieser letztgenannten Art sollte in 

den weiteren Beratungen geklärt werden, von wel- 
chen konkreten rechtlichen Voraussetzungen und 
Begrenzungen der Einsatz von Abhör- und Videoauf- 
zeichnungsgeräten abhängig gemacht werden soll 
und gegen welchen Personenkreis solche Maßnah- 

men gezielt eingesetzt werden dürfen. Mindestvor- 

aussetzungen für eine solche Lösung wären ein eng 

begrenzter abschließender Straftatenkatalog, die 
Verwendung der gewonnen Erkenntnisse ausschließ- 
lich zur Verfolgung dieser Straftaten, ein strikter 
Richtervorbehalt sowie die Wahrung besonderer 
Amts- und Berufsgeheimnisse. 

Faßt man die nach meiner dargestellten Auffassung 

gegebenen Möglichkeiten für den Einsatz von Ton- 

und Bildaufzeichnungsgeräten durch die Polizei 
zusammen, so ergibt sıch die Zulässigkeit des Lausch- 

angriffs sogar im engsten Wohnungsbereich zur 
Abwehr schwerster Gefahren sowie die Möglichkeit 
zum Einsatz dieser Mittel zur Strafverfolgung mit 
Ausnahme der eigentlichen Privatwohnung. Damit 
würden nach meiner Überzeugung die wichtigsten 
Bedürfnisse zum Einsatz dieser Mittel abgedeckt. 

Andererseits würde der Gesetzgeber deutlich ma- 
chen, daß er das private Refugium entsprechend 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
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achtet und in diese für eın Leben in Würde so wichtige 

Sphäre nur einbricht, wenn es für die Wahrung eines 
gleichwertigen Rechtsguts unerläßlich ist. Sollte dann 
doch der eine oder andere Fall übrigbleiben, bei dem 

ein Einsatz von Abhör- und Videogeräten im engsten 
Wohnungsbereich ausscheidet, gilt der vom Bundes- 
kanzler in seiner Rede vor dem Juristentag 1992 

ausgesprochene Satz’ 

„Wir müssen immer wieder Verständnis dafür wek- 

ken, daß dem Rechtsstaat Grenzen gesetzt sind, die 

dem spontanen Rechtsempfinden vieler nicht ımmer 

entsprechen. Wir müssen akzeptieren, daß der Rechts- 
staat mit dieser Selbstbindung auch diejenigen 
schützt, dıe es moralisch vielleicht gar nicht verdie- 
nen. Diese Beschränkung schützt uns alle, und sie 
schützt den Rechtsstaat selbst: Ohne sie ist Rechtssi- 

cherheit und damit Rechtsstaatlichkeit nicht denk- 
bar." 

Zum praktischen weiteren Vorgehen habe ich emp- 

fohlen jetzt nach Erlaß des OrgKG keinen Schnell- 

schuß mit einer einschlägigen Grundgesetzänderung 

abzugeben. Beim Bundesverfassungsgericht sind 

zwei Verfahren gegen dıe Regelungen über den 
Lauschangriff im Polizeigesetz des Landes Baden- 

Württemberg und im hamburgischen Gesetz über die 

Datenverarbeitung der Polizei anhängig Es kann 

erwartet werden, daß das Bundesverfassungsgericht 
in diesen Verfahren sich darüber äußern wird, ob und 
unter welchen Voraussetzungen ein Lauschangriff in 

eine Wohnung hinein mit dem Grundgesetz vereinbar 
ist. Nach einer solchen Entscheidung dürfte es mehr 
Sicherheit für den vorzunehmenden schwierigen 
Abwägungsprozeß als bisher geben. Alle Beteiligten 

hätten dann Gelegenheit, die von ihnen eingenom- 
mene Position noch einmal zu überprüfen. Ich selbst 

nehme mich davon nicht aus. 

5.1.4 Strafverfahrensänderungsgesetz 

Zu einern Teil der Regelungsinhalte des vom Bundes- 
mınisters der Justiz im Juni 1989 zur Erörterung 

gestellten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Strafverfahrensrechts — Strafverfah- 

rensänderungsgesetz 1989 — StVÄG — (s. 12. TB 
S. 25) sind durch das OrgKG (s. o. 5.1.1) Rechtsvor- 

schriften geschaffen worden. Dies gilt namentlich für 

die Rasterfahndung, für den Einsatz Verdeckter 
Ermittler und für die polizeiliche Beobachtung. 
Andere wichtige Regelungsinhaälte des damaligen 
Entwurfs sind bis jetzt leider noch nicht einer gesetz- 
geberischen Entscheidung zugeführt worden. 

Dies in Ergänzung des OrgKG zu tun, ist — nach 
meiner Kenntnis schon seit Herbst 1991 — das Vorha- 

ben des Bundesministers der Justiz. Unter dem 

Arbeitstitel eines „Rest-StVÄG“ sollen in einer Reihe 

von seit langem als regelungsbedürftig erkannten 
Punkten die im Interesse des Schutzes des Persönlich- 

keıtsrechts der Bürger, im Interesse der Rechtssicher- 

heit und Rechtsklarheit sowie aus strafprozessual- 
systematischen Gründen notwendigen präzisen 

Rechtsgrundlagen geschaffen werden. Zu nennen 

sind insbesondere
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— die Fahndung, insbesondere in der Öffentlichkeit 
und durch Inanspruchnahme von Publikations- 

organen, einschließlich der Unterrichtung der 
Öffentlichkeit nach einer erfolgreichen solchen 

Fahndung 

— die längerfristige Observation, 

— die Erteilung von Aktenauskünften und Aktenein- 
sicht für Gerichte, Staatsanwaltschaften, Behörden 
und Privatpersonen sowie die Übermittlung von 

Erkenntnissen für wissenschaftliche Zwecke, 

— die Verwendung von für Zwecke der Strafverfol- 
gung erhobenen personenbezogenen Daten für 
präventiv-polizeiliche Zwecke, 

— die Unterrichtung der Polizei über den Ausgang 
des Strafverfahrens, 

— die Verarbeitung von in einem Strafverfahren 

erhobenen personenbezogenen Daten in Dateien 
sowie die Verwendung dieser Daten, 

— die Einrichtung eines zentralen staatsanwalt- 
schaftlichen Verfahrensregisters, 

— der Auskunftsanspruch desjenigen, dessen Daten 

in einer Datei gespeichert sind. 

Die Bemühungen, hierfür Regelungen zu schaffen, 
habe ich seit Jahren mit Empfehlungen begleitet. In 

einem Schreiben an das Bundesministerium der Justiz 
vom Oktober 1992 habe ich meiner Sorge über den 
schleppenden Fortgang der Arbeiten Ausdruck gege- 

ben. In seiner Antwort hat das Bundesministerium der 
Justiz darauf hingewiesen, daß insbesondere mit den 
Dateiregelungen für die Strafverfolgungsbehörden 

und die Gerichte Neuland betreten werde. Das 
Gesetzgebungsvorhaben werde mit größtem Nach- 

druck mit dem Ziel weiterverfolgt, die fortbestehen- 
den Meinungsunterschiede in den sich schwierig und 
kompliziert gestaltenden Einzelabstimmungen zu 
überwinden und alsbald einen Regierungsentwurf 
vorzulegen. Ich wiederhole meinen Hinweis auf die 
dringende Notwendigkeit der Schaffung geeigneter 
gesetzlicher Regelungen und hoffe, daß es nunmehr 
zügig vorangeht. Geschieht dies nicht, muß der Ein- 

druck entstehen, daß der Gesetzgeber zwar schnell 
bei der Hand ist, wenn es darum geht, zusätzliche 

Eingriffsbefugnisse für Staatsanwaltschaften und Po- 
lizei zu schaffen, daß er sich aber sehr viel Zeit läßt, 
wenn die Rechte Betroffener auf sorgfältigen Umgang 
mit ihren oft sehr sensiblen personenbezogenen 
Daten in Rede stehen. 

5.1.5 Genomanalyse im Strafverfahren 

In meinem 13. Tätigkeitsbericht (S. 391f.) war Kern- 

aussage meiner eingehenden Ausführungen zum 
Thema Genomanalyse im Strafverfahren die drin- 

gende Empfehlung an den Gesetzgeber, in der lau- 
fenden Legislaturperiode die unter Gesichtspunkten 
des Datenschutzes unerläßlichen Regelungen über 
den Einsatz gentechnischer Methoden im Strafverfah- 
ren zu schaffen. Inzwischen ist meine Befürchtung 

gewachsen, daß es in dieser Legislaturperiode dazu 
nicht mehr kommt.   
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Im Januar 1992 hat das Bundesministerium der Justiz 
endlich einen „Referentenentwurf einer gesetzlichen 

Regelung zum genetischen Fingerabdruck“ vorge- 
legt, der einen Anfang 1990 verteilten Dıskussionsent- 

wurf ablöst (s. auch 13. TB S. 39 ff.). Der deutlichste 

Unterschied zum früheren Entwurf ist, daß auf eine 

gentechnische Untersuchung in bezug auf „adußerlich 
sichtbare Körpermerkmale“ verzichtet werden soll. 

Damit ist erfreulicherweise eine Reihe von grundle- 

genden Problemen ausgeräumt, die ich schon in 

meinem 13. Tätigkeitsbericht (a. a. O. S. 40) darge- 

stellt habe. Ich hoffe, daß es hierbei bleibt. In meiner 
Stellungnahme zu dem Referentenentwurf habe ich 
empfohlen, darüber hinausgehend zu verdeutlichen, 

daß genetisches Untersuchungsmaterial nicht als 
selbständig aussagekräftige Informationsquelle ge- 

nutzt werden darf: Als Ergebnis einer vergleichenden 
Untersuchung sollte das „Untersuchungsziel" der 

„Feststellung der Abstammung oder der Tatsache, ob 
aufgefundenes Spurenmaterial von dem Beschuldig- 
ten stammt“ ausdrücklich und abschließend im 

Gesetz definiert werden. Zur verfahrensmäßigen 
Sıcherung des Kernsatzes des Referentenentwurfs: 
„Feststellungen über genetische Anlagen dürfen 

nicht erfolgen“ habe ich zudem empfohlen, ausdrück- 
lich im Gesetz zu formulieren, daß es sich um Unter- 

suchungen „des hochvariablen, nicht-kodierenden 

Bereichs” der Desoxyribonukleınsäure handelt. Diese 

Beschränkung muB vom Gesetzgeber selbst ausge- 
sprochen werden; Hinweise in der Gesetzesbegrün- 
dung reichen in dieser wichtigen Frage nicht aus. 

Durch die keineswegs abgeschlossene wissenschaftli- 
che Methodendiskussion zum genetischen Fingerab- 
druck sehe ich meine Empfehlung bestätigt, es nicht 
allein den mit der Durchführung der Untersuchung 
beauftragten Stellen zu überlassen, durch technische 

und organisatorische Maßnahmen zu gewährleisten, 
daß unzulässige molekulargenetischen Untersuchun- 
gen oder unbefugte Kenntnisnahme Dritter ausge- 
schlossen sind, wie es der Referentenentwurf vorsieht. 
Das Bundesministerium der Justiz sollte mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften zur Durchführung dieser technischen und 

organisatorischen Maßnahmen und im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie über die zulässigen Untersuchungsmethoden 

erlassen. 

Die Notwendigkeit baldiger gesetzgeberischer Reak- 
tion belegt nach meiner Überzeugung auch das Urteil 

des Bundesgerichtshofs vom 12. August 1992 (5 StR 
239/92 — JZ, 1992, 102 —): Das Gericht beanstandet 

Mängel in der Klärung, „aus welcher Datenbasis der 

Sachverständige die Häufigkeit der untersuchten 
Merkmale in der Population hergeleitet hat". Es 
spricht von einem rechtsfehlerfreien Vorgehen dann, 
wenn das Landgericht „den Angeklagten als durch 
die DNA-Analyse stark belasteten Tatverdächtigen 
angesehen und sich unter Berücksichtigung der wei- 
teren Indizien von der Täterschaft überzeugt hätte”. 
Letztlich erklärt der Bundesgerichtshof, der DNA- 
Analyse komme der hohe Beweiswert, wie ihn das 

Landgericht voraussetzte, nicht zu. 

Ich hoffe, daß der Gesetzgeber auch diese Entschei- 
dung zum Anlaß nimmt, den Gesetzgebungsentwurf 
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mit Nachdruck zu betreiben, damit wenigstens in der 

nächsten Legislaturperiode rechtliche Klarheit in die- 

sem für das Strafverfahren immer wıchtiger werden- 

den Bereich geschaffen wird. 

5.1.6 Weitere Empfehlungen für den Persönlichkeitsschutz 
Im Strafverfahren 

Schon seit langem deutlich ist die Notwendigkeit, der 
routinemäßigen öffentlichen Erörterung so sensibler 

personenbezogener Informationen, wie der Einkom- 

mens- und Vermögensverhältnisse des Beschuldigten 

— und damit oft auch seines Ehe- oder Lebenspart- 

ners — zumindest in den Fällen entgegenzuwirken, in 

denen diese Datenerhebung mit dem eigentlichen 
Gegenstand des Strafverfahrens (Strafvorwurf) nichts 

zu tun hat. Schon in meinem 5. Tätigkeitsbericht 
(S. 20) habe ich auf die Möglichkeit verwiesen, in 

geeigneten Fällen verstärkt von dem in $ 249 Abs. 2 
StPO geregelten sogenannten Selbstleseverfahren 

Gebrauch zu machen, d.h. die schriftliche Darstel- 

lung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
anheim zu geben und im Einvernehmen der Verfah- 
rensbeteiligten von der Verlesung eines solchen 

Schriftstückes abzusehen. Die Stellungnahme des 
Bundesministeriums der Justiz, mein Vorschlag 

würde durch die Zielrichtung der Vorschrift, die auf 

Prozeßwirtschaftlichkeit und Verfahrensbeschleuni- 
gung ausgerichtet sei, nicht gedeckt, hatmıch. nicht zu 
befriedigen vermocht. In einer rechtstaatlichen Ver- 

fahrensordnung, in der der Angeklagte nicht bloßes 
Verfahrensobjekt ist, vermag ich es mit der Wertord- 
nung des Grundgesetzes nicht in Einklang zu bringen, 

Transparenzeinbußen zwar im Hinblick auf prozeß- 
wirtschaftliche Vorteile hinzunehmen, nicht aber im 

Hinblick auf die Gewährleistung des grundrechtlich 

verbürgten Persönlichkeitsschutzes. Einen gewissen 
Fortschritt in dieser Diskussion sehe ich darin, daß das 
Bundesministerium der Justiz nunmehr einen von mir 
erarbeiteten Vorschlag für eine gesetzliche Klarstel- 
lung im Dialog mit den Landesjustizverwaltungen zur 
Diskussion gestellt hat. 

Die wachsende Bedeutung des Persönlichkeitsschut- 
zes im Strafverfahren illustriert auch der Grund- 
satzbeschluß des Bundesgerichtshofs vom 27. Fe- 
bruar 1992 (5 StR 190/91). Danach führt das Unterlas- 

sen der polizeilichen Belehrung eines Beschuldigten 

über das ihm zustehende Aussageverweigerungs- 
recht, darüber nämlich, daß es ihm freisteht, sich zu 

der Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache 
auszusagen ($ 136 Abs. 1 Sastz 2i. V.m. $ 163a Abs. 4 

Satz 2 StPO) nunmehr zu einem Verwertungsverbot: 
Äußerungen, die der Beschuldigte in dieser Verneh- 

mung gemacht hat, dürfen nicht verwertet werden. 
Ich schließe mich gern den zahlreichen Stimmen an, 

die diesen Beschluß als „einen wirklichen Durch- 

bruch“ begrüßen und „zu den bedeutensten strafpro- 
zeßrechtlichen Entscheidungen des Bundesgerichts- 
hofs“ zählen. Die in ihm zum Ausdruck kommende 
Änderung der bisherigen Rechtssprechung trägt dem 
Umstand Rechnung, daß niemand gegen sich selbst 
aussagen muß. Die Freiwilligkeit, sich zu einer 
Beschuldigung zu äußern, ist damit als ein aus hoch- 
rangigen Verfassungsgrundsätzen abzuleitendes, in- 
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ternational geltendes Prinzip des Strafprozeßrechts 
erkannt worden, dessen Geltung im Falle der Nicht- 

beachtung durch ein Verwertungsverbot geschützt 

werden muß. 

In einem Punkte jedoch bedarf die vom Bundesge- 
richtshof festgestellte Rechtslage einer Weiterent- 
wicklung: Der Satz nämlich: „Läßt sich nicht klären, 

ob der Hinweis gegeben worden ist oder nicht, so darf 

der Tatrichter den Inhalt der Vernehmung verwer- 

ten.* entspricht — darin bin ich mir mit anderen 
Kommentatoren einig — den Prämissen der Entschei- 

dung nicht. Bleibt unklar, ob eine Belehrung des 
Beschuldigten über sein Aussageverweigerungsrecht 
erfolgt ist, so ist die Möglichkeit offen geblieben, daß 

keine Belehrung stattgefunden hat. Dann aber steht 
die Verwertung mit der Menschenwürde und den 

Erfordernissen eines fairen Verfahrens nicht im Ein- 
klang. Der Gesetzgeber sollte die Lücke dadurch 
schließen, daß er dem Verwertungsverbot auch für 
den zitierten Zweifelsfall durch normative Regelun- 

gen Geltung verschafft. 

5.2 Persönlichkeitsschutz im Rehabilitierungs- 
verfahren 

— Erstes SED-Unrechtsbereinigungsgesetz — 

Nach dem Vertrag über die Herstellung der Einheit 

Deutschlands (Einigungsvertrag) blieben zwar Straf- 
urteile der DDR-Justiz grundsätzlich wirksam, es war 
jedoch unverzüglich eine gesetzliche Grundlage 

dafür zu schaffen, daß alle Personen rehabilitiert 

werden können, die Opfer einer politisch motivierten 

Strafverfolgungsmaßnahme geworden waren. Die- 
sem Auftrag an den gesamtdeutschen Gesetzgeber 
folgend hat das Erste Gesetz zur Bereinigung von 
SED-Unrecht (1. SED-UnBerG) die Grundlage dafür 

geschaffen, strafgerichtliche Entscheidungen auf An- 

trag für rechtsstaatswidrig zu erklären und aufzuhe- 

ben, „soweit sie mit wesentlichen Grundsätzen einer 

freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unverein- 

bar“ sind, und soziale Ausgleichsleistungen zu 
gewähren. 

Im Rechtsetzungsverfahren konnte ich in einigen 

Punkten zu einer datenschutzgerechten Gestaltung 
des Entwurfs beitragen: Die Rechtsstellung des 
Betroffenen bei der Antragstellung wurde verbessert. 

Der Rehabilitierungsantrag, der Antrag also auf 
gerichtliche Aufhebung der rechtsstaatswidrigen Ent- 
scheidung, kann nicht nur von dem unmittelbar in 

seinen Rechten Betroffenen (bzw. nach seinem Tode 

durch bestimmte Angehörige), sondern auch von der 
Staatsanwaltschaft gestellt werden. Unter Gesichts- 

punkten des Persönlichkeitsschutzes erscheint dies 

durchaus sachgerecht. In der Regel nämlich dürfte die 
Aufhebung rechtsstaatswidriger DDR-Verurteilun- 
gen sowohl im öffentlichen Interesse als auch im 
Interesse des Betroffenen liegen. Mit Blick auf das 
Persönlichkeitsrecht war jedoch auch an diejenigen 
Betroffenen zu denken, die das anders sehen. Auf 
meinen Vorschlag wurde ergänzend eingefügt, daß 
die Staatsanwaltschaft den Antrag nicht stellen kann, 
„soweit der unmittelbar in seinen Rechten Betroffene 

widersprochen hat”. Damit wird den Interessen derje-
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nigen genüge getan, die mit ihrern in der Vergangen- 
heit liegenden Schicksal nicht in einem erneuten 
Verfahren konfrontiert werden wollen. 

Eine weitere wıchtige Verbesserung, die auf meine 
Vorschläge zurückgeht, betrifft die Frage der Aus- 

kunftserteilung durch den Generalbundesanwalt 
über in das Bundeszentralregister übernommene 
strafgerichtliche Verurteilungen, namentlich die 
Frage, in welchem Stadium des Rehabilitierungsver- 
fahrens die angefochtene Entscheidung in einem 
Führungszeugnis nicht mehr erscheint. Der Gesetz- 
entwurf sah ursprünglich vor, dem Bundeszentralregi- 

ster lediglich rechtskräftige Entscheidungen über 
eine Rehabilitierung mitzuteilen. Konsequenz hieraus 
wäre gewesen, daß Eintragungen über Strafurteile 
der DDR, die im Bundeszentralregister gespeichert 
sind, erst nach erfolgreichem rechtskräftigem Ab- 
schluß des Rehabilitierungsverfahrens hätten entfernt 

werden können. Die nunmehr getroffene Regelung 
stellt sicher, daß eine dem Rehabilitierungsantrag 
stattgebende Entscheidung des Gerichts nicht erst 
dann, wenn sie rechtskräftig geworden ist, sondern 

schon dann, wenn sie — durch Beschwerde angefoch- 
ten — noch nichtrechtskräftig ist, dem Bundeszentral- 
register mitzuteilen ist. Ausdrücklich ist nunmehr 

geregelt, daß ein entsprechender Vermerk im Bun- 
deszentralregister bewirkt, daß die angefochtene Ent- 
scheidung nicht in das Führungszeugnis aufgenom- 
men wird. Damit ist eine erfreuliche Annäherung an 
die Regelungen erreicht, die bislang schon nach der 
Strafprozeßordnung für das strafprozessuale Wieder- 
aufnahmeverfahren gelten: Dort bewirkt bereits die 

Wiederaufnahmeentscheidung und nicht erst die Auf- 

hebung des angefochtenen Urteils eine entspre- 

chende Vergünstigung bei Auskünften aus dem Bun- 

deszentralregister. 

5.3 Auch Funktionsträger der früheren DDR 
müssen amtlich bekannt gewordene 
Privatgeheimnisse wahren 

Ehemalige Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes 
und viele andere Funktionsträger des SED-Regimes 

besitzen noch heute teilweise sehr umfassende Kennt- 
nisse über personenbezogene Daten, auch aus sen- 

siblen Lebensbereichen, von natürlichen Personen, 
besonders von Bewohnern der früheren DDR. Im 
November 1991 habe ich das Bundesministerium der 
Justiz darauf hingewiesen, daß in Bezug auf den 

Schutz von in der früheren DDR „amtlich“ bekannt 
gewordenen Privatgeheimnissen eine datenschutz- 

rechtlich bedauerliche Strafbarkeitslücke besteht: 
Eine nach dem 3. Oktober 1990 begangene Verlet- 
zung von solchen Privatgeheimnissen ist nach gelten- 
dem Recht nicht nach $ 203 Abs. 2 StGB strafbar. Nach 

dieser Strafvorschrift wird bestraft, wer unbefugt ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis, offenbart, das 
ihm als Amtsträger anvertraut worden oder sonst 
bekanntgeworden ist. Funktionsträger der früheren 
DDR sind aber keine Amtsträger in diesem Sinne. Ich 

habe empfohlen, die sich daraus ergebende Strafbar- 
keitslücke unverzüglich zu schließen.   

Ich begrüße sehr, daß nach Erörterung mit den Lan- 
desjustizverwaltungen das Bundesministerium der 
Justiz meine Initiative aufgegriffen und den Entwurf 

einer Vorschrift zur „Gewährleistung des Schutzes 
von Privatgeheimnissen” erarbeitet hat. Danach soll 

in den „Entwurfeines... Strafrechtsänderungsgeset- 

zes — Innerdeutsche Rechtsangleichung —* ein Arti- 
kel eingestellt werden, der Funktionsträger der ehe- 

maligen DDR, die in ihrer Funktion — unter Berück- 
sichtigung des abweichenden Staats- und Verwal- 

tungsaufbaus der ehemaligen DDR — Amtsträgern 
und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich- 

teten nach bundesdeutschem Recht vergleichbar 
waren, den Amtsträgern im Sinne des $ 203 Abs. 2 
StGB gleichstellt. Diesem näher umschriebenen Per- 
sonenkteis wird eine strafbewehrte Geheimhaltungs- 
pflicht für die ihnen während ihrer Tätigkeit in der 
ehemaligen DDR dienstlich bekanntgewordenen Pri- 
vatgeheimnisse auferlegt. 

Da durchweg andere Sanktionen kaum zur Verfü- 
gung stehen, müssen die Belange der Betroffenen vor 
unzulässiger Nutzung und Weitergabe ihrer perso- 
nenbezogenen Daten durch das Strafrecht geschützt 

werden. Ich unterstreiche erneut die Dringlichkeit. 
den von der aufgezeigten Rechtslücke besonders 
betroffenen Bürgern der neuen Bundesländer einen 
dem Recht der alten Bundesländer gleichwertigen 
strafrechtlichen Schutz ihrer Privatgeheimnisse zu 
gewähren. Dabei bin ich mir bewußt, daß angesichts 
des Rückwirkungsverbots des Artikel 103 Abs. 2 GG, 
$ 1 StGB nur eine nach Schaffung einer ergänzenden 

Strafrechtsnorm erfolgende Offenbarung unter Strafe 

gestellt werden kann. Um so zügiger muß die 
erkannte Strafbarkeitslücke geschlossen werden. 

5.4 Das jugendgerichtliche Verfahren ist 
datenschutzrechtlich besonders sensibel 

Im Jugendgerichtsgesetz gibt es unter Gesichtspunk- 

ten des dort besonders notwendigen Persönlichkeits- 

schutzes Regelungsdefizite, auf die ich schon früher 
hingewiesen habe (s. 11. TBS. 20f.) Die Bundesregie- 
rung hat dementsprechend schon bei der Vorberei- 
tung des ersten Gesetzes zur Änderung des Jugend- 
gerichtsgesetzes als weiteren Reformbedarf u. a. die 
Stellung und die Aufgabe der Jugendgerichtshilfe im 

Strafverfahren erkannt. Ich unterstreiche die Aussage, 
daß angesichts der im jugendgerichtlichen Verfahren 
vorgesehenen „Ermittungstiefe“ mit umfassenden 
Ermittlungen zur Persönlichkeit des Betroffenen 

($5 38 und 43 JGG), an die Befugnisnormen des 

Jugendgerichtsgesetzes „besonders hohe Anforde- 

rungen zu stellen“ sind (vgl. Entwurf der Bundes- 
regierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch, BT-Drucksache 
203/92 vom 3. April 1992 S. 53). 

Mittlerweile ist in der Praxis die Unsicherheit darüber 
gewachsen, ob die Jugendgerichtshilfe personenbe- 
zogene Daten des Betroffenen oline dessen Mitwir- 
kung erheben darf. Vor diesem Hintergrund war die 
Bundesregierung im Rahmen eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
bemüht, die Problematik bis zu einer Neuregelung in 
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eınem zweiten Gesetz zur Änderung des Jugendge- 

richtsgesetzes durch eine Vorschrift mit „Übergangs- 

charakter" zu überbrücken und dort eine „eng 
begrenzte Befugnis" zur Erhebung personenbezoge- 

ner Daten ohne Mitwirkung des Betroffenen zu schaf- 

fen. 

Dabei war davon auszugehen, daß die Aufgabe der 

Mitwirkung als Jugendgerichtshilfe im Verfahren 

nach dem Jugendgerichtsgesetz durch das Jugend- 

amt wahrgenommen wird ($ 52 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch — SGB VII). Das Achte Buch des 
SGB enthältin $62 Abs. 3 Nr. 1 für die Datenerhebung 

zwar bislang schon eine Öffnungsregelung zugunsten 

anderweitiger, spezialgesetzlicher Regelungen. Im 

Jugendgerichtsgesetz jedoch gibt es solche speziellen 
Datenschutzvorschriften derzeit leider noch nicht. 

Diese Rechtslage wird den Aufgaben der Jugendge- 
richtshilfe nicht gerecht. Letztere kann sich nicht auf 

die Datenerhebung beim Betroffenen beschränken; 

sie muß sich vielmehr im Einzelfalle auch bei Dritten 
über den Jugendlichen — seine Persönlichkeit, seine 

Entwicklung, seine Umwelt — erkundigen dürfen. 

Wichtig ist mir aber sicherzustellen, daß keineswegs 
die Wahrnehmung einer Aufgabe der Jugendge- 
richtshilfe für sich allein generell gestattet, Daten 
ohne Mitwirkung des Betroffenen zu erheben, son- 

dern daß für jede Datenerhebung eine Einzelfallwür- 
digung erforderlich ist. Ich bin dafür eingetreten, eine 
Regelung zu schaffen, die das spezifische Vertrauens- 

verhältnis zwischen Jugendgerichtsheifer und Ju- 
gendlichem angemessen berücksichtigt. Eine gene- 
relle Informationssammlung „hinter dem Rücken“ des 
Jugendlichen ist damit grundsätzlich unvereinbar. 
Von wesentlicher Bedeutung ist, die Tranparenz der 
Erhebungsvorgänge für den Betroffenen zu gewähr- 
leisten. Schon deshalb ist ein vorheriger Hinweis an 
den Jugendlichen auf die beabsichtigte Datenerhe- 

bung bei Dritten besonders wichtig. Hinzu kommt, 
daß sowohl für die Entscheidung, ob überhaupt Daten 
ohne Mitwirkung des Betroffenen erhoben werden, 

wie auch für die Auswahl, bei welchem von mehreren 
möglichen Ansprechpartnern die Informationen er- 

fragt werden, die schutzwürdigen Belange des Betrof- 
fenen zu berücksichtigen sind. Oft nämlich ist mit der 
Datenerhebung bei Dritten zugleich eine Übermitt- 
lung sehr sensibler Daten über den Jugendlichen an 
den Dritten verbunden; oft wird diesem durch die 
Anfrage der Jugendgerichtshilfe bekannt, daß gegen 
den Jugendlichen ein Strafverfahren betrieben wird. 

Dem Betroffenen sollte deshalb zuvor Gelegenheit 
eingeräumt werden, sich dazu zu äußern, denn erst er 

selbst wird erläutern können, weshalb eine Datener- 
hebung — und dıe damit u. U. verbundene Kundgabe 
des Strafverfahrens gegen ihn — bei einem bestimm- 

ten Dritten für ihn besonders belastend wäre. 

Erfreulicherweise hatte dementsprechend der Ge- 

setzentwurf der Bundesregierung meinen Vorschlag 
aufgegriffen, in $ 62 Abs. 3SGB VIII eine Bestimmung 

einzufügen, die die Datenerhebung ohne Mitwirkung 

des Betroffenen nur erlaubt, soweit dies zur Wahrneh- 

mung der Aufgabe der Jugendgerichtshilfe „im Ein- 
zelfali erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür 

bestehen, daß überwiegende schutzwürdige Interes- 
sen des Betroffenen beeinträchtigt werden”. Mit der 
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Einfügung sollte außerdem vorgeschrieben werden, 
daß der Betroffene „vor der Erhebung zu hören und 

dabei über die Rechtsgrundlage der Erhebung und 
den Erhebungszweck aufzuklären“ ist, „soweit dieser 

nicht offenkundig ist”. 

Zu meinem großen Bedauern hat dieser Teil des 

Gesetzentwurfes der Bundesregierung in den Aus- 
schußberatungen des Deutschen Bundestages keine 

Billigung gefunden. Statt dessen ist in $ 61 SGB VII 

ein Absatz 3 eingefügt worden, der für die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Da- 
ten durch das Jugendamt bei der Mitwirkung in 
Jugendstrafverfahren lediglich auf die Vorschriften 
des Jugendgerichtsgesetzes verweist. Die zugrunde 

liegenden Hinweise des Bundesrates, der die $$ 38 

und 43 Jugendgerichtsgesetz nennt und als „ausrei- 
chende Rechtsgrundlage” für „die Ermittlungstätig- 

keit” bezeichnet, gehen jedoch ins Leere, da es sich 
dabei um Aufgabenbeschreibungen, nicht aber um 

Befugnisregelungen handelt, wie auch von der Bun- 
desregierung in ihrer Gegenäußerung richtig erkannt 
worden war. 

Die von Anfang an angestrebte umfassende Regelung 
im Jugendgerichtsgesetz ist damit um so dringlicher 
geworden. Ich hoffe, daß die Bundesregierung nun- 

mehr bald den Entwurf eines zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Jugendgerichtsgesetzes vorlegt und 
dabei auch den ursprünglichen Vorschlag zu $ 62 
Abs. 3 SGB VIII wieder aufgreift. 

5.5 Schutz des Persönlichkeitsrechts auch bei 
Strafgefangenen 

— Zum Strafvollzugsgesetz — 

Das geltende Strafvollzugsgesetz enthält kaum Rege- 
lungen zum Schutz des Persönlichkeitsrechts. Bereits 

seit Jahren bemüht sich das Bundesministerium der 

Justiz, dieses Gesetz zu novellieren (s. zuletzt 10. TB 

S. 22). 

Im Jahr 1991 hat das Bundesministerium der Justiz 
einen überarbeiteten Referentenentwurf vorgelegt, 

der in einem besonderen Abschnitt Vorschriften über 
den Datenschutz enthält. Dieser ist aus meiner Sicht 
allerdings noch zu allgemein gehalten und trägt den 
besonderen rechtlichen und tatsächlichen Bedingun- 

gen des Strafvollzugs zu wenig Rechnung. Auch für 
einen Strafgefangenen muß der Grundsatz gelten, daß 
Persönlichkeit und Lebensverhältnisse nur insoweit 
erforscht werden, wie dies für die jeweilige staatliche 
Aufgabe, hier also für den Strafvollzug, erforderlich 
ist. Gerade wegen der besonderen Bedingungen in 
einer Strafvollzugsanstalt halte ich es für sehr wichtig, 
den Bereich normenklar zu beschreiben, der als 
innerer Kern des Persönlichkeitsrechts, also zum 
Schutz der unantastbaren Menschenwürde — auch 
eines Gefangenen —, dem Einblick Dritter entzogen 
bleiben muß. Hierbei denke ich z.B. an Regelungen 
über die Beobachtung des Gefangenen in seiner Zelle 
und bei Besuchskontakten. 

Das Bundesministerium der Justiz hat im Sommer 
1992 angekündigt, den Referentenentwurf zu über- 
arbeiten.
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5.6 Mitteilungen aus gerichtlichen und 

staatsanwaltschaftlichen Verfahren an andere 

Stellen 
— Justizmitteilungsgesetz — 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag 

den Entwurf eines Gesetzes über Mitteilungen der 

Justiz von Amts wegen in Zivil- und Strafsachen 

— Justizmitteilungsgesetz — vorgelegt (BT-Drucksa- 

che 12/3199). Für die Übermittlung personenbezoge- 

ner Daten durch solche Mitteilungen bestehen bisher 

nur zum Teil bereichsspezifische gesetzliche Vor- 

schriften; weitere sollen mit dem Entwurf (Artikel 2 

bis 25) geschaffen werden. In das Einführungsgesetz 

zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG) sollen Re- 

gelungen über Zulässigkeitsvoraussetzungen für sol- 

che Mitteilungen und über das dabei allgernein zu 

beachtende Verfahren aufgenommen werden (Arti- 

kel 1). Damit soll die gesetzliche Grundlage für die 

bisher überwiegend in bundeseinheitlich vereinbar- 

ten Verwaltungsvorschriften des Bundes und der 

Länder geregelten Mitteilungspflichten der Gerichte 

und Staatsanwaltschaften an andere öffentliche Stel- 

len geschaffen werden. Dieses Vorhaben entspricht 

einer von den Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder bereits seit Jahren erhobenen Forde- 

nung {vgl. insbesondere 9. TB S. 19, 7. TBS. 14f. und 

zuletzt 13. TB S. 89, dort Nr. 2). 

Das Bundesministerium der Justiz hat mich bei der 

Vorbereitung des Entwurfs beteiligt, aber nicht alle 

meine Empfehlungen berücksichtigt. Ich hatte z.B. 

gebeten, die Pflicht der ordentlichen Gerichte und der 

Staatsanwaltschaften zur Unterrichtung des Betroffe- 

nen über eine Mitteilung nicht durch zu viele Ausnah- 

men einzuschränken ($ 21 EGGVG des Entwurfs). Das 

BMJ hat dagegen auf Belange der Praxis hingewie- 

sen. Ich stelle diese grundsätzlich nicht in Frage, muß 

aber unterstreichen, daß jede Mitteilung im Rahmen 

des Gesetzes einen Eingriff in das Persönlichkeits- 

recht bedeutet; deshalb muß das Verfahren so gestal- 

tet werden, daß die Eingriffe ın das Persönlichkeits- 

recht so gering wie möglich gehalten werden. Der 

vom Bundesverfassungsgericht betonte Grundsatz 

der Transparenz der Datenverarbeitung. daß jeder 

nämlich wissen können muß, wer was bei welcher 

Gelegenheit über ihn weiß, muß beachtet werden. 

Der Entwurf sieht in den gesetzlichen Bestimmungen 

zur Ergänzung des EGGVG (Artikel 1) Mitteilungser- 

mächtigungen, nicht Mitteilungspflichten vor. Betrof- 

fene können also aus dem Gesetz nicht erkennen, 

welche Datenübermittlungen über sie im Einzelfall an 

welche Empfänger tatsächlich erfolgen. Das ist des- 

halb nicht unproblematisch, weil vorgesehen ist, ver- 

waltungsinterne Mitteilungspflichten auch künftig 

durch Verwaltungsvorschriften zu begründen. Die 

Verwaltung, nicht der Gesetzgeber soli die Fälle 

festlegen, in denen bei Ausübung pflichtgemäßen 

Ermessens unter Beachtung des Grundsatzes der 

Verhältnismäßigkeit in der Regel eine Mitteilung 

erfolgen soll. Im übrigen soll es aber bei der Ermes- 

sensausübung im Einzelfall bleiben. Dieses zweistu- 

fige Regelungssystem von Gesetz und Verwaltungs- 

vorschriften kann hingenommen werden, wenn der 

Gesetzgeber gleichzeitig hinreichende Vorgaben für 

die Verwaltungsvorschriften festlegt und die Verwal-   
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tungsvorschriften ihnen entsprechen. Zu Recht ist 

daher im Entwurf vorgesehen, notwendige Maßstäbe 

für die Ausübung des Ermessens in das Gesetz aufzu- 

nehmen. Darüber hinaus kommt bei diesem Verfah- 

ren der Unterrichtung des Betroffenen von Übermitt- 

lungen seiner Daten besondere Bedeutung zu. 

Grundsätzliche Voraussetzung für die Zulässigkeit 

einer Datenübermittiung nach dem Entwurf des 

Justizmitteilungsgesetzes ist, daß sie zur Erfüllung der 

in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Auf- 

gaben erfolgt und hierfür auch erforderlich ist (vgl. 

$ 13 Abs. 2 EGGVG des Entwurfs mit den dort 

genannten Vorschriften). 

Nach dem Entwurf zu $ 13 Abs. 2 EGGVG sind aber 

ebenso schutzwürdige Interessen des Betroffenen an 

dem Ausschluß der Übermittlung zu berücksichtigen, 

die gegenüber dem Erfordernis überwiegen können, 

daß der Empfänger von den personenbezogenen 

Daten Kenntnis erhält. Soweit solche schutzwürdigen 

Interessen für die übermittelnde Stelle erkennbar 

sind, ist eine Mitteilung unzulässig. In einem solchen 

Fall müssen auch in Verwaltungsvorschriften vorge- 

sehene Regelmitteilungen unterbleiben. In Strafsa- 

chen ist die Übermittlung personenbezogener Daten 

des Beschuldigten vor Abschluß oder vor nicht nur 

vorläufiger Einstellung des Verfahrens entsprechend 

meiner Empfehlung nur zulässig, wenn aus der Sicht 

der übermittelnden Stelle unverzüglich Entscheidun- 

gen oder andere Maßnahmen des Empfängers gebo- 

ten sind oder derzeit nicht getroffen werden sollten 

($ 14 Abs. 4 EGGVG des Entwurfs). Hervorzuheben ist 

aber auch, daß z. B. in Strafverfahren wegen fahrläs- 

sig begangener Straftaten, in sonstigen Verfahren bei 

der Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als 

einer Strafe oder bei Einstellung des Verfahrens ın 

weitem Umfang eine Übermittlung personenbezoge- 

ner Daten des Beschuldigten unterbleibt, wenn nicht 

besondere Umstände des Einzelfalles sie erfordern 

($ 14 Abs. 3 EGGVG des Entwurfs). Dies bedeutet, 

worauf die Begründung des Entwurfs ausdrücklich 

hinweist (BT-Drucksache 12/3199 S. 19), daß eine 

Möglichkeit, Mitteilungspflichten durch Verwal- 

tungsvorschriften zu begründen, in diesen Fällen 

nicht besteht; vielmehr ist jeweils im Einzelfall zu 

entscheiden. 

Ich gehe davon aus, daß ich bei der Überarbeitung der 

derzeitigen Verwaltungsvorschriften auf der Grund- 

lage des künftigen Justizmitteilungsgesetzes beteiligt 

werde. Hierbei werde ich gemeinsam mit den Landes- 

beauftragten für den Datenschutz darauf dringen, daß 

die gesetzlichen Vorgaben beachtet und insbeson- 

dere nur Regelmitteilungen vorgesehen werden, die 

den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrund- 

satzes entsprechen. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 

Regierungsentwurf (BT-Drucksache 12/3199 Seite 

38ff.) gebeten, die einzelnen Vorschriften bei der 

Beratung insbesondere „auch unter dem Aspekt der 

Vermeidung nicht unabdingbar erforderlicher Bela- 

stungen der Justiz zu prüfen und, soweit irgend 

möglich, solche Belastungen zu vermeiden“ (ebenda 

Seite 38). Im Regierungsentwurf wurde, worauf ich 

eingangs hingewiesen habe, bereits eingehend auf 

die Belange der Praxis geachtet. Die entsprechenden 
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Regelungen sollten daher nicht zu Lasten des Persön- 
lichkeitsrechts verändert werden. 

In Hinblick auf die Bedeutung der Mitteilungen von 
Gerichten und Staatsanwaltschaften aus deren Ver- 
fahren für die Betroffenen wäre es wünschenswert, 
wenn der Gesetzentwurf möglichst bald verabschie- 
det würde. 

5.7. Auch im Konkursverfahren geht es nicht ohne 
Datenschutz 

Das Insolvenzrecht umfaßt die Rechtsnormen, die das 
Verfahren der anteiligen Befriedigung der Gläubiger 
eines zahlungsunfähigen Schuldners regeln; es ist 

derzeit vor allem in den Bestimmungen über das 

Konkurs- und Vergleichsverfahren enthalten. Als 
Ersatz für das — wie der Regierungsentwurf einer 

Insolvenzordnung im einzeinen erläutert (BT-Druck- 
sache 12/2443, Begründung S. 72 ff.} — weitgehend 
funktionsunfähig gewordene Konkurs- und Ver- 

gleichsrecht ist ein modernes Insolvenzrecht vorgese- 
hen; gleichzeitig soll die Gesamtvollstreckungsord- 

nung entfallen, die bisher in den neuen Bundeslän- 

dern und in Ost-Berlin als Übergangsregelung fortgilt. 
Zur Verwirklichung dieses Zieles hat die Bundesre- 
gierung den erwähnten Entwurf einer Insolvenzord- 
nung sowie den Entwurf eines Einführungsgesetzes 
zur Insolvenzordnung (BT-Drucksache 12/3803) vor- 
gelegt. Auch andere Bundesgesetze mit Berührung 
zurm Insolvenzrecht sollen inhaltlich und redaktionell 
an die neue Insolvenzordnung angepaßt werden. 

Die Insolvenzordnung enthält eine Reihe von Bestim- 
mungen, die die Verarbeitung oder Nutzung von 
personenbezogenen Daten vor allem des Schuldners 
regeln. Fragen des Schutzes des Persönlichkeitsrechts 
des Schuldners stellen sich nicht nur bei Angaben zu 
dessen persönlichen Verhältnissen, sondern auch bei 

allen personenbezogenen Informationen zu seinem 

wirtschaftlichen Handeln. So folgt z. B. aus den Auf- 
gaben des vorläufigen Insolvenzverwalters ($ 26 des 

Entwurfs) zwangsläufig ein vielfacher Umgang mit 

diesen Daten. Unter Aspekten des Persönlichkeits- 
rechts sind aber auch Geschäftspartner und Mitarbei- 
ter eines Betriebes, für den ein Insolvenzverfahren 
eingeleitet wird, von dem Gesetzentwurf betroffen. 

Da ich von dem Vorhaben erst nach Einleitung des 
förmlichen Gesetzgebungsverfahrens erfuhr, hatte 

ich keine Gelegenheit zu einer rechtzeitigen Stellung- 
nahme; ich beabsichtige aber, dem federführenden 

Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages in Kürze 
einige Empfehlungen zu übermitteln. 

6 Finanzwesen 

6.1 Die Abgabenordnung braucht 

Datenschutzregelungen 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung 
(AOÄG 1994) vorgelegt, mit dem die Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen werden sollen, daß die Finanz- 
verwaltung des Bundes und der Länder einheitliches 
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Datenschutzrecht anwendet. Anders als der Vorent- 
wurf, den das BMF nach erheblichen Einwendungen 
von meiner Seite nicht mehr weiterverfolgt, zielt der 

jetzige Entwurf nicht mehr darauf ab, Datenschutz- 
vorschriften für den Bereich der Abgabenordnung 
abschließend festzulegen (s. 12. TB S. 29, 11. TB 

S. 88f.). Unter Beteiligung der Landesbeauftragten für 
den Datenschutz habe ich mit dem BMF weitgehende 

Übereinstimmung über die erforderliche Abgrenzung 
bei der Anwendung von Vorschriften der Abgaben- 
ordnung, des Bundesdatenschutzgesetzes und der 

Datenschutzgesetze der Länder erzielt ($ 31 b des 
Entwurfs). Andere Fragen sind noch offen. 

6.1.1 Wann und in weichem Umfang dürfen Steuerdaten 
offenbart werden? 

In den Entwurf wurde ausdrücklich der Grundsatz 
aufgenommen, daß die Offenbarung oder Verwen- 

dung der durch das Steuergeheimnis geschützten 

Daten nur für die Zwecke steuerlicher Verfahren 
zulässig ist ($ 30 Abs. 5i. V.mit Abs. 2Nrn. 1 und 2 des 

Entwurfs); es wurde verdeutlicht, daß eine Offenba- 

rung oder Verwendung darüber hinaus eine Zweck- 
änderung darstellt, die nur ausnahmsweise zulässig 
ist, wenn die im einzelnen aufgeführten Vorausset- 
zungen gegeben sind, die weitgehend dem bisherigen 
$ 30 Abs. 4 AO entsprechen. Nicht zuletzt ist vor- 

gesehen, daß ein Empfänger die ihm offenbarten 
Steuerdaten grundsätzlich nur für den Zweck verwen- 
den darf, zu dessen Erfüllung sie ihm offenbart wur- 
den. 

Die Offenbarung oder Verwendung von Steuerdaten 
soll unter anderem auch für die Verfolgung eines 
Vergehens der Geldwäsche ($ 261 Strafgesetzbuch) 
zugelassen werden. Ich habe empfohlen, entspre- 

chend der Regelung in $ 20 Abs. 1 Bundesverfas- 
sungsschutzgesetz Mitteilungen in diesen Fällen, 
soweit sie ohne Ersuchen des Empfängers erfolgen, 
nur zuzulassen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 

dafür gegeben sind, daß die Kenntnis der Daten zur 
Erfüllung der Aufgaben des Empfängers erforderlich 
ist. 

6.1.2 Einheitliches Datenschutzrecht Im Steuerverfahren 

Die Regelung des Entwurfs über die Geltung der 
verschiedenen in Betracht kommenden Datenschutz- 
vorschriften für die Finanzverwaltung des Bundes und 

der Länder ($ 31 b des Entwurfs) sieht vor, daß für den 

Umgang mit personenbezogenen Daten in Verfahren, 

in denen die Abgabenordnung von den Finanzbehör- 
den (auch denen der Länder) anzuwenden ist, grund- 

sätzlich das Bundesdatenschutzgesetz gilt, soweit die 
Abgabenordnung keine andere Regelung trifft. 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver- 
hältnisse einer juristischen Person, einer nichtrechts- 

fähigen Personenvereinigung oder einer Vermögens- 
masse sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die 

dem Steuergeheimnis unterliegen, stehen dabei den 
personenbezogenen Daten i. S. des Bundesdaten- 
schutzgesetzes gleich. Die Vorschriften der Daten- 
schutzgesetze der Länder über die Bestellung, die
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Rechtsstellung und die Rechte und Pflichten der 

Landesbeauftragten für den Datenschutz, d.h. z.B. 
Kontroll- und Mitwirkungsrechte, Rechte und Pflich- 

ten zur Führung von Dateienregistern bleiben aber 

unberührt. In Verfahren, in denen die Abgabenord- 

nung von den Gemeinden anzuwenden ist, sollen mit 

Ausnahme der Bestimmungen des Bundesdaten- 

schutzgesetzes über das Zeugnisverweigerungsrecht 

und über Kontrollrechte der Landesbeauftragen für 

den Datenschutz insbesondere hinsichtlich der Daten, 

die dem Steuergeheimnis unterliegen, nach wie vor 
neben der Abgabenordnung die Landesdatenschutz- 

gesetze Anwendung finden. 

Der Entwurf sieht in $ 31b weiterhin vor, daß landes- 

rechtliche Vorschriften, nach denen Behörden Beauf- 

tragte für den Datenschutz zu bestellen haben, unbe- 

rührt bleiben. Demgegenüber habe ich dem BMF 

empfohlen, die Finanzbehörden generell zur Bestel- 

tung von Beauftragten für den Datenschutz zu ver- 

pflichten. Dies entspricht nicht nur einer bereits weit- 

gehend geübten Praxis, sondern ist nach meiner 

Ansicht auch erforderlich, weil es im vorliegenden 

Zusammenhang um Daten geht, die dem erhöhten 

Schutz des Steuergeheimnisses unterliegen; für sol- 

che Daten sollte mit der Bestellung eines Beauftragten 

für den Datenschutz die gleiche besondere Schutz- 

maßnahme getroffen werden wie sie in $ 79 Abs. 1, 

2. Halbsatz SGB X für Daten, die dem Sozialgeheimnis 

unterliegen, vorgesehen ist. Diese Frage und weitere 

von mir zum Teil über den Entwurfstext hinaus zu 

anderen Vorschriften der Abgabenordnung übermit- 

telte Vorschläge werden derzeit noch mit dem BMF 

diskutiert. 

6.2 Datenschutz im Zinsabschlaggesetz 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber 

verpflichtet, bis zum 1. Januar 1993 Vorkehrungen zu 

treffen, wonach Zinseinkünfte nicht nur rechtlich, 

sondern auch tatsächlich steuerlich gleich behandelt 

werden (Urteil vom 27. Juni 1991, BVerfGE 84 

S. 239ff.). Mit Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung 

der Zinsbesteuerung (Zinsabschlaggesetz) vom 9. No- 

vember 1992 (BGBl. IS. 1853 ff.) sind die entsprechen- 

den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 

(EStG) über die Besteuerung der Einkünfte aus Kapi- 

talvermögen geändert worden. 

Ab 1993 wird ein dreißigprozentiger Zinsabschlag auf 
Kapitalforderungen erhoben, der auf die Einkommen- 

und Körperschaftsteuer anrechenbar ist ($ 43a Abs. 1 

Nr. 4 EStG). Die Beträge werden anonym an die 

Finanzämter abgeführt, so daß das Steuer- und Bank- 

geheirmnis gewahrt bleiben. 

Der Steuerabzug unterbleibt, soweit die anzurech- 

nenden Kapitalerträge den Freibetrag von 6 000 DM 

für Alleinstehende und 12 000 DM für Verheiratete 

zuzüglich des Werbungskosten-Pauschbetrags nicht 

übersteigen und der Gläubiger der Kapitalerträge 

dem zum Steuerabzug Verpflichteten (z. B. Kreditin- 
stitut, Bausparkasse) einen Freistellungsauftrag nach 

amtlich vorgeschriebenem Vordruck erteilt hat ($ 44a 

Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 EStG). Wer zum 

Steuerabzug verpflichtet ist, hat dem Bundesamt für   

Finanzen auf Verlangen die Angaben aus dem Frei- 

stellungsauftrag zu Kontrollzwecken mitzuteilen 
($ 45d Abs. 1 EStG). 

Das Bundesministerium der Finanzen hat mich beider 

Erarbeitung des Gesetzentwurfs beteiligt. Entspre- 

chend meiner Empfehlung wurde im einzelnen 

gesetzlich festgelegt, welche personenbezogenen 
Daten im Freistellungsauftrag enthalten sein und 

damit dem Bundesamt für Finanzen offenbart werden 

müssen ($ 45d Abs. 1 EStG). Das Bundesamt für 

Finanzen darf diese Angaben nur verwenden, um die 

rechtmäßige Inanspruchnahme des Sparer-Freibe- 

trags und des Pauschbetrags für Werbungskosten zu 

überprüfen ($ 45d Abs. 2 EStG). 

Während der Regierungsentwurf vorgesehen hatte, 
dem Bundesamt für Finanzen die Angaben „nur in 

ausgewählten Fällen” mitzuteilen, darf das Bundes- 

amt für Finanzen nach dem beschlossenen Gesetz die 

Daten aus allen Freistellungsaufträgen abfordern. Ich 

werde die Verarbeitung der Daten beim Bundesamt 

für Finanzen aufmerksam verfolgen. 

6.3 Antragsteller nach Vermögensgesetz kann 

Offenbarung seiner Daten widersprechen 

Investitionen in den neuen Ländern werden erfah- 

rungsgemäß durch unsichere Eigentumsverhältnisse 
erschwert. Der Gesetzgeber verfolgt das Ziel, diese 

Unsicherheit so schnell wie möglich zu beseitigen. 

Dazu soll beitragen, daB einem Investor vom Amt zur 

Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensamt) 

nach glaubhafter Darlegung seines berechtigten 

Interesses Name und Anschrift eines Antragstellers 

i. S. des $ 3 des Gesetzes zur Regelung offener 

Vermögensfragen (Vermögensgesetz) sowie der Ver- 

mögenswert, auf den sich die Anmeldung bezieht, 

mitgeteilt werden, wenn er mit dem Antragsteller eine 

direkte Einigung anstrebt ($ 32 Abs. 5 Vermögensge- 

setz). Der Antragsteller kann allerdings der Offenba- 

rung dieser seiner Daten widersprechen. Ich habe 

dem Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages vor- 

geschlagen, den Regierungsentwurf (BT-Drucksache 
12/2480) dahin zu ergänzen, daß das Vermögensamt 

verpflichtet ist, jeden Antragsteller mit einer kurzen 

Widerspruchstrist von zwei Wochen auf sein Wider- 

spruchsrecht hinzuweisen, sobald ein Dritter erstmals 

eine Mitteilung im oben dargelegten Sinn beantragt. 
Der Gesetzgeber ist meiner Empfehlung gefolgt. 

Damit ist sichergestellt, daß jeder Antragsteller von 

seiner Widerspruchsrecht Gebrauch machen kann. 
Die kurze Widerspruchsfrist trägt dem Beschleuni- 
gungsgrundsatz Rechnung. 

6.4 Zollverwaltungsgesetz datenschutzrechtlich 

noch mangelhaft 
— Zum Zollrechtsänderungsgesetz — 

Im Zuge der Verwirklichung des europäischen Bin- 

nenmarkts ist ab 1. Januar 1993 ein Raum ohne 

Binnengrenzen für den freien Verkehr von Waren 
nach den Bestimmungen des EWG-Vertrages ge- 

schaffen worden. Für die Zollverwaltung ändern sich 
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insoweit die bisherigen Aufgaben. Im Zusammen- 

hang mit dem innergemeinschaftlichen Warenver- 
kehr ergeben sich neue Aufgaben. Die Bestimmungen 
des Zoligesetzes aus dem Jahre 1961 waren dement- 
sprechend umzugestalten. 

Gegenüber einem zunächst vom Bundesministerium 

der Finanzen vorgelegten Entwurf für das inzwischen 

verabschiedete Zollrechtsänderungsgesetz, mit dem 
das bisher geltende Zollgesetz zeitlich gestuft außer 
Kraft gesetzt und durch das Zoliverwaltungsgesetz 
(ZollVG) ersetzt wird, hatte ich Bedenken erhoben, 

weil die Regelungen nicht ausreichend erkennen 
ließen, unter welchen Voraussetzungen und in wel- 
chem Umfang die Zollbehörden befugt sein sollten, 
personenbezogene Daten der Zollbeteiligten und son- 

stiger Personen zu erheben, zu verarbeiten und zu 
nutzen. 

Wegen der Eilbedürftigkeit des Gesetzes, das zum 

Teil bereits am 1. Januar 1993 in Kraft treten mußte, 
hat sich die Bundesregierung außerstande gesehen, 
die auch von ihr als notwendig erkannten Regelungen 

noch in den Gesetzentwurf einzufügen. Immerhin 
erhielt das Zollverwaltungsgesetz eine Übergangsre- 
gelung, die das künftige „Inkrafttreten bereichsspezi- 
fischer gesetzlicher Regelungen“ anspricht. Auch 
wird in der Begründung auf meine datenschutzrecht- 
lichen Bedenken Bezug genommen (BT-Drucksache 
12/3436 S. 19, zu $ 28 Abs. 3). Ich bin daher zuver- 

sichtlich, daß die erforderlichen bereichsspezifischen 

Vorschriften über die Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten durch die Zoll- 

verwaltung möglichst bald geschaffen werden. 

6.5 EG-weite Kontrolle über Warenlieferungen 
und -bewegungen 

Für die Zeit nach dem Wegfall der Steuergrenzen für 
den Bereich der Umsatzsteuer zwischen den EG- 
Mitgliedstaaten am 1. Januar 1993 wurde das 
Besteuerungsverfahren neu geordnet. An die Stelle 
der bisherigen Grenzkontrollen tritt ein neues inner- 

staatliches und innergemeinschaftliches Kontrollver- 
fahren {Richtlinie 91/680/EWG vom 16. Dezember 

1991, umgesetzt durch das Gesetz zur Anpassung des 
Umsatzsteuergesetzes und anderer Rechtsvorschrif- 

ten an den EG-Binnenmarkt — Umsatzsteuer-Binnen- 

marktgesetz — vom 25. August 1992, BGBl. I 
S. 1548ff.). 

Die Unternehmer sind jetzt verpflichtet, über ihre 
innergemeinschaftlichen Warenlieferungen und -be- 
wegungen gegenüber dem Bundesamt für Finanzen 

eine Zusammenfassende Meldung abzugeben. Der 
Gesetzgeber hat den unter meıner Beteiligung erar- 
beiteten Vorschlag der Bundesregierung akzeptiert, 
daß das Bundesamt für Finanzen von den Landesfi- 
nanzbehörden nur die zur Bestimmung der melde- 

pflichtigen Unternehmer erforderlichen Angaben 
erhält und diese nur dazu verwenden darf, die Abgabe 

der Zusammenfassenden Meldungen sicherzustellen. 
Angaben aus den Zusammenfassenden Meldungen 

darf das Bundesamt für Finanzen den Landesfinanz- 
behörden mitteilen, soweit sie dort für steuerliche 
Kontrollen benötigt werden ($ 18a UStG). 
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Für die Nutzung der Umsatzsteuer-Identifikations- 
nummer der am innergemeinschaftlichen Handel 
beteiligten Unternehmen sowie den Datenaustausch 
zwischen dem Bundesamt für Finanzen und den 
Landesfinanzbehörden sowie den zuständigen Behör- 
den der anderen EG-Mitgliedstaaten wurden auf 

meine Anregung entsprechende datenschutzrecht- 
liche Regelungen getroffen ($ 27a UStG). 

6.6 Erweiterte Amtshilfe unter den EG-Staaten 
im Bereich der Verbrauchsteuern 

Die Vollendung des europäischen Binnenmarkts zum 
1. Januar 1993 macht eine Erweiterung der Amtshilfe 
innerhalb der Mitgliedstaaten der EG erforderlich. In 

den Geltungsbereich der EG-Amtshilfe-Richtlinie 
vom 19. Dezember 1977 sind daher die Verbrauch- 
steuern auf Mineralöl, Alkohol, alkoholische Ge- 
tränke und Tabakwaren einbezogen worden. Zur 
Umsetzung in das deutsche Recht hat die Bundesre- 
gierung das EG-Amtshilfe-Gesetz vom 19. Dezember 
1985 (BGBl. 11985, S. 2441f.} geändert (Artikel 10 des 

Gesetzes zur Anpassung von Verbrauchsteuer- und 
anderen Gesetzen an das Gemeinschaftsrecht sowie 
zur Änderung anderer Gesetze — Verbrauchsteuer- 
Binnenmarktgesetz —, BGBl. 11992 S. 2204 ff.). Darin 
sind meine Empfehlungen zum bereichsspezifischen 

Datenschutz, in die auch Hinweise aus dem Kreise der 
Landesbeauftragten für den Datenschutz eingeflossen 
sind, in folgenden wesentlichen Punkten berücksich- 
tigt: 

— Der Betroffene muß vor der Erteilung von perso- 

nenbezogenen Einzelauskünften über ihn, sei es 
auf oder ohne Ersuchen, auch im Bereich der 

Verbrauchsteuer regelmäßig angehört werden. 

— Solche Auskünfte dürfen ohne Ersuchen nur erteilt 

werden, wenn „tatsächliche Anhaltspunkte die 

Vermutung rechtfertigen”, daß anderenfalls die 

Besteuerung gefährdet ist. 

—- In den Fällen, in denen nach deutschem Recht ein 
bereits übermitteltes personenbezogenes Datum 
zu berichtigen, zu sperren oder zu löschen wäre, 

sind alle Mitgliedstaaten, die die Auskunft erhal- 

ten haben, unverzüglich zu unterrichten und anzu- 
halten, die Berichtigung, Sperrung oder Löschung 
dıeses Datums vorzunehmen. 

— Eine Weitergabe von Auskünften an einen dritten 

Mitgliedstaat ist nur zulässig, soweit dies für die 
Erhebung der direkten und indirekten Steuern 
erforderlich ist und wenn der Staat, der die Aus- 
kunft gegeben hat, zugestimmt hat. 

Mit der Einrichtung einer automatisierten Datenbank 

über die von den Finanzbehörden erteilten Bewilli- 
gungen für die Versendung und den Empfang ver- 
brauchsteuerpflichtiger Waren unter Steuerausset- 
zung soll sichergestellt werden, daß die Zollverwal- 
tungen und die Wirtschaftsbeteiligten feststellen kön- 
nen, ob andere Wirtschaftsbeteiligte berechtigt sind, 
im EG-Binnenmarkt Waren unter Steueraussetzung 
zu beziehen. Die hierzu im Gesetz getroffenen Rege- 
lungen über die Verarbeitung personenbezogener
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Daten entsprechen datenschutzrechtlichen Anforde- 

rungen. 

Das Gesetz zeichnet sich im ganzen durch ein erfreu- 

liches Datenschutzniveau aus. 

6.7 Europäische Zoilunterstützungsabkommen 

6.7.1 EG-Zollinformatlonssystem muß Datenschutz 

berücksichtigen 

Mit der Abschaffung der Zollkontrollen an den in- 
nergemeinschaftlichen Grenzen ist es erforderlich 
geworden, die gegenseitige Unterstützung der Mit- 

gliedstaaten und deren Zusammenarbeit mit der EG- 
Kommission zu verstärken, um die ordnungsgemäße 
Anwendung der von der EG erlassenen Zoll- und 

Agrarregelungen zu gewährleisten. Die EG-Kommis- 
sion beabsichtigt daher, zur Bekämpfung von Zuwi- 
derhandlungen eine den Mitgliedstaaten zugängliche 
zentrale Datenbank (EG-Zollinformationssystem) ein- 

zurichten. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission einen Vor- 
schlag für eine entsprechende Verordnung erarbeitet, 
die an die Stelle der bisher für die gegenseitige 
Unterstützung maßgeblichen Verordnung (EWG) des 
Rates Nr. 1468/81 treten soll. Das Bundesministerium 
der Finanzen bemüht sich mit meiner Beteiligung 
darum, daß für die automatisierte Datenverarbeitung 

im EG-Zollinformationssystem die datenschutzrecht- 

lichen Regelungen in die neue Verordnung aufge- 
nommen werden, die bereits für das — für die Anwen- 
dung nationaler Vorschriften eingerichtete — Zollin- 
formationssystem der EG-Mitgliedstaaten (CIS) vor- 

gesehen sind (s. 26.3) und weitgehend dem Daten- 

schutzstandard des Schengener Durchführungsüber- 
einkommens entsprechen. Darüber hinaus soll er- 

reicht werden, auch den konventionellen Datenaus- 
tausch nach dem Vorbild des Schengener Durchfüh- 
rungsübereinkommens zu regeln. Die Kommission ıst 
diesen Vorschlägen bislang nur teilweise gefolgt. Sie 
will sich grundsätzlich an dem Entwurf einer EG- 
Datenschutz-Richtlinie orientieren und weiterge- 

hende Vorstellungen einzelner Mitgliedstaaten nicht 
berücksichtigen. 

Da derzeit nicht abzusehen ist, wann und mit welchem 

Inhalt die EG-Datenschutz-Richtlinie in Kraft treten 

wird, werde ich das Bundesministerıum der Finanzen 
weiterhin dabei unterstützen, auf ausreichende 

bereichsspezifische Datenschutzvorkehrungen hin- 
zuwirken. 

6.7.2 Kooperationsabkommen der EG mit Drittländern 

Die EG beabsichtigt, mit ihren wichtigsten Handels- 
partnern (osteuropäische, mittel- und zentralamerika- 

nische Staaten, Staaten der GUS u. a.) Kooperations- 
abkommen zu schließen. Die konventionelle Zusam- 
menarbeit der Zollverwaltungen soll dabei in „Proto- 

kollen über die Amtshilfe im Zollbereich“ geregelt 
werden.   

Mit den beteiligten Ressorts bin ich bemüht, die 
EG-Kommission davon zu überzeugen, daß die vonihr 

bisher vorgesehenen Datenschutzregelungen zur 

Wahrung des Rechts auf informationelle Selbstbe- 

stimmung nicht ausreichen. 

6.7.3 Bilaterale Verträge mit datenschutzrechtlichen Mängeln 

Die Amtshilfe zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Drittländern (z. B. Polen, Ungarn, Russische 

Föderation) wird im Bereich nationaler Zuständigkei- 
ten in Verträgen über die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen bilateral geregelt. 

Soweit ich rechtzeitig beteiligt worden bin, habe ich 
zu den Vertragsentwürfen Stellung genommen und 

dabei insbesondere empfohlen, 

— die Voraussetzungen für die Übermittlung perso- 
nenbezogener Daten ohne Ersuchen zu präzisie- 

ren, 

— dıe Zweckbindungsvorschriften enger zu fassen, 

— die für die Erteilung von Auskünften an den 

Betroffenen zuständigen Behörden zu benennen, 

und 

— vorzusehen, daß übermittelte personenbezogene 
Daten gelöscht werden, wenn ihre Speicherung 

zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich 
ist. 

Ich bedaure, daß meine Vorschläge nicht berücksich- 
tigt worden sind. 

6.8 EG-Kommission erhält automatisiert Daten 
über EG-Agrarausgaben 

Die aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 

tiefonds für die Landwirtschaft finanzierten Ausgaben 
der Europäischen Gemeinschaft (z.B. Erstattungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern, Interventionen 
zur Regulierung der Agrarmärkte) werden von den 
hierzu ermächtigten Stellen der Mitgliedstaaten 
geleistet (siehe auch 8.1). Die Angaben über die 
Zahlungsvorgänge müssen der EG-Kommission zur 
Prüfung des Rechnungsabschlusses übermittelt wer- 
den (Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 

21. April 1970 über die Finanzierung der gemeinsa- 

men Agrarpolitik i.d.F. der VO (EWG) Nr. 2048/ 

88). 

Das für die Rechnungslegung zuständige Bundesmi- 
nisterium der Finanzen hat mir mitgeteilt, daß die über 

die Zahlungsvorgänge benötigten Daten der EG- 
Kommmission künftig auf automatisierten Datenträ- 

gern übermittelt werden sollen. Auf sein Betreiben 

werden die personenbezogenen Daten der Zahlungs- 

empfänger zunächst in anonymisierter Form zur Ver- 
fügung gestellt; der volle Datenumfang wird für die 
Fälle nachgeliefert, die die Prüfer der EG-Kommission 
als Stichproben ausgewählt haben, Auf meine Anre- 
gung hat es weiterhin erwirkt, daß die EG-Kommis- 
sion sich verpflichtet, 
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— die übermittelten Daten nur zur Prüfung des Rech- 
nungsabschlusses zu verwenden, und 

— die personenbezogenen Daten zu löschen, wenn 

sie zu diesem Zweck nicht mehr benötigt wer- 

den. 

6.9 Abschriften von Urkunden an Finanzbehörden 

Die Finanzbehörden sollen — so $ 93 Abs. 1 Satz 3 

AO — bei der Ermittlung des für die Besteuerung 
maßgeblichen Sachverhalts andere Personen als den 
jeweils betroffenen Steuerpflichtigen erst dann um 
Auskunft bitten, wenn die Sachverhaltsaufklärung bei 
diesem nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg 

verspricht. Als Ausnahme von diesem Grundsatz 
sehen das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge- 
setz sowie das Grunderwerbsteuergesetz vor, daß 

Gerichte, Notare und Behörden den Finanzbehörden 
im Rahmen ihrer Anzeigepflicht vollständige beglau- 
bigte Abschriften von Urkunden, z. B. von Verfügun- 
gen von Todes wegen, übersenden. Meine Bemühun- 

gen zu erreichen, daß die Finanzbehörden die 
Urkundsabschriften — mit zum Teil von ihnen nicht 
benötigten rein persönlichen Daten wie z. B. Motiven 
für eine letztwillige Verfügung — nicht von Dritten 
erhalten, blieben bisher ohne Erfolg (vgl. 13. TBS. 90, 
dort Nr. 9; 12. TB S. 30). 

Dem Bundesministerium der Finanzen liegt gegen- 
wärtig mein neuer Vorschlag vor, daß Gerichte, 
Notare und Behörden den Finanzbehörden in den im 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer- sowie im 

Grunderwerbsteuergesetz genannten Fällen lediglich 
die steuerlich maßgeblichen Sachverhalte (z.B. 
Grundstückskauf, Erbfall mit Vorliegen eines Testa- 
ments) anzeigen und die betroffenen Personen benen- 

nen. Auf diese Weise würden die Finanzbehörden die 
Angaben erhalten, die sie benötigen, um ihrerseits 
unter Mitwirkung des — ggf. auch zur Vorlage von 

Urkunden verpflichteten — Steuerpflichtigen den 
Sachverhalt im einzelnen aufklären zu können. Ein 
solches Verfahren entspricht auch $ 97 Abs. 2 Satz 1 
AO, wonach die Vorlage von Urkunden in der Regel 

erst dann verlangt werden soll, wenn der Vorlage- 
pflichtige eine Auskunft nicht erteilt hat, wenn die 
Auskunft unzureichend ist oder Bedenken gegen ihre 

Richtigkeit bestehen. 

Die Bundesnotarkammer hat meinem Vorschlag 
zugestimmt. Das BMF hat eine Stellungnahme ange- 
kündigt. 

6.10 Kontrollmitteilungen an Finanzbehörden 

müssen neu geregelt werden 

Die Bundesregierung kann zur Sicherung der 

Besteuerung mit Zustimmung des Bundesrates auf- 
grund des bereits durch das Steuerbereinigungsge- 

setz 1986 eingeführten $ 93a Abgabenordnung (AO) 

Behörden durch Rechtsverordnung verpflichten, den 
Finanzbehörden bestimmte steuerlich relevante 

Sachverhalte wie z. B. Zahlungen von Honoraren an 

nebenamtlich in ihrem Auftrag tätige Lehrkräfte mit- 
zuteilen. Solange diese Rechtsverordnung nicht vor- 
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liegt, fehlt es an einer Rechtsgrundlage für solche 

Mitteilungen. Das Bundesministerium der Finanzen 

hat dementsprechend auf meine Empfehlung hin 

die Verwaltungsanweisung aus dem Jahre 1967 auf- 

gehoben, die solche Kontrollmitteilungen anordnete 

(s. 13. TB S. 90, dort Nr. 8). 

In der jetzt schon länger andauernden Beratung des 

Entwurfs für die Rechtsverordnung nach $ 93 a AO 
konnte ich zuletzt noch die textliche Klarstellung 

erreichen, daß eine Übermittlung solcher Mitteilun- 
gen nicht im automatisierten Abrufverfahren stattfin- 

det. Nach dem gegenwärtigen Bearbeitungsstand 
dürfte die Rechtsverordnung nunmehr in absehbarer 

Zeit erlassen werden. 

6.11 Keine Pflicht zu Meldungen für die 
Betriebskartei der Hauptzollämter 

Die für Außenprüfungen zuständigen Hauptzollämter 

{s. $$ 193 ff. AO) führen eine Kartei mit Angaben über 

die für ihre Aufgabenerfüllung bedeutsamen Steuer- 
pflichtigen ihres Bezirks (Betriebskartei). Durch eine 
Bürgereingabe ist mir bekannt geworden, daß die 
bisher manuell geführten Betriebskarteien auf auto- 
matisierte Verfahren umgestellt werden und die 
Hauptzollämter aus diesem Anlaß bei den Steuer- 

pflichtigen allgemeine Datenerhebungen mit Frage- 
bogen allein zu dem Zweck durchführen, den Daten- 

bestand zu aktualisieren. 

Ich habe gegenüber dem Bundesministerium der 
Finanzen darauf hingewiesen, daß die $$ 90 und 

93 AO, die es zunächst als Rechtsgrundlage für die 

Fragebogenaktionen der Hauptzollämter genannt 
hatte, einen konkreten Anlaß zur Ermittlung steuer- 

lich erheblicher Umstände voraussetzen und für Aus- 

kunftsersuchen in dieser allgemeinen Form keine 
Rechtsgrundlage bieten. 

Das BMF hat sich im Ergebnis meiner Auffassung 

angeschlossen, daß nach den genannten Vorschriften 
eine Datenerhebung {Auskunftsersuchen) nur zur 
Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen 
Sachverhalts erfolgen darf und die Umstellung der 
Betriebskarteien auf ein automatisiertes Verfahren 
keinen solchen Sachverhalt darstellt. Es hat daher die 
Hauptzollämter angewiesen, die Steuerpflichtigen 
bei allgemeinen Datenerhebungen zur Aktualisie- 
rung der Betriebskartei ausdrücklich darauf hinzu- 
weisen, daß sie zur Beantwortung der Anfragen nicht 
verpflichtet sind. 

7 Wirschaft 

7.1 Bundesausfuhramt und Änderung des 

Außenwirtschaftsgesetzes 

In Ergänzung der in den letzten Jahren geschaffenen 
Regelungen zur Verbesserung der Außenwirtschafts- 
kontrolle (12. TBS.83, 13. TBS. ?1f., 94), wurde durch 

das Gesetz über die Errichtung eines Bundesausfuhr- 

amtes eine neue Bundesbehörde geschaffen. Das 
Bundesausfuhramt hat Verwaltungs- und Überwa- 
chungsaufgaben, die ihm durch das Außenwirt-
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schaftsgesetz, das Kriegswaffenkontrollgesetz, das 
Atomgesetz und andere Bundesgesetze sowie auf- 

grund dieser Gesetze zugewiesen sınd. Datenschutz- 

rechtlich von besonderem Interesse ist es, daß dem 
Bundesausfuhramt aufgrund einer Ergänzung des 

Außenwirtschaftsgesetzes die gleichen Übermitt- 
lungsbefugnisse zustehen, wie dem Bundesamt für 
Wirtschaft. 

Der Gesetzesentwurf enthielt eine Regelung, die das 
Zollkriminalamt ermächtigt hätte, im automatisierten 
Abrufverfahren auch Daten beim Bundesamt für Wirt- 
schaft abzurufen. Diese Regelung war zumindest 
verfrüht, weil die fraglichen Daten nicht in der für 
einen automatisierten Abruf notwendigen Form 

geführt werden sollten. Sie war auch überflüssig, weil 
$ 10 BDSG die Fragen des automatisierten Abrufs in 

einer Weise löst, die auch für diesen Fall angemessen 
ist, wenn die technischen Voraussetzungen gegeben 
sind. Auf meine Empfehlung hat der für den Gesetz- 

entwurf federführende Wirtschaftsausschuß des Deut- 
schen Bundestages die Ermächtigung für das Zollkri- 
minalamt gestrichen. 

7.2 Personenbezogene Daten eines 
Wirtschaftsprüfers trotz Widerspruchs 

veröffentlicht 

Die Wirtschaftsprüferkammer veröffentlichte im Wirt- 

schaftsprüferverzeichnis 1991 Namen und Anschrif- 

ten aller Wirtschafts- und vereidigten Buchprüfer 
sowie Wirtschafts- und Buchprüfungsgesellschaften. 
Trotz des ausdrücklichen Widerspruchs eines Wirt- 

schaftsprüfers gegen seine Nennung in diesem Ver- 

zeichnis waren auch seine Daten darin enthalten, 

weshalb er sich an mich gewandt hat. 

Nach der Wirtschaftsprüferordnung führt die Kammer 
ein Berufsregister, das von jedermann ohne Begrün- 
dung eingesehen werden darf. Zur Veröffentlichung 

in Form eines Druckwerks ist die Kammer nicht 

verpflichtet. Deshalb hätte das Selbstbestimmungs- 

recht des Betroffenen wenigstens in der Weise respek- 
tiert werden müssen, daß man seinen Widerspruch 

beachtete. Die Kammer berief sich jedoch auf ihre 

Aufgabe, die beruflichen Belange der Gesamtheit der 
Mitglieder zu wahren. Dazu müßten Namen und 
Anschriften aller Berufsangehörigen einem interes- 
sierten Publikum, aber auch Gerichten und Behörden, 
zur Verfügung gestellt werden. Ich erkenne diese 
Aufgabe an, karın aber nicht nachvollziehen, wieso es 

dazu erforderlich ist, durch eine Veröffentlichung die 
Daten des Betroffenen auch gegen seinen Wider- 

spruch einem unbegrenzten Personenkreis zugäng- 
lich zu machen. Ich habe daher die Veröffentlichung 
trotz Widerspruchs als einen Verstoß gegen $$ 3, 

11 BDSG alter Fassung förmlich beanstandet. 

Gleichzeitig habe ich dem Bundesminister für Wirt- 
schaft vorgeschlagen, die Wirtschaftsprüferordnung 
um eine Regelung zu ergänzen, die sowohl dem 
öffentlichen Interesse an dem Wirtschaftsprüfer-Ver- 
zeichnis als auch den schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Wirtschafts- und vereidigten Buchprüfer 
Rechnung trägt. Der Bundesminister hat mittlerweile 
einen entsprechenden Gesetzesentwurf zur Ände-   

rung der Wirtschaftsprüferordnung vorgelegt, nach- 
dem der Widerspruch des Betroffenen gegen eine 
Veröffentlichung zu beachten ist und der darüber 

hinaus auch Regelungen über die sonstige Erhebung 
und Verarbeitung personenbezogener Daten von 

Wırtschafts- und vereidigten Buchprüfern enthält. 

7.3 Datenschutzgerechte Änderung 
gewerberechtlicher Vorschriften vorgesehen 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeord- 
nung und sonstiger gewerberechtlicher Vorschriften 
erarbeitet, dessen Ziel es vorrangig ist, datenschutz- 
rechtlich relevante Vorschriften der Gewerbeordnung 

den Anforderungen des Volkszählungsurteils des 
Bundesverfassungsgerichts anzupassen. Bei der Erar- 

beitung des Entwurfes bin ich in einer erfreulich 

frühen Phase zugezogen worden. Der Entwurf enthält 

Regelungen über die Erhebung, Verarbeitung und 

Nutzung personenbezogener Daten, die der Gewer- 
beüberwachung dienen sollen. 

Auch die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten aus der Gewerbeanzeige wurde in dem Entwurf 

datenschutzrechtlich zufriedenstellend geregelt. 
Diese Daten dienen vielen recht unterschiedlichen 
Zwecken. So werden Angaben aus der Gewerbean- 
zeige z. B. an die Industrie- und Handelskammern, die 
Handwerkskammern, die für den Arbeitsschutz 
zuständige Landesbehörde, an das Eichamt, an die 

Bundesanstalt für Arbeit und an die Allgemeinen 
Ortskrankenkassen übermittelt. Auch die Gewerbe- 
anzeigenstatistik wird aus Angaben aus den Gewer- 

beanzeigen gespeist. 

Für den Umgang mit personenbezogenen Daten im 

Rahmen der Gewerbeüberwachung und für die Über- 
mittlung von Daten aus der Gewerbeanzeige konnten 

ebenso datenschutzrechtlich zufriedenstellende Lö- 
sungen gefunden werden wie für eine Regelung zur 
Übermittlung von personenbezogenen Daten aus 
dem Gewerberegister an die wissenschaftliche For- 

schung. 

7.4 Umgang mit personenbezogenen Daten von 

Handwerkern 

— Zur Handwerksordnung — 

Auch die Handwerksordnung soll um Vorschriften 
ergänzt werden, die den Umgang mit personenbezo- 
genen Daten regeln. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat mich und Vertreter der Datennutzer an der 
Beratung über einen entsprechenden Gesetzesent- 
wurf beteiligt. Im Ergebnis wurden Regelungen ent- 
worfen, die sowohl den praktischen Erfordernissen als 

auch den datenschutzrechtlichen Anforderungen ent- 
sprechen. 
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7.5 Unzulässige Datenspeicherung beim 

Bundesaufsichtsamt für das 

Versicherungswesen geändert 

Aufgrund einer Verfügung des Präsidenten des Bun- 
desaufsichtsamts für das Versicherungswesen über- 
mittelten die Versicherungsgesellschaften dem Bun- 
desaufsichtsamt für das Versicherungswesen halb- 
jährlich formularmäßig Angaben über Fälle von Ver- 

untreuungen durch Außendienstmitarbeiter mit u. a. 

folgenden Daten: 

— Personalien des beschuldigten Mitarbeiters 

— Begehungsweise der Veruntreuung 

— Höhe des Schadens 

—- Inhalt des Führungszeugnisses 

— Inhalt des Auszugs aus dem Gewerbezentralre- 

gister. 

Die Angaben wurden in eıne Handkartei übertragen, 

die Formulare fünf Jahre lang aufbewahrt. Sie sollten 
der Überwachung der Unternehmen hinsichtlich der 
Sorgfalt bei der Auswahl, Führung und Kontrolle ihrer 
Mitarbeiter dıenen. Dazu war die Speicherung der 
vollständigen Personalien der Mitarbeiter aber offen- 
bar nicht erforderlich, denn etwaige Wiederholungs- 
fälle hätte man auch mit Hilfe einer geeigneten 
Codierung der Personalien erkennen und mit den 

beteiligten Versicherungen klären können. 

Ich hatte über dieses Verfahren schon in meinem 
12. Tätigkeitsbericht (S. 82) berichtet, allerdings 
damals noch unter Bezugnahme auf die Handhabung 
aufgrund eines Rundschreibens aus dem Jahr 1973. 

Eine neue Verfügung des Bundesaufsichtsamtes vom 

Februar 1990 hat dann zwar die Untergrenze für 

Übermittlungen von emer Schadenshöhe von 
DM 5 000 auf eine solche von DM 10 000 heraufge- 
setzt, die nicht erforderliche und deshalb rechtswid- 
rige Speicherung der Personalien jedoch nicht been- 

det. Deshalb habe ich dieses Verfahren wegen Ver- 
stoßes gegen $ 9 BDSG (alt) gegenüber dem Bundes- 
ministerium der Finanzen beanstandet. Das Bundes- 
aufsichtsamt hat daraufhin im Rahmen der Automati- 
sierung das Verfahren so geändert, daß die Angaben 
über den Beschuldigten nicht mehr im Klartext, son- 

dern in einer codierten Form gespeichert werden. 
Diese Form läßt die Personen nicht mehr ohne weite- 
res erkennen und ermöglicht es trotzdem, Meldungen 
zusammenzuführen, die sich auf dieselbe Person 
beziehen, weil die Meldungen dann denselben Code 

führen. Die Speicherung beim Aufsichtsamt erfolgt in 
einer Form, die einer Anonymisierung im wesentli- 
chen gleichwertig ist. Damit ist meinen Bedenken 
Rechnung getragen. 

Ich muß allerdings darauf hinweisen, daß ein ver- 
gleichbares Verfahren für die Überwachung von 
Außendienstmitarbeitern von Bausparkassen inzwi- 
schen eingestellt wurde. Die Erfahrungen hatten dort 

gezeigt, daß solche Übermittiungen und Speicherun- 
gen personenbezogener Daten zur Kontrolle von Bau- 
sparkassen nicht erforderlich sind. 
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8 Landwirtschaft 

8.1 Kommt der gläserne Landwirt? 

— Die neue Struktur der Agrarförderung — 

Die EG hat eine grundlegende Änderung für die 
Struktur der Agrarförderung beschlossen. An die 
Stelle von Preisstützungen sollen betriebsbezogene 
Förderungsmaßnahmen treten, mit denen der Über- 
produktion entgegengewirkt werden soll. Die Maß- 

nahmen sollen so durchgeführt werden, daß über 

jeden einzelnen geförderten Betrieb detaillierte 
Angaben über eigene und gepachtete Flächen und 
deren Nutzung sowie über den Viehbestand erhoben 

und verarbeitet werden. Weil unsere Landwirtschaft 
über viele Familienbetriebe verfügt, sind viele der 

Betriebsdaten auch personenbezogene Daten der 
Betriebsinhaber, und Angaben zur Betriebsstruktur 

werden oft Angaben über die Familien der Betriebsin- 

haber enthalten. Wirtschaftliche Zwänge werden 
dazu führen, daß praktisch alle landwirtschaftlichen 
Betriebe die Förderungsmaßnahmen in Anspruch 

nehmen. Als Folge werden in den zuständigen Agrar- 
verwaltungen der Länder umfangreiche und tiefge- 
gliederte Datenbanken über die in der Landwirtschaft 
tätigen Personen und ihre wirtschaftlichen Aktivitäten 
entstehen. Die Neuregelung stellt ein typisches Bei- 
spiel dafür dar, wie durch Änderung materiell-recht- 
licher Regelungen ein tatsächlicher oder vermeintli- 

cher Zwang zur Erhebung und Speicherung einer 

großen Anzahl personenbezogener Daten entsteht, 

die man bei einer anderen materiell-rechtlichen Rege- 

lung überhaupt nicht bräuchte. 

Es ist sicher nicht übertrieben zu sagen, daß dieneuen 
EG-Regelungen nahe daran sind, den gläsernen 

Landwirt zu schaffen. Diese Befürchtungen sind 
besonders deshalb begründet, weil die EG-Verord- 

nung Nr. 3508/92 „zur Einführung eines integrierten 
Verwaltungs- und Kontrolisystems für bestimmte 

gemeinschaftliche Beihilferegelungen” (InVeKoS), 
verlangt, die zur Durchführung der Förderprogramme 
angelegten Datensammlungen auch intensiv zur Kon- 

trolle zu nutzen. Deshalb sollen z. B. alle Parzellen mit 
ihren Grenzen exakt erfaßt werden. In den Förde- 
rungsanträgen ist anzugeben, welche Fläche wie 
genutzt wird. Kontrolliert werden soll damit, ob etwa 
Flächen doppelt angemeldet sind. Es sollen Luftbilder 

und Satellitenaufnahmen erstellt und mit den Mel- 
dungen im Rahmen der Agrarförderung verglichen 
werden, um zu erkennen, ob der optische Eindruck 

der gemeldeten Nutzung entspricht. 

Ob das Betrugsrisiko bei der Agrarfördering nach 
gesicherten Erfahrungen wirklich so groß ist, daß die 

Einrichtung eines generellen und damit auch vorbeu- 

gend wirksamen Kontrollverfahrens im überwiegen- 
den Allgemeininteresse liegt, — nur dann ist es 
zulässig — vermag ich nicht zu beurteilen. Ich muß 
hier von der Einschätzung der Fachverwaltung ausge- 
hen. In diesem Zusammenhang entsteht auch die 

Frage. ob das vorgesehene sehr komplizierte Daten- 
erhebungs- und Kontrollverfahren angesichts der 
unterschiedlichen Verwaltungsstrukturen und -tradi- 

tionen überhaupt geeignet ist, europaweit ein gerech-
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tes und den Zıelen der EG entsprechendes Agrarför- 

derungsverfahren zu sichern. 

Sieht eine Regelung vor, daß personenbezogene 

Daten nicht nur zu den beantragten Förderungsmaß- 

nahmen, sondern generell auch für eine ıntensive 

Kontrolle eigener und fremder Angaben verwendet 
werden, so muß der Betroffene bei der Erhebung 

darauf hingewiesen werden. Das könnte durch eine 

verständliche Erläuterung in den Antragsformularen 

geschehen. Weil die Daten der Agrarförderung durch 

die Verwaltungen der Bundesländer erhoben und 

verarbeitet werden, richtet sıch der gesetzlich gefor- 

derte Umfang eines solchen Hinweises und seiner 

Erläuterungen nach dem jeweiligen Landesdaten- 

schutzgesetz. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die 

auf Einladung des Bundesministeriums für Landwirt- 
schaft und Forsten {BML) diese Fragen beraten hat, ist 

meiner Anregung, eine solche Erläuterung in dıe 

Formulare aufzunehmen, leider nicht gefolgt. Eine 

nähere Regelung hierüber bleibt nun den einzelnen 

Ländern überlassen. 

8.2 Prüfungsteilnehmer muß Betriebsdaten seines 
Ausbilders nicht offenbaren 

Die Verordnung über die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung für den Beruf Landwir//Landwırtin ist 
mittlerweile in Kraft getreten. Meine Bedenken gegen 
die ursprünglich vorgesehene Regelung, nach der der 
Prüfungsteilnehmer gezwungen werden konnte, in 

der schriftlichen Meisterarbeit detaillierte Angaben 
über den Betrieb zu offenbaren, in dem er tätig ist 
(13. TB S. 79f.), sind vom Bundesministerium für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) be- 

rücksichtigt worden. Die Prüfungsordnung sieht nun 
vor, daß Gegenstand der schriftlichen Meisterarbeit 

nur „in der Regel“ der Betrieb sein soll, in dem der 

Prüfungsteilnehmer tätig ist. Dies 1äßt Ausnahmen für 
die Fälle zu, in denen der Betriebsleiter dem Meister- 

anwärter keinen so genauen Einblick in den Betrieb 
gewähren will oder nicht möchte, daß die Prüfungs- 
kommission einen Einblick in seinen Betrieb erhält. In 
diesen Fällen soll möglichst ein anderer Betrieb 

Gegenstand der Meisterprüfung sein. Nicht mehr 
zwingend ist auch, daß die Buchführungsabschlüsse, 

die Einnahmen und Ausgaben in den einzelnen 
Betriebszweigen und andere betriebliche Aufzeich- 
nungen über die natürlichen und wirtschaftlichen 
Grundlagen des Betriebes enthalten, Grundlage für 
die schnftliche Meisterarbeit sind. Die Meisterprü- 

fungsordnung schreibt dies zwar als Sollvorschrift vor, 
weil nur eine fundierte und praxisnahe Analyse die 

Fähigkeiten des Prüfungsteilnehmers nachweisen 
kann. Allerdings ist es denkbar, daß der Betriebsleiter 

nicht bereit ist, dem Meisteranwärter Aufzeichnungen 
in dem dazu erforderlichen Umfang zur Verfügung zu 
stellen. Die ursprünglich vorgesehene verpflichtende 
Regelung über die Verwendung von Betriebsdaten 

bei der schriftlichen Hausarbeit hätte die Betriebslei- 
ter dem Druck ausgesetzt, entgegen ihren persönli- 
chen Interessen betriebliche Unterlagen zur Verfü- 
gung zu stellen, wenn sie Meisteranwärtern nicht die 
Chance zum Ablegen der Prüfung nehmen wollten.   
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9 Personaldaten 

9.1 Schutz von Arbeitnehmerdaten endlich 
gesetzlich regeln 

Es ıst allgemeine Überzeugung, daß für den Umgang 

mit personenbezogenen Daten eines Arbeitnehmers 
oder Bediensteten durch seinen Arbeitgeber oder 

Dienstherrn besondere Regeln vorhanden sein müs- 
sen, die der Tatsache Rechnung tragen, daß der 

Arbeitnehmer/Bedienstete seinem Arbeitgeber/ 
Dienstherrn in aller Regel als der sozial Schwächere 

gegenüber steht. Gleichwohl gelten bis heute für den 

Schutz der personenbezogenen Daten von Arbeitneh- 

mern, die bei privaten Arbeitgebern beschäftigt sind, 
grundsätzlich die Vorschriften des Dritten Abschnitts 

des Bundesdatenschutzgesetzes, die die Datenverar- 

beitung nicht-öffentlicher Stellen allgemein regeln 
und — abgesehen von $ 28 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2, letzter 

Anstrich — die Besonderheiten personenbezogener 
Daten ım Arbeits- oder Dienstverhältnis nicht berück- 
sichtigen. Die Vorschriften des Dritten Abschnitts des 

Bundesdatenschutzgesetzes gelten aufgrund des pro- 
blematischen $ 12 Abs. 4 BDSG (vgl. hierzu 9.2) auch 

für öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Dienst- 

und Arbeitsverhältnisse bei öffentlichen Stellen des 
Bundes. 

Einige Landesdatenschutzgesetze enthalten jeweils 

eine besondere Bestimmung über den Arbeitnehmer- 
datenschutz für die öffentlichen Bediensteten des 

jeweiligen Landes (z.B. $ 22 BrDSG, $ 28 HmbDSG, 

$ 34 HDSG, $ 29 DSGNW). 

Die dargestellte Rechtslage wird seit langem als 

unbefriedigend empfunden. Sie ist nur deshalb eini- 

germaßen erträglich, weil die Arbeitsgerichte inzwi- 
schen Grundsätze für den Umgang mit personenbezo- 

genen Daten des Arbeitnehmers entwickelt haben 

und weil für Beamte, Soldaten und Zivildienstlei- 

stende das 9. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften angemessene Datenschutzregelungen 

gebracht hat. 

Schon Mitte der 80iger Jahre haben sowohl die 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
als auch der Deutsche Bundestag bereichsspezifische 
Regelungen für den Arbeitnehmerdatenschutz gefor- 
dert. Im Gegensatz zu anderen Bereichen, in denen 
der bereichsspezifische Datenschutz Fortschritte er- 

zielerı konnte, hat der Gesetzgeber im Bereich des 
Arbeitnehmerdatenschutzes bisher keinerlei Initiati- 
ven ergriffen. Auf dieses Defizit habe ich in meinen 
Tätigkeitsberichten (10. TB S. 28, 11. TB S. 26 und 

13. TB S. 87) sowie vor dem Ausschuß für Arbeit und 

Sozialordnung des Deutschen Bundestages wieder- 
holt hingewiesen. 

Als der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des 
Deutschen Bundestages am 20. März 1991 der Bun- 
desregierung empfohlen hatte, in dieser Legislaturpe- 
riode einen Gesetzentwurf für ein Datenschutzgesetz 
so rechtzeitig vorzulegen, daß es auch noch abschlie- 
Bend beraten werden kann, habe ich mich in einem 
Schreiben an das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung gewandt und gebeten zu veranlassen, 
daß ein Arbeitnehmerdatenschutzgesetz erarbeitet 
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sowie der Bundesregierung zur Beschlußfassung vor- 

gelegt wırd. Daraufhin hat mir das BMA mitgeteilt, er 

erkenne die Berechtigung meines Anliegens grund- 
sätzlich an, die Belastung seines Hauses mit anderen 

bedeutsamen Gesetzgebungsvorhaben sei jedoch so 
groß, daß die Vorbereitung einer gesetzlichen Rege- 

lung des Arbeitnehmerdatenschutzgesetzes noch 
einige Zeit in Anspruch nehmen werde. Obwohl der 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung seine Emp- 

fehlung am 13. November 1991 bestätigt hat, ist mir 

von einer Aktivität im Bundesministerium für Arbeit 

und Sozialordnung zur Erarbeitung eines Arbeitneh- 
merdatenschutzgesetzes in der Folgezeit nichts 

bekannt geworden. 

Auf meine Veranlassung hin hat die Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten von Bund und Ländern in 

ihrer Sitzung am 23./24. März 1992 ebenfalls ein 

Arbeitnehmerdatenschutzgesetz gefordert. Um die 
Arbeit an einem solchen Gesetz zu unterstützen, hat 

sie in dem Beschluß auch Grundsätze für den sachli- 

chen Inhalt eines solchen Gesetzes aufgestellt, die der 

Anlage 4 entnommen werden können. Ich habe den 
Beschluß der Datenschutzkonferenz im April 1992 

dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung mit der Bitte übersandt, nun die Arbeit an dem 
Gesetzentwurf konkret in Angriff zu nehmen. Eine 
Reaktion darauf steht bis heute aus. 

In seiner Sitzung am 5. Februar 1992 hat der Deutsche 
Bundestag die Beschlußempfehlung des Innenaus- 
schusses zu meinem 10. bis 13. Tätigkeitsberichten 
(Drucksache 12/4094, s. Anlage 1) angenommen, 

worin die Bundesregierung erneut aufgefordert wird, 

bereichsspezifische Regelungen zum Arbeitnehmer- 

datenschutzgesetz so rechtzeitig vorzulegen, daß sie 
in dieser Legislaturperiode noch verabschiedet wer- 
den können. 

Auch das Land Nordrhein-Westfalen hat die Bundes- 
regierung in der Sitzung des Bundesratsausschusses 
für Arbeit und Sozialpolitik am 11. März 1993 aufge- 
fordert, nunmehr schnellstmöglich einen Gesetzent- 

wurf mit Regelungen über den Arbeitnehmerdaten- 
schutz vorzulegen. Ein Vertreter des BMA legte dar- 
aufhin nochmals dar, daß auch die Bundesregierung 
in dieser Frage ein Regelungsbedürfnis sehe. Die 
Arbeiten gingen voran. Es werde seitens des BMA 
versucht, bis Ende des Jahres 1993 einen Referenten- 

entwuif zu erarbeiten. 

9,2 Verbesserung des Personalaktenrechts der 

Beamten, Soldaten und Zivildienstleistenden 

Im Berichtszeitraum hat sich die Konferenz der Da- 

tenschutzbeauftragten mit ihrer Entschließung vom 

26./27. September 1991 zur datenschutzgerechten 
Gestaltung des Rechts des öffentlichen Dienstes geäu- 
ßert (vgl. Anlage 3}. Ein Teil der dabei angesproche- 
nen Fragen ist inzwischen durch das Neunte Gesetz 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften, über 
dessen Entstehung und Inhalt ich bereits berichtet 
habe (zuletzt 13. TB S. 43), geregelt worden. Bei den 

Beratungen des Gesetzes im Innenausschuß des Deut- 

schen Bundestages konnten die in der vorigen Legis- 
laturperiode mit dem Bundesministerium des Innern 
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abgesprochenen datenschutzrechtlichen Verbesse- 

rungen des Regierungsentwurfs, die ich im 13. Tätig- 

keitsbericht bereits dargelegt habe, verwirklicht wer- 

den. Außerdem wurden auch die noch erforderlichen 

Regelungen für dıe Behandlung der Personalakten 
der Zivildienstleistenden in das Gesetz aufgenom- 

men. Das Gesetz ist am 1. Januar 1993 in Kraft 

getreten. Damit ist nunmehr das Personalaktenrecht 

für Beamte weitgehend und — obwohl nicht alle 

meine Wünsche berücksichtigt worden sind — auf 

einem im ganzen erfreulichen datenschutzrechtlichen 

Niveau geregelt. 

Ich bedauere allerdings, daß meine Forderung, die 

Regelung in $ 12 Abs. 4 BDSG zu streichen, nicht 

berücksichtigt worden ist. Nach dieser Vorschrift 
gelten für die Datenverarbeitung im Zusammenhang 

mit Dienst- und Arbeitsverhältnissen die Vorschriften 

des Bundesdatenschutzgesetzes für den nichtöffentli- 

chen Bereich. Es bleibt somit weiterhin bei einer 

datenschutzrechtlichen Schlechterstellung besonders 
der Angestellten und Arbeiter des Bundes gegenüber 

vielen entsprechenden Landesbediensteten, für die es 

keinen sachlichen Grund gibt. Ich hoffe, daß in dieser 
Frage noch nicht das letzte Wort gesprochen ist und 

werde mich auch künftig für eine Beseitigung des 
auch rechtssystematisch verfehlten $ 12 Abs. 4 BDSG 

einsetzen. 

9.3 Beihilfedaten sind besonders sensibel 

In Beihilfeverfahren muß der Bundesbedienstete 

erfahrungsgemäß Daten über seinen Gesundheitszu- 
stand, die dem Patientengeheimnis unterliegen, 

offenbaren. Dem muß die Gestaltung des Beihilfever- 
fahrens entsprechen. 

9.3.1 Abschottung der Beihilfestelle — immer wieder 

problematisch 

Seit langem wird die Abschottung der Bearbeitung 
der Beihilfeangelegenheiten von der übrigen Perso- 
nalverwaltung gefordert. Dieser Grundsatz ist in der 
seit dern 1. Januar 1993 geltenden Regelung des $ 90a 
BBG nun gesetzlich festgeschrieben (s. o. 9.2). Im 

Berichtszeitraum konnte ich mehrfach zur Durchset- 
zung dieser Vorschrift beitragen. 

Die Kaufmännische Krankenkasse Hannover (KKH} 

hat aufgrund meiner Empfehlungen zur Bearbeitung 
von Beihilfevorgängen (vgl. 12. TB S. 68) zwischen- 
zeitlich die Bearbeitung von Beihilfeangelgenheiten 

ihrer Mitarbeiter und deren Angehörigen vollständig 
von der Personalverwaltung getrennt {s. 13. TB S. 93). 

Die Bearbeitung erfolgt in einer eigenen Stelle für die 

Leistungsangelegenheiten der bei der KKH versicher- 
ten Mitarbeiter. Über Widersprüche in Beihilfeange- 
legenheiten entscheidet nunmehr ein bei der Kran- 
kenkasse tätiger Jurist, der an Personalentscheidun- 

gen nicht beteiligt ist und auf seine Geheimhaltungs- 
pflicht auch gegenüber Vorgesetzten schriftlich hin- 
gewiesen wurde. 

Einer anderen Krankenkasse habe ich empfohlen, 

ebenso vorzugehen. Das stieß leider auf Umsetzungs-
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probleme, da die Krankenkasse über keinen Juristen 
zur Entscheidung über Widerspruchsfälle ın Beihilfe- 

angelegenheiten verfügt. Als Lösung habe ich vorge- 
schlagen, die Widersprüche in einer Organisations- 
einheit zu bearbeiten, in der keine Mitarbeiter mitwir- 

ken, die zugleich Vorgesetzte des Widersprechenden 

sind. 

Eine Antwort der Krankenkasse steht noch aus. 

9.3.2 Trennung von Beihilfestellen und Personalverwaltung 
trotz Einwilligung des Bediensteten erforderlich 

Im Rahmen einer Eingabe wurden datenschutzrecht- 

liche Bedenken im Hinblick auf das in den Verwal- 
tungsstellen der Bundesknappschaft praktizierte Bei- 

hilfeverfahren an mich herangetragen. Der Petent 
monierte, daß die Beihilfeanträge und die dazugehö- 
rigen Unterlagen bei der Personalabteilung der Ver- 

waltungsstelle zur Erstattung eingereicht werden und 

der anschließende Beihilfebescheid unter Vorlage der 

Arztrechnung durch den Verwaltungsstellenleiter 
unterzeichnet wird. Der Petent sah insoweit die 
Gefahr, daß sowohl die Personalabteilung als auch der 
Verwaltungsstellenleiter über die in den Belegen 
genannten Diagnosen Rückschlüsse auf den Grund 
einer Arbeitsunfähigkeit ziehen könnten. Daraus 

befürchtete er dienstliche Nachteile. 

Nach Darlegung der Bundesknappschaft haben ihre 
Verwaltungsstellen das Beıhilfeverfahren in eigener 
Zuständigkeit nach folgenden Grundsätzen gere- 
gelt: 

1. Der Leiter der Verwaltungsstelle wird in die Bear- 
beitung der Anträge von aktiven Bediensteten 
nicht eingeschaltet; er unterzeichnet Beihilfebe- 

scheide nicht. 

2. Mitarbeiter aus dem Bereich Personalwesen wer- 
den mit der Bearbeitung der Beihilfeanträge 
befaßt, wenn der Antragsteller zugestimmt hat. 
Anderenfalls wird der Antrag im Wege der Amts- 
hilfe von einer anderen Verwaltungsstelle bearbei- 
tet. 

3. Die Beihilfe-Akten werden außerhalb der Perso- 

nalstelle aufbewahrt. 

Diese Bearbeitung von Beihilfeanträgen ist insoweit 
nicht mit datenschutzrechtlichen Vorschriften zu ver- 
einbaren, als eine Befassung der Mitarbeiter der 
Personalverwaltung mit solchen Anträgen durch die 
Zustimmung des Antragstellers gerechtfertigt werden 
soll. 

Die vom Gesetzgeber geforderte grundsätzliche Tren- 
nung der Beihilfebearbeitung von der Personalver- 
waltung unterliegt nicht der Disposition der Bedien- 
steten. 

Dabei verkenne ich nicht, daß $ 90a Satz 3 BBG eine 

„Soll-Vorschrift“ enthält, die kleineren personalver- 

waltenden Behörden einen gewissen Spielraum bei 
der Abschottung von Beihilfestellen und Personalver- 
waltung läßt. Dieser setzt aber voraus, daß die Dienst-   

stelle ihr Abweichen von der Regel der getrennten 

Bearbeitung im Einzelfall nachvollziehbar begründet. 
Tatsachen, um einen solchen Ausnahmefall hier 
annehmen zu können, hat mir die Bundesknappschaft 

nicht vorgetragen. 

Ich habe der Bundesknappschaft empfohlen, die Bear- 
beitung von Beihilfeanträgen neu zu regeln und bei 
ihren Planungen folgende Lösungsmöglichkeiten zu 
prüfen: 

— Übertragung von Aufgaben außerhalb der Perso- 

nalverwaltung auf den nicht voll ausgelasteten 

Beihilfebearbeiter. 

— Zusammenfassung der Beihilfebearbeitung bei 
einer Beihilfestelle für mehrere Verwaltungsberei- 
che. 

Eine Stellungnahme der Bundesknappschaft hierzu 

steht noch aus. 

9.3.3 Beihilfeverfahren im Widerspruchsfall jetzt 

datenschutzgerecht geregelt 

Nicht alle Beihilfeverfahren sind mit Antragstellung 
und Bewilligungsbescheid erledigt. Kommt es zu 

Meinungsverschiedenheiten zwischen der Dienst- 
stelle und dem Bediensteten, kann der letztere Wider- 
spruch einlegen. Auch im Widerspruchsverfahren 

muß die Abschottung der Beihilfestelle von der übri- 
gen Personalverwaltung gewährleistet sein. Das war 
bei der von mir kontrollierten Physikalisch-Techni- 

schen Bundesanstalt nicht gewährleistet. Widersprü- 
che waren dort an den „Herrn Präsidenten der PTB“ 
zu richten. Soweit Widersprüchen durch die Beihilfe- 

stelle der PTB nicht abgeholfen wurde, wurden sie 

gemäß $ 172 BBG dem Bundesministerium für Wirt- 
schaft zur Entscheidung zugeleitet. Das Übersen- 
dungsschreiben wurde in der PTB mit einem beglei- 
tenden Aktenvermerk von der Beihilfestelle über den 
Personalreferatsleiter und den Leiter der Verwaltung 
an den Vizepräsidenten geleitet. Der Präsident der 
PTB zeichnete letztendlich das Übersendungsschrei- 
ben. 

Alle Beteiligten, über die das Übersendungsschreiben 
lief, wirken an Personalentscheidungen der PTB mit. 
Deshalb verstieß das Verfahren gegen den Grundsatz 

der Abschottung der Beihilfebearbeitung von der 

Personalverwaltung. 

Ich habe der PTB empfohlen vorzusehen, daß Wider- 

sprüche gegen Beihilfebescheide beirn Justitiariat der 

PTB einzulegen sind, das an der Verwaltung von 

Personalangelegenheiten nicht beteiligt ist. Dieses 

kann unter direkter Einbeziehung der Beihilfestelle 
prüfen, ob dem Widerspruch abzuhelfen ist. Ist dies 
nicht der Fall, kann das Justitiariat dem Bundesmini- 

sterium für Wirtschaft den Widerspruch zur Entschei- 

dung vorlegen. Die PTB hat meine Empfehlungen 
aufgriffen und in einer entsprechenden Hausverfü- 

gung umgesetzt. 
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9.3.4 Hochsensible Diagnosedater dürfen nicht in den 

normalen Geschäftsgang 

Eine oberste Bundesbehörde bewahrt alle dort 

geführten Personalakten, nämlich Personalhaupt-, 

Besoldungs- und Beihilfeakten, gemeinsam in einem 

verschlossenen Stahlschrank in einem Raum auf. 
Diese Aufbewahrung ist mit $ 90a BBG nicht zu 

vereinbaren, wonach Unterlagen über Beihilfen stets 
als Teilakten zu führen und von der übrıgen Personal- 

akte getrennt aufzubewahren sind. 

Meine Kontrolle einiger — durch die Beihilfesachbe- 

arbeiter beliebig ausgewählter — Beihilfeakten hat 

einen Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschrif- 

ten ergeben, den ich wegen seiner Bedeutung aus- 
führlicher darstellen möchte: 

In einer Beihilfeakte befand sich unverschlossen eın 
Schreiben einer Kurklinik. Darin beantragte die Kli- 
nikleitung die Verlängerung einer Kurmaßnahme für 

einen Mitarbeiter der obersten Bundesbehörde. Das 
Schreiben enthielt hochsensible Diagnoseangaben. 

Das Schreiben der Klinik war arı den „Vertrauensärzt- 

lichen Dienst der Beihilfestelle* adressiert und ent- 

hielt folgenden roten Stempelaufdruck der Klinik: 

„Vertrauliche Arztsache! Dieser Bericht dient aus- 

schließlich der Information des behandelnden Arztes 

über die in der Klinik erhobenen Befunde. Seine 

Weitergabe an den Untersuchten oder an nicht- 

ärztliche Stellen ist nicht statthaft.“ Trotzdem ist das 

Schreiben, wie anhand des Eingangsstempels festge- 

stellt werden konnte, in den allgemeinen Geschäfts- 

gang gelangt. Es muß daher davon ausgegangen 

werden, daß es in der Registratur geöffnet wurde und 

dann in einer Umlaufmappe über den Referenten der 

zuständigen Abteilung und deren Leiter, der gleich- 
zeitig Personalchef ist, und von dort zurück an die 

Registratur gelangt ist, die die Post an die Arbeitsbe- 

reiche verteilt. 

Aufgrund meines Prüfungsbericht hat mir die oberste 

Bundesbehörde inzwischen mitgeteilt, sie habe die 

notwendigen organisatorischen Maßnahmen getrof- 

fen um sicherzustellen, daß Personen außerhalb der 

Beihilfestelle keine Kenntnis vom Inhalt von Schrei- 

ben mit Krankheitsdaten erhalten. Ich habe sie auch 

aufgefordert, die anderen Personalakten auf ähnliche 

Fehler zu überprüfen und Maßnahmen zu treffen, um 

derartige Fehler künftig auszuschließen. 

9.4 Zugriff der Personalvertretung auf Teile 

der Personaldatei der Dienststelle 

Im Rahmen eines Kontrollbesuches bei der Physika- 

lisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig 

(PTB)} habe ich festgestellt, daß aufgrund einer Dienst- 
vereinbarung über die Einrichtung und den Betrieb 
einer Personaldatenverarbeitung dem Personalrat 
direkter Zugriff auf bestimmte, im System „Personal- 
datenverarbeitung“ gespeicherte Personalaktenda- 
ten gestattet wird. Hierbei handelt es sich u.a. um 

Titel, Name, Geburtsname, Geschlecht, ob Tren- 
nungsgeldempfänger, Laufbahngruppe, Laufbahn- 
wechsel, ob Zulagen gewährt werden, Fragen zur 
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Funktion und Qualifikation, sowie die Teilnahme an 

Lehrgängen. 

Über ein Bildschirmgerät in der Personalverwaltung 

oder „an sonstiger geeigneter Stelle” kann der Perso- 

nalrat diese Daten lesen sowie sich sortieren und 
ausdrucken lassen. Er kann jederzeit unbeschränkt 

auf alle ihm zugänglichen Daten zugreifen. 

Gegen dieses in der Dienstvereinbarung festgelegte 

Verfahren habe ıch aus datenschutzrechtlicher Sicht 
Bedenken erhoben. Der Zugriff des Personalrats ver- 

stößt — jedenfalls in dem festgestellten Umfang — 

wegen fehlender Einwilligung der Beschäftigten 

grundsätzlich gegen $ 68 Abs. 2 Satz 3 Bundesperso- 

nalvertretungsgesetz (BPersVG). 

$ 90 Abs. 1 Satz 2 BBG legt fest, daß zur Personalakte 

alle Unterlagen gehören — einschließlich der in 
Dateien gespeicherten —, die den Beamten betreffen, 

soweit sie mit seinem Dienstverhältnis in einem 
unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen (Per- 

sonalaktendaten). $ 68 Abs. 2 Satz 3 BPersVG 

bestimmt, daß Personalakten von Mitgliedern der 
Personalvertretung nur mit Zustimmung des Beschäf- 
tigten eingesehen werden dürfen. Dies gilt nicht nur 

für die Personalakte als ganzes, sondern auch für ihre 
einzelnen Bestandteile. 

Im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit mit 

dem Personalrat nach $2 Abs. 1 und $ 68 Abs. 2 Satz 1 

und 2 BPersVG ist die Dienststelle verpflichtet, der 

Personalvertretung auch ohne Zustimmung des 
betroffenen Beschäftigten Auskünfte aus Personalak- 
ten zu geben, und zwar in dem Umfang, wie die 

Personalvertretung ihrer zur Erledigung einer be- 

stimmten und konkreten Aufgabe objektiv bedarf. 

Zu der oben dargestellten Zugriffsregelung bei der 

PTB habe ich auch das Bundesministerium des Innern 

um eine Stellungnahme gebeten. Das Bundesministe- 

rium hält sie für unzulässig. 

Ich habe inzwischen die Beteiligten auf die rechtliche 

Problematik hingewiesen. Nach der vorgesehenen 

Erörterung mit diesen werde ich zu dem Vorgang 

abschließend Stellung nehmen. 

9.5 Telefondatenverarbeitung 

Das Thema Telefondatenverarbeitung bei den öffent- 

lichen Stellen des Bundes ist auch in den letzten 
beiden Jahren verstärkt an mich herangetragen wor- 
den. Im Bereich der automatisierten Verarbeitung von 
Personaldaten stellte es ein Schwerpunktproblem dar, 

dem in der Praxis eine immer bedeutsamere Rolle 
zukommt. 

9.5.1 Dienstanschlußvorschriften endlich erlassen 

Nachdem ich die volle Speicherung der Verbindungs- 
daten von Telefongesprächen, die über Dienstappa- 
rate geführt wurden, problematisiert hatte, erstellte 

die Bundesregierung den Entwurf von neuen „Allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften über die Einrich- 
tung und Nutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen für
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die Bundesverwaltung mit Ausnahme der Deutschen 

Bundespost (Dienstanschlußvorschriften — DAV —)", 

der meine Empfehlungen weitgehend berücksich- 

tıgte. 

Allerdings traten diese Vorschriften aus Gründen, die 

nicht mit dem Datenschutz zusammenhingen, zu- 

nächst nicht in Kraft (vgl. 10. TB S. 30/31, 11. TB 
S. 26/27, 13. TB S. 44). An dieser Lage hatte sich bıs 

zum Oktober 1992 nichts geändert. 

Auf meine Initiative haben der Innenausschuß sowie 
der Ausschuß für Post- und Telekommunikation des 
Deutschen Bundestages schließlich das Thema 

„Dienstanschlußvorschriften“ im Rahmen der Bera- 

tungen meines 10. bis 13. TB behandelt. Der Innen- 
ausschuß hat dem Deutschen Bundestag empfohlen, 

die Bundesregierung aufzufordem, die neuen DAV 
unverzüglich in Kraft zu setzen. 

Daraufhin erließ das Bundesministerium der Finanzen 

die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift über die Ein- 
richtung und Benutzung dienstlicher Telekommuni- 

kationsanlagen für die Bundesverwaltung (Dienstan- 
schlußvorschriften — DAV —)” vom 1. Dezember 

1992, die am 1. Januar 1993 in Kraft getreten ist. Für 

das Ministerium für Post und Telekommunikation und 
dessen nachgeordnete Dienststellen treten die Vor- 
schriften ein Jahr später in Kraft. Damit hat die 

Bundesregierung die Anforderungen des Datenschut- 
zes bei der automatisierten Verarbeitung von Telefon- 
daten endlich berücksichtigt. 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht sind folgende Rege- 
lungen dieser DAV wegen ihrer Allgemeingültigkeit 
von besonderem Interesse: 

1. Jede abgehende Wählverbindung ist grundsätzlich 
nachzuweisen. Hierzu sind durch schriftliche Auf- 
zeichnung oder durch Speicherung mittels einer 

Telekommunikationsdatenerfassungsanlage 

— das Datum, 

— die Nebenstellennummer und — sofern nicht 
anderweitig festgehalten —, 

— der Name des Anmelders, 

— die Tarifeinheiten oder Leistungsentgelte und 

— bei privaten Verbindungen eine besondere 
Kennzeichnung festzuhalten. 

Bei dienstlichen Verbindungen sind die Vorwahl 

und/oder die Rufnummer des Angerufenen, bei 
privaten Verbindungen die Vorwahl und/oder die 

um die letzten beiden Ziffern verkürzte Rufnum- 
mer des Angerufenen festzuhalten. Ist keine auto- 
matische Telekommunikationsdatenerfassungsan- 
lage vorhanden, kann bei Orts- und/oder Nahge- 
sprächen der Nachweis der Verbindungen unter- 
bleiben. 

Als Fortschritt gegenüber den bisherigen Regelun- 
gen bewerte ich insbesondere, daß bei den prıvaten 

Telefongesprächen die Ziel-Nummer nur um die 
letzten beiden Ziffern verkürzt nachzuweisen ist. 

2. Die Nachweise über dienstliche Verbindungen 
und die Notwendigkeit der Gespräche sind — zu- 
mindest stichprobenweise — durch den Dienstvor-   

gesetzen oder den von ihm Beauftragten zu über- 

prüfen. Eine Verknüpfung mit anderen Dateien ist 

nicht zulässig. Die Nachweise sind innerhalb von 
drei Monaten nach Abschluß der Prüfung zu ver- 

nichten oder zu löschen. 

Die für Stichprobenzwecke gefertigten Ausdrucke 

sollten nur dem jeweiligen (Fach-)Vorgesetzen 
zugehen dürfen, da allein dieser in der Lage ist, die 

dienstliche Notwendigkeit eines solchen Telefon- 
gesprächs zu beurteilen. Ich empfehle daher, einen 

geeigneten Fachvorgesetzten mit der Prüfung zu 
beauftragen. 

3. Beı Verbindungen der Personalvertretung in Per- 

sonalratsangelegenheiten und anderen Stellen, 
deren Telefonverkehr nicht der Aufsicht unterliegt, 

sind nur die Verbindungsentgelte festzuhalten, 

sofern nicht die genannten Stellen eine Aufzeich- 

nung/Speicherung der übrigen Verbindungsdaten 

verlangen. 

Diese Regelung, die eine unzulässige Kontrolle 
dieser Stellen bei der Erfüllung ihrer originären 
gesetzlichen Aufgaben oder ihrer besonderen Ver- 

trauensbeziehungen verhindert, entspricht meinen 
bereits seit dem 4. Tätigkeitsbericht erhobenen 
Forderungen. 

4. Hinsichtlich der Privatgespräche sind die Bedien- 
steten über das in der Dienststelle angewandte 

Erfassungsverfahren, die Behandlung der erfaßten 

Daten und den Zweck der Telekommunikationsda- 
tenerfassung sowie darüber zu informieren, daß ihr 

Einverständnis zu der jeweiligen Form der Tele- 
kommunikationsdatenerfassung mit Anmeldung 
oder Durchführung der Verbindung als erteilt 
gilt. 

5. Beim Einsatz von Telekommunikationsdatener- 
fasssungsanlagen unterbleibt bei Privatgesprä- 
chen ein Ausdruck der verkürzten Rufnummer des 
Angerufenen. Auf Verlangen des Bediensteten ist 
jedoch ein Auszug der Nachweisung einschließlich 

der verkürzten Rufnummer des Angerufenen zu 
erstellen. Dieser Auszug darf nur von besonders 
Beauftragten gefertigt und in verschlossener Form 

dem Bediensteten zugeleitet werden. Eine Kennt- 
nisnahme durch Dritte, soweit sie nicht für den 
Auszug und die Versendung unumgänglich sind, 
ist unzulässig und auszuschließen. 

Die gespeicherten Daten der Privatgespräche sind 

nach Abrechnung der Nachweisung unverzüglich 
zu löschen, maschinelle Ausdrucke zu vernichten. 

Handschriftlich aufgezeichnete Daten sind nach 

Bezahlung der Leistungsentgelte zu vernichten 
oder, soweit möglich, dem Bediensteten auszuhän- 

digen. 

6. Die Entgelte für private Verbindungen im Telefon- 
dienst, Telex-, Teletex-, Telefax- und Bildschirm- 
textschreiben sowie für Telegramme dürfen nicht 

im Gehaltsabzugsverfahren einbehalten werden. 

Von den Vorschriften der DAV kann nur aus zwingen- 
den dienstlichen Gründen mit Zustimmung des Bun- 

desministeriums der Finanzen abgewichen werden. 
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Mit den neuen Dienstanschlußvorschriften wurde ein 

großer Schritt hin zu einer datenschutzgerechten 
Verarbeitung der Telefondaten der Bundesbedienste- 
ten gemacht. 

9.5.2 Physikalisch-Technische Bundesanstalt beseitigte 
Mängel 

Vor dem Hintergrund der vorstehend aufgeführten 
Thematik habe ich im vergangenen Jahr im Rahmen 
einer Datenschutzkontrolle auch die Telefondaten- 
verarbeitung bei der Physikalisch-Technischen-Bun- 
desanstalt in Braunschweig {PTB) geprüft. 

Ich mußte feststellen, daß das dortige Verfahren in 

wesentlichen Punkten gegen die zum Kontrollzeit- 
punkt noch geltenden Dienstanschlußvorschriften 
vorn 1. Juni 1976 verstieß und auch vielfach nicht in 
Einklang mit den neuen DAV stand. 

Ungeachtet der völlig unterschiedlichen Zweckbe- 
stimmung wurden für Dienst- und Privatgespräche 

von Dienstanschlüssen dieselben Gesprächsdaten 

(Nebenstellennummer, Datum, Zielnummer, Ge- 

sprächs-Kennziffer, Uhrzeit und Zahl der Gebühren- 
einheiten) gespeichert. 

Die Speicherung und der Ausdruck der Uhrzeit sind 

nach den DAV nicht erforderlich und daher unzuläs- 

sig. Ich habe dringend empfohlen, die Speicherung 

und Verarbeitung der Uhrzeit, sowohl bei den Dienst-, 

als auch bei den Privatgesprächen, durch geeignete 

Maßnahmen zu unterbinden. 

Die Zielnummer wurde auch bei den Privatgesprä- 
chen unverkürzt gespeichert und ausgedruckt. Unter 

Hinweis auf die neuen DAV habe ich deutlich 
gemacht, daß ich aus datenschutzrechtlichen Ge- 

sichtspunkten die Speicherung und den Ausdruck der 

vollständigen Zielnummer bei Privatgesprächen zum 
damaligen Zeitpunkt für bedenklich, ab dem 1. Ja- 
nuar 1993 für unzulässig halte. 

Alle Gesprächsdaten wurden in der PTB kontinuier- 
lich in Listen ausgedruckt. Das sich daran anschlie- 
Bende Verfahren ist sowohl im Hinblick auf Dienst-, 
als auch auf Privatgespräche datenschutzrechtlich 
problematisch. 

So mußte ich feststellen, daß die Dienstgesprächs- 
listen regelmäßig allen Referats-, Labor-, Gruppen- 
und Abteilungsleitern zur Kontrolle zugeleitet und 
anschließend an die Fernsprechzentrale zurückge- 
schickt wurden. Eine derartig kontinuierliche, sämt- 
liche Hierarchiestufen einschließende Mehrfachkon- 
trolle ist weder mit dem Erforderlichkeits- noch mit 
dem Verhältnismäßigkeitsprinzip vereinbar. Viel- 
mehr ist in der Regel eine Stichprobenkontrolle des 

dienstlichen Fernsprechverhaltens durch den Dienst- 

vorgesetzten oder den von ihm Beauftragten zur 
Kontrolle ausreichend. Ich habe empfohlen, die für 

Stichprobenzwecke gefertigten Ausdrucke nur dem 
jeweiligen (Fach-)Vorgesetzten zuzuleiten. 

Die Ausdrucke der Daten aus Privatgesprächen wur- 
den den Nebenstellenberechtigten auch in den Fällen 
zugesandt, irı denen die Nebenstellen von mehreren 

Mitarbeitern genutzt wurden. Damit erhielten die 
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Nebenstellenberechtigten auch Kenntnis sämtlicher 

privater Gesprächsdaten ihrer Kollegen. Auch dieses 
Verfahren ist datenschutzrechtlich problematisch. 

Zur Verarbeitung von Telefongesprächsdaten des 
Personalrats, für die in der PTB keine besondere 

Handhabung vorgesehen ist, habe ich eine den Rege- 
lungen der neuen DAV entsprechende Behandlung 

vorgeschlagen. 

Daten dienstlicher Gespräche werden im System nach 
Ausdruck, Privatgesprächsdaten nach Abrechnung 

gelöscht. Ich mußte jedoch feststellen, daß seit 1982 
sämtliche Datenausdrucke über dienstliche Telefon- 

gespräche in der PTB aufgewahrt wurden und Aufbe- 

wahrungs- oder Vernichtungsregelungen dafür nicht 

bestanden. 

Die PTB hat die vorhandenen, nicht erforderlichen 

Listenausdrucke im Anschluß an meine Kontrolle 

vernichtet. 

In der die Telefondatenverarbeitung regelnden Haus- 
verfügung der PTB, die erst im Juni 1992 unter 

Beteiligung der Personalvertretung erlassen worden 

war, waren die Grundsätze einer datenschutzgerech- 
ten Gestaltung der Telefondatenverarbeitung be- 
dauerlicherweise nicht berücksichtigt worden. 

Unter Hinweis auf die zum Zeitpunkt der Kontrolle 

noch geltenden wie auf die neuen DAV habe ich der 
PTB dringend die Abstellung der datenschutzrecht- 
lichen Defizite empfohlen. 

Die PTB hat zwischenzeitlich alle meine datenschutz- 
rechtlichen Empfehlungen und Forderungen aner- 
kannt und datenschutzgerecht reagiert. So wurden 
datenschutzrechtliche Defizite umgehend abgestellt 
und notwendige technische Änderungen — soweit mit 
der vorhandenen Telefonanlage möglich — veranlaßt. 
Die PTB hat mir ferner zugesichert, bei der im Jahre 
1993/94 vorgesehenen Installationen einer bereits 
beantragten neuen ISDN-TK-Anlage die Anforderun- 
gen des Datenschutzes voll zu berücksichtigen. Über 
das weitere Verfahren werde ich mich informieren 
lassen. 

Aus vorgenannten Gründen habe ich gemäß $ 25 
Abs. 2 BDSG von einer Beanstandung abgesehen. 

9.6 Der künftige Dienstherr/Arbeitgeber darf nicht 

alles und jedes fragen 

Im Berichtszeitraum hatte ich mich immer wieder mit 
der Frage zu befassen, welche personenbezogenen 
Daten im Rahmen eines Bewerbungsverfahrens erho- 
ben und im Falle einer Einstellung gespeichert wer- 
den dürfen. Ich wurde u.a. mit der Zulässigkeit 

bestimmter Fragen auf Bewerberfragebögen und mit 
dem Problem, was mit den Unterlagen abgewiesener 
Bewerber zu geschehen hat, konfrontiert. 

Im Berichtszeitraum hat das Neunte Gesetz zur Ände- 
rung dienstrechtlicher Vorschriften, das seit 1. Januar 
1993 in Kraft ist (vgl. 9.2), für Beamte in $ 90 Abs. 4 

BBG festgelegt, daß der Diensthert personenbezo- 
gene Daten über Bewerber nur erheben darf, soweit 
dies zur Begründung und Durchführung des Dienst-
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verhältnisses erforderlich ist. Fragebogen, mit denen 

solche personenbezogenen Daten erhoben werden, 

bedürfen vom 1. Januar 1994 an der Genehmigung 
durch die zuständige oberste Dienstbehörde ($ 90 

Abs. 4 Satz 2 BBG). Der Grundsatz, daß von Bewer- 

bern nur die zur Begründung und Durchführung des 
Dienstverhältnisses erforderlichen Daten erhoben 

werden dürfen, gilt übrigens nicht nur für Bewerber, 

die Beamte werden wollen, sondern — aufgrund der 

Rechtsprechung der Arbeitsgerichte — auch für 

Bewerber um eine Anstellung als Angestellte oder 
Arbeiter. $ 90 Abs. 4 BBG und der aufgeführte 

arbeitsrechtliche Grundsatz machen deutlich, daß die 
datenschutzrechtlichen Grenzen für die Erhebung 
von Personaldaten durch den Dienstherrn/Arbeitge- 

ber schon bei der Gestaltung von Bewerberfragebö- 
gen beachtet werden müssen. 

Ich erwarte von der Regelung in $ 90 Abs. 4 Satz 2 
BBG, daß in Zukunft Bewerberfragebögen vereinheit- 
licht und auf die notwendigen Fragen beschränkt 
werden. Vor dem Hintergrund dieser Regelung sind 
z.B. folgende, mir bekannt gewordene Fragen, in 
Bewerberfragebögen grundsätzlich unzulässig: 

— Wohnsitz seit dem 16. Lebensjahr 

— Zweitwohnsitz 

— Geburtsdatum, Geburtsort, Kreis, Bundesland/ 
Staat und Staatsangehörigkeit des Ehegatten 

— Vornamen, Geburtsdaten, Beruf/Tätigkeit, Fami- 
lienstand und Sterbejahr der Eltern 

— frühere und jetzige Zugehörigkeit zu Vereinen, 
Organisationen und Parteien 

— Angehörige außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland 

Zumindest problematisch sind folgende in der Praxis 
auftauchende Fragen: 

— Wehr-/Ersatzdienst 

Für Zwecke der Personalplanung ist es sicherlich 
wichtig zu wissen, ob ein Bewerber seinen Wehr- oder 

einen Ersatzdienst noch abzuleisten hat. Es ist jedoch 

unerheblich, wie er dieser Verpflichtung nachgekom- 
men ist und vollkommen ausreichend, die Frage nach 

Wehr- oder Ersatzdienst mit ja oder nein zu beantwor- 

ten. Wegen der sonst bestehenden Diskriminierungs- 
gefahr ist stets gemeinsam nachzufragen. 

— Finanzelle Verpflichtungen 

Erste Voraussetzung für die Zulässigkeit einer ent- 
sprechenden Frage ist, daß die Tatsache einer Über- 

schuldung für die konkret auszuübende Tätigkeit 
überhaupt eine Rolle spielt. 

Erforderlich für die Beurteilung, ob eine Überschul- 
dung vorliegt, können nicht alle finanziellen Ver- 
pflichtungen eines Bewerbers sein, sondern nur sol- 
che, die das Einkommen erheblich belasten und über 

das übliche Maß einer Kreditaufnahme (z. B. für den 

Bau eines Hauses) hinausgehen. Bei der Aufnahme 

dieser Frage in einen Personalfragebogen ist deshalb 
ein strenger und eindeutiger Maßstab (z.B. über- 
schreiten die finanziellen Verpflichtungen einen   

wesentlichen Prozentsatz des Einkommens?) vorzu- 

geben. 

— Gerichtliche Straf- und Ermittlungsverfahren 

Bei Ausschreibung eines konkreten Arbeitsplatzes ist 
die Frage nach Vorstrafen dann und nur soweit 

zulässig, als sie für diesen Arbeitsplatz von Bedeutung 

ist (BAG AP Nr. 25 zu $ 123 BGB). Die Fragestellung 

muß daher entsprechend konkretisiert und einge- 
grenzt werden. 

Auch die Frage nach schwebenden Ermittlungsver- 
fahren kann bei Vorliegen bestimmter Voraussetzun- 

gen zulässig sein. Dem Arbeitgeber/Dienstherrn kann 

ein Fragerecht aber nur insoweit zugestanden wer- 
den, als er ein berechtigtes, billigenswertes und 
schützwürdiges Interesse an der Beantwortung seiner 
Frage für das Arbeitsverhältnis hat. Dieses Interesse 
muß objektiv so stark sein, daB dahinter das Interesse 

des Arbeitnehmers am Schutz seines Persönlichkeits- 
rechtes und der Unverletzlichkeit seiner Individual- 
sphäre zurücktritt. Die uneingeschränkte Frage nach 
Ermittiungsverfahren ohne Bezug zu dem zu beset- 
zenden Arbeitsplatz ist in der Regel unzulässig. 

Ausdrücklich möchte ich hier darauf hinweisen, daß 
ein schwebendes Verfahren nicht ohne weiteres zur 
Nichteinstellung des Bewerbers führen darf. In sol- 
chen Fällen muß eine weitere Sachaufklärung, z. B. im 
Rahmen eines Gespräches mit dem Bewerber, vorge- 

nommen werden. Der Bewerber muß also Gelegen- 
heit haben, auf die Hintergründe näher einzugehen 

und Zweifel an seiner Eignung auszuräumen. 

Meine Erfahrungen zeigen allerdings, daß ein Über- 
maß an Datenerhebung nicht allein dadurch verhin- 
dert werden kann, daß überhaupt nur das Gesamtmaß 

der für die Begründung und Durchführung des Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses erforderlichen Fragen ge- 
stellt wird. Von hoher Bedeutung ist auch, in welchem 
Stadium des Bewerbungs- und Einstellungsverfah- 
rens Fragen an den Bewerber gerichtet werden. 

Insbesondere bei Einstellungen einer Gruppe von 
Bewerbern, aber auch bei Einstellungsverfahren nach 
Ausschreibungen lassen sich im allgemeinen eine 
erste Phase bis zur Vorauswahl der grundsätzlich 

geeigneten Bewerber und eine zweite Phase, in der 
die endgültige Auswahlentscheidung getroffen wird, 

unterscheiden. 

Für die Entscheidung zur Vorauswahl (erste Phase) 

müssen nicht alle Daten bekannt sein, die der Dienst- 

herr/Arbeitgeber bei der endgültigen Entscheidung 
benötigt. Deshalb empfehle ich ein zweistufiges 

Bewerbungsverfahren, in dem in einer ersten Phase 
nur Fragen gestellt werden, die die grundsätzliche 

Eignung des Bewerbers erkennen lassen. Bei Bewer- 

bern, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, brau- 

chen weitere Fragen nicht gestellt zu werden. Nur die 
grundsätzlich geeigneten Bewerber hätten erst dann 

eine weitere Gruppe von Fragen zu beantworten, in 
der alle für die endgültige Auswahlentscheidung 
erforderlichen Informationen enthalten sind. Dabei 

kann die Notwendigkeit bestimmter Fragen in der 

ersten Phase durchaus von einer Laufbahn oder Funk- 

tion zur anderen unterschiedlich sein. 
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Im allgemeinen darf ein Bewerber mıt einem Frage- 

bogen, der in der ersten Verfahrensphase verwendet 

wird, z.B. nach Staatsangehörigkeit, Alter, Ablei- 

stung von Wehr-/Zivildienst (allerdings nur mıtja oder 

nein), Ausbildung sowie Schwerbehinderung gefragt 
werden. Fragen nach dem Familienstand, nach Vor- 

namen oder Geburtsdaten von Angehörigen sowie 

nach dem Beruf des Ehegatten sind in dieser Phase 

ohne Belang. Angaben zu den Eltern sind bei volljäh- 
rigen Bewerbern ebenfalls nicht erforderlich. Auch 

nach krankheitsbedingten Ausfallzeiten, gesundheit- 
lichen Dauerschäden, schweren Krankheiten, Vor- 

strafen/laufenden Verfahren, wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen (auch derzeitiges Gehalt oder derzeitige 
Besoldungsgruppe) und nach der Verfassungstreue 

{auch nach Orden und Ehrenzeichen, soweit sie für die 

Prüfung der Verfassungstreue relevant sınd) darf in 
dieser Verfahrensstufe in der Regel nicht gefragt 
werden; die Frage nach einer Schwerbehinderung ist 

zulässig, braucht in der ersten Phase des Einstellungs- 

verfahrens aber nicht Grad, Dauer und Art dieser 
Behinderung zu umfassen. Ausnahmen für einzelne 

dieser Fragen sind bei bestimmten Laufbahnen und 
Funktionen möglich. 

Nach der Vorauswahl findet in der Regel in einer 
zweiten Phase die Auswahlentscheidung statt. Dabei 

wırd auch geklärt, ob Einstellungshindernisse vorlie- 

gen. Verfahrenstechnisch könnte in dieser Phase der 

Bewerberfragebogen um die zusätzlich erforderlichen 
Fragen ergänzt werden. Es kann aber auch ein ergän- 

zender Fragebogen oder ein neuer Fragebogen aus- 
gefüllt werden. In dieser Entscheidungsphase dürfen 
z. B. — soweit sie nicht bereits im früheren Stadium als 
zulässig angesehen werden — für die Begründung 
und Durchführung des Dienst-/Arbeitsverhältnisses 
erforderliche Fragen nach dem Familienstand (verhei- 

ratet/nicht verheiratet), Anzahl und Alter von Kindern 

etc. gestellt werden. 

Bei Kontrollen habe ich festgestellt, daß sich Einstel- 

lungsbehörden von den Bewerbern bereits zu Beginn 

des Auswahlverfahrens den gesamten Personalbogen 
(Personalfragebogen), z. T. auch den Besoldungsbo- 
gen ausfüllen lassen. Nach den o. a. Grundsätzen 
begegnet dies Bedenken. 

Vor dem dargestellten Hintergrund werde ich mich 

gegenüber dem für das öffentliche Dienstrecht zustän- 
digen Bundesminister des Innern weiterhin dafür 
einsetzen, seinen Personalbogen, der von vielen 

Dienstherren gerade auch in den neuen Bundeslän- 

dern als Vorbild für die Gestaltung eigener Fragebö- 
gen verwendet wird, den beschriebenen Vorgaben 

anzupassen (s. auch 13. TB S. 25/26). 

In den an mich gerichteten Eingaben wurden auch die 
von vielen Behörden im Rahmen des Einstellungsver- 

fahrens durchgeführten Bewerber-Gruppengesprä- 

che, in deren Verlauf Bewerber ihren Lebenslauf und 

ihr soziales Umfeld in Anwesenheit von Mitbewer- 

bern einer Auswahlkommission darstellen müssen, 

kritisiert. Ich halte dieses Verfahren für unzulässig. 

Eine Bundesbehörde hat versucht, das Verfahren 

damit zu rechtfertigen, daß Bewerbern in dieser 

Gesprächsphase Befangenheit und Nervosität ge- 

nommen werden solle. Dies ist aber kein Grund, 
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Bewerber zur Preisgabe ihrer personenbezogenen 

Daten an die jeweiligen Mitbewerber zu veranlassen. 

Selbstverständlich bestehen keine Bedenken gegen 

ein Gruppengespräch über ein neutrales Thema. 

Nach Abschluß des Einstellungsverfahrens sind 
Bewerbungsunterlagen einschließlich Bewerberfra- 

gebogen an abgelehnte Bewerber zurückzugeben, 
weil die darin enthaltenen Informationen für den 

Dienstherm/Arbeitgeber nicht mehr erforderlich sind. 

Die Rückgabe der Unterlagen setzt allerdings voraus, 

daß das Bewerbungsverfahren abgeschlossen ist, was 
u. a. bedeutet, daß die Personalvertretung im Rahmen 

ihrer Beteiligung bei Einstellungen auch über abge- 

lehnte Bewerber unterrichtet wurde. In Zusammen- 

hang mit einer Eingabe, in der ein abgelehnter 
Bewerber die Herausgabe des ausgefüllten Personal- 
bogens verlangte, konnte ich auch das Auswärtige 

Amt von dieser Rechtsauffassung überzeugen. 

9.7 Angefochtene Beurteilungen dürfen in 
Personalakten nur mit Vorbehalt gespeichert 

werden. 

Ein Beamter des Bundeskriminalamtes hat sich dage- 
gen gewandt, daß die letzte Beurteilungsnote in seiner 

Personalakte gespeichert wurde, obwohl er gegen die 
Beurteilung Widerspruch eingelegt hatte. Er befürch- 
tete hierdurch Nachteile. 

Zur Lösung des Anliegens kann nunmehr das Bundes- 

beamtengesetz in der Fassung des 9. Dienstsrechtsän- 
derungsgesetzes (s. o. 9.2) herangezogen werden. 
Danach sind Unterlagen über Beschwerden, Behaup- 
tungen und Bewertungen, auf die die Tilgungsvor- 
schriften des Disziplinarrechts keine Anwendungen 
finden, mit Zustimmung des Beamten unverzüglich 

aus der Personalakte zu entfernen und zu vernichten, 

falls sie sich als unbegründet oder falsch erwiesen 

haben ($ 90e Abs. 1 Nr. 1 BBG). 

$90e Abs. 1Nr. 1BBG istnach seinem klaren Wortlaut 

auch auf dienstliche Beurteilungen anzuwenden. Dies 
wird zwar bestritten, aber die unmittelbare Anbin- 
dung des Halbsatzes „dies gilt nicht für dienstliche 
Beurteilungen“ an $ 90e Abs. 1 Nr. 2 BBG zeigt, daß 

sich diese Ausnahmeregelung nur auf die Nummer 2 
bezieht. Auch eine am Zweck der Vorschrift orien- 
tierte Auslegung bringt kein anderes Ergebnis, da 
kein Grund dafür ersichtlich ist, daß Beurteilungs- 
noten in Personalakten verbleiben sollten, wenn sie 
sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben. 

In dem der Eingabe zugrunde liegenden Fall hat mir 
das Bundeskriminalamt zugesichert, die angefoch- 
tene Beurteilung bis zur endgültigen Entscheidung in 
der Personalakte als streitbefangen zu kennzeichnen 

und diese Tatsache bei Personalmaßnahmen gebüh- 
rend zu berücksichtigen. Damit konnte ein Ergebnis 
erzielt werden, das in der Sache eine Sperrung der 
angefochtenen Beurteilung, nämlich deren Kenn- 
zeichnung mit dem Ziel, ihre Verwendung einzu- 
schränken, darstellt ($ 12 Abs. 4 in Verbindung mit 
$ 35 Abs. 4 und $ 3 Abs, 5 Nr. 4 BDSG).
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9.8 Personalnebenakten viel zu umfangreich 

Bei der Kontrolle eines Hauptzollamtes hatte ich 

Gelegenheit, einen Teilbereich der Praxis bei der 

Führung von Personalakten, nämlich der sogenann- 

ten Personalnebenakten, in der Zollverwaltung ken- 

nenzulernen. 

Das kontrollierte Hauptzollamt führte nämlich nur 

Personalnebenakten. Die eigentlichen Personalakten 

wurden bei der zuständigen Oberfinanzdirektion 

{OFD) geführt. Ein Vergleich einzelner Personal- 

nebenakten mit der Personalhauptakte ergab, daß die 

Nebenakten mit nur geringen Einschränkungen Du- 

plıkate der Hauptakte waren. Dies ist unzulässig. 

$ 90 Abs. 2 Satz 3 BBG i. d. F. des Neunten Gesetzes 

zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 

11. Juni 1992 enthält Regelungen über die Führung 

von Nebenakten. Nach dieser Vorschrift dürfen 

Nebenakten, das sind Unterlagen, die sıch auch in der 

Grundakte oder in Teilakten befinden, nur solche 

Informationen enthalten, deren Kenntnis zur rechtmä- 

Bigen Aufgabenerfüllung der betreffenden Behörde 

erforderlich ist. 

Die Nebenakten bei dem kontrollierten Hauptzollamt 

hätten daher nur Unterlagen enthalten dürfen, die für 

dessen Aufgabenerfüllung erforderlich waren, wie 

z. B. Aufzeichnungen über Zuweisung und Dienstan- 

tritt, Fehlzeiten, Funktionsübertragungen, Beförde- 

rungen und ähnliches. Die vorgefundenen Unterlagen 

in den Nebenakten überschritten bei weitem dıeses 

Maß. Nicht in die Personalnebenakten gehörende 

Unterlagen sind z. B. die Erklärung über die Treue- 

Pflicht, die Darstellung des dienstlichen Werdeganges 

des Beamten in der Finanzverwaltung, die Mitteilung 

über die vorläufig festgesetzte Vergütungsgruppe, 

das Beiheft „Beurteilungen“ und die Berechnung zur 

Festsetzung des Besoldungsdienstalters. 

Die festgestellte Dimensionierung der Personal- 

nebenakten stellt nicht nur einen formalen Verstoß 

dar. Sie verletzt auch den Grundsatz, daß der Kreis der 

mit den Personalakten befaßten Beamten möglichst 

eng zu halten ist (BVerwG in NJW 1987 S. 1214; BAG 

in NZA 1988 S. 53ff.). 

Ich habe das Bundesministerium der Finanzen aufge- 

fordert, darauf hinzuwirken, daß Personalnebenakten 

in seinem Geschäftsbereich so geführt werden, wie 

$ 90 Abs. 2 Satz 3 BBG dies verlangt. Das Bundesmi- 

nisterium der Finanzen hat mir dies zwischenzeitlich 

zugesagt. Ich werde die Einhaltung dieser Zusage 

überwachen. 

9.9 Anonyme Hinweise an den Dienstherrn 

Eine Bundesbahndirektion erhielt mehrere anonyme 

Hinweise, daß ein Beamter einer Nebentätigkeit bei 

einer Gebäudereinigung nachgehe und dort auch in 

einer Zeit gearbeitet habe, während der er gegenüber 

der Deutschen Bundesbahn Dienstunfähigkeit ange- 

geben hatte. Ohne zunächst den Beamten über das 

Vorbringen zu informieren und ihn dazu zu befragen, 

wandte sich die Deutsche Bundesbahn unmittelbar an 

das Reinigungsunternehmen. Eine telefonische Rück-   
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frage dort ergab, daß der Beamte seitmehreren Jahren 

eine Nebentätigkeit ausübte, ohne daß ihm die dafür 

nach $ 65 BBG erforderliche Genehmigung erteilt 

worden war. Daraufhin wurde das Reinigungsunter- 

nehmen von der DB um Mitteilung von Einzelheiten 

ersucht Dabei wurde insbesondere — ohne Nennung 

des Grundes — auf die Zeiträume abgehoben, in 

denen sıch der Beamte in der fraglichen Zeit beı der 

Deutschen Bundesbahn krank gemeldet hatte. 

Nach dem in $ 13 Abs. 2 Satz 1 BDSG normierten 

Ersterhebungsgrundsatz sind ım Regelfall personen- 

bezogene Daten beim Betroffenen selbst zu erhe- 

ben. 

Vorliegend halte ich jedoch eine Abweichung von 

dem Ersterhebungsgrundsatz aufgrund der Vorschrif- 

ten des $ 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BDSG i. V.m. $ 26 

Abs. 1 und 2 der Bundesdisziplinarordnung (BDO) für 

gerechtfertigt. 

$ 26 Abs. 2 BDO schreibt vor, daß dem Beamten im 

Rahmen eines Vorermittlungsverfahrens Gelegenheit 

zu geben ist, sich zu äußern, sobald es ohne Gefähr- 

dung des Ermittlungszweckes möglich ist. Dabei lie- 

gen Art und Umfang der Vorermittlungen im pflicht- 

gemäßen Ermessen des Dienstvorgesetzten. Welche 

Ermittlungshandlungen ım einzelnen und in welcher 

Reihenfolge durchgeführt werden, rıchtet sich nach 

der Lage des jeweiligen Einzelfalles. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß das dern Beamten im 

Disziplinarverfahren zustehende Recht auf Gewäh- 

rung rechtlichen Gehörs nicht nur Ausdruck von 

Rechtsstaatlichkeit, sondern auch der Fürsorgepflicht 

des Dienstherrn ($ 79 BBG) ist. Zur Fürsorgepflicht des 

Dienstherrn gehört es auch, darüber zu wachen, daß 

dem Beamten das rechtliche Gehör ordnungsgemäß, 

insbesondere rechtzeitig, gewährt wird. Gerade bei 

anonymen Anzeıgen muß sich der Dienstvorgesetzte 

bei weiteren Ermittlungen zunächst Zurückhaltung 

auferlegen, um seiner Fürsorgepflicht zu genügen 

und den Beamten vor unberechtigten Angriffen zu 

schützen. Das darf allerdings die gebotene Sachauf- 

klärung nicht verhindern. Der Ermittlungsführer muß 

deshalb abwägen, ob und wann der Beamte im 

Vorermittlungsverfahren zu beteiligen ist. 

In dem der Eingabe zugrunde liegenden Fall habe ich 

mich der Auffassung der Deutschen Bundesbahn 

angeschlossen, eine vorherige Anhörung des Beam- 

ten hätte die Aufklärung des Sachverhaltes wahr- 

scheinlich verhindert oder zumindest wesentlich 

erschwert. Dabei fiel besonders ins Gewicht, daß der 

Betroffene besonders enge Beziehungen zu Personen 

im Bereich des Reinigungsunternehmens unterhielt. 

9.10 Vorsicht bei der Durchführung von Verfahren 

zur Personalauswahl und Personalförderung, 

besonders wenn Privatfirmen mitwirken 

Der Personalrat beim Zentralamt für Mobilfunk — Te- 

lekom — hat mir vorgetragen, wegen der Neuorgani- 

sation des Mobilfunks sei geplant, bei der Durchfüh- 

rung von Assessment-Center-Verfahren zur Auswahl 

von künftigen Fach- und Führungskräften, Privatfir- 

men zu beteiligen. Zur Vorbereitung solcher Verfah- 
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ren sollten von den in die Verfahren einbezogenen 

Mitarbeitern Daten erhoben werden. In einem dazu 

bestimmten „Fragebogen zu persönlichen Daten/ 

Ausbildungsweg, beruflichem Werdegang“ sollte 
u.a. nach dem Ausbildungsweg (auch Prüfungser- 

gebnisse), dem beruflichen Werdegang (auch Motive 

für einen etwaigen Firmenwechsel), nach weiteren 

Tätigkeitsschwerpunkten im Bereich der Telekom, 

nach besonderen beruflichen Leistungen, außerberuf- 

lichen Aktivitäten und persönlichen Interessen 
gefragt werden. 

Gegen die Durchführung solcher Assessment-Center- 

Verfahren habe ich aus datenschutzrechtlicher Sicht 
grundsätzlich keine Bedenken. 

Zum Schutz des Persönlichkeitsrechts der an einem 
solchen Verfahren beteiligten Mitarbeiter sind jedoch 
die Grundsätze über den Schutz von Personaldaten zu 
beachten. So ist das im $ 90 Abs. 4 Satz 1 BBG 

verankerte und in der Rechtsprechung der Arbeitsge- 

richte anerkannte Prinzip zu beachten, daß personen- 
bezogene Daten über Beamte und andere Mitarbeiter 
nur erhoben werden dürfen, soweit dies zur Durchfüh- 
rung des Dienstverhältnisses erforderlich ist. Perso- 
nenbezogene Daten der am Verfahren beteiligten 
Mitarbeiter dürfen deshalb nur insoweit erhoben 
werden, als sie für die Vorbereitung, Durchführung 

und Nachbereitung der Assessment-Verfahren wirk- 

lich erforderlich sind. Hierbei ist ein strenger Maßstab 
anzulegen. Dies gilt auch deswegen, weil zur Erzie- 

lung einer objektiven und vorurteilsfreien Bewertung 
der Teilnehmer an dem Assessment-Center-Verfah- 
ren möglichst wenig personenbezogene Daten aus der 
bisherigen Tätigkeit des Mitarbeiters in das Verfahren 
eingeführt werden sollten. Zu viele Daten aus dem 
Vorfeld des Verfahrens wären für das Ergebnis gera- 
dezu kontraproduktiv. 

Mit dem mir zugeleiteten Fragebogen sollten, wie 
eingangs dargestellt, weit mehr Daten erhoben wer- 
den als für die Vorbereitung, Durchführung und 

Nachbereitung der Assessment-Center erforderlich 
sind. 

Auch die Tatsache, daß mittels des Fragebogens die 
Daten beim Betroffenen selbst erhoben werden, ver- 

mag die Erhebung über das Maß des für die Durch- 
führung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses Erfor- 
derlichen hinaus nicht zu rechtfertigen. Von einer 
wirksamen Einwilligung in die Datenerhebung kann 
nämlich nicht ausgegangen werden, denn für die 
Betroffenen besteht tatsächlich ein faktischer Zwang 
zur Offenbarung dieser Daten an den Arbeitgeber, da 

sie im Falle der Verweigerung nicht zum Assessment- 
Center-Verfahren zugelassen werden und damit 

Nachteile für ihr weiteres berufliches Fortkommen 
befürchten müssen. 

Die Datenerhebung muß bei Assessment-Center- 
Verfahren auch deshalb auf das wirklich Erforderliche 
begrenzt werden, weil die Daten an die mit der 
Durchführung des Verfahrens beauftragte Privatfirma 
übermittelt werden sollen. Für Beamte gilt $ 90d 
Abs. 2 Satz 1 BBG. Für die Übermittlung ist also die 

Einwilligung des Beamten erforderlich. Für Ange- 
stellte und Arbeiter gilt nichts anderes. Eine solche 

70 

  

Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Einwilligung darf von Mitarbeitern nur im Rahmen 
des für das Assessment-Center-Verfahren wirklich 

Erforderlichen verlangt werden. 

Soweit eine Datenübermittlung an die Privatfirma 

zulässig ist, muß durch vertragliche Vereinbarung 
sichergestellt sein, daß der Empfänger diese nach den 
Grundsätzen über den Umgang mit Personaldaten 
verarbeitet und nutzt. Insbesondere muß gewährlei- 

stet sein, daß die Privatfirma die Daten nur für den 

Zweck nutzt, zu dem sie ihr überlassen worden sind, 
und die Daten unverzüglich löscht, wenn das Assess- 

ment-Center-Verfahren — einschließlich Nachberei- 
tung — abgeschlossen ist. 

Ich habe meine vorstehend dargestellte Auffassung 
dem Hauptpersonalrat bei der Generaldirektion der 
Telekom mitgeteilt. Daraufhin wurde kurzfristig eine 
„Dienstvereinbarung zur Durchführung der Auswahl 
von Führungskräften im Bereich Mobilkommunika- 
tion“ zwischen dem Vorstand der Telekom und dem 
Hauptpersonalrat, die den Datenschutz bei den 
betroffenen Mitarbeitern sicherstellen soll, abge- 

schlossen. Ich behalte mir vor, mich ggf. direkt an die 
Telekom zu wenden, um eine datenschutzgerechte 

Durchführung des geplanten Verfahrens sicherzustel- 
len. 

9.11 Was darf dem Konkurrenten um eine Stelle im 
öffentlichen Dienst im gerichtlichen Verfahren 

über andere Bedienstete mitgeteilt werden? 

Aufgrund der Eingabe eines Personalrates hatte ich 
mich mit datenschutzrechtlichen Problemen der Kon- 

kurrentenklage im öffentlichen Dienst zu beschäfti- 
gen. Typischerweise wendet sich ein Beamter mit 

einer solchen Klage dagegen, daß nicht er, sondern 
ein anderer Mitarbeiter des Dienstherm befördert 

wird oder eine bestimmte Stelle erhält. 

Von datenschutzrechtlicher Relevanz sind hierbei die 

Fragen, weiche Daten des zum Zuge gekommenen 
Konkurrenten der Dienstherr dem Verwaltungs- 
gericht und welche Daten dieses gegenüber dem Klä- 
ger und etwaigen sonstigen Beteiligten offenbaren 
darf. 

Nach $ 99 Abs. 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung (VwGO) sind Behörden zu Auskünften gegen- 
über dem Gericht verpflichtet. Die oberste Aufsichts- 
behörde kann allerdings eine Auskunft u.a. dann 
verweigern, wenn ein Vorgang nach einem Gesetz 

oder seinem Wesen nach geheimgehalten werden 
muß ($ 99 Abs. 1S.2 VwGO). Zwar unterliegen die in 

Personalunterlagen enthaltenen personenbezogenen 
Daten einer besonderen Geheimhaltung. Das macht 
aber Auskünfte über personenbezogene Daten, die 
aus Personalakten stammen, nicht unzulässig, soweit 
sie für eine sachgerechte Entscheidung, z.B. über 
eine Konkurrentenklage, erforderlich sind. Allerdings 
ist eine Durchbrechung des Personalaktengeheimnis- 
ses auch gegenüber einem Verwaltungsgericht nur 
nach entsprechender Abwägung in jedem Einzelfall 

unter Anlegung strenger Maßstäbe erlaubt. Die 

Behörde hat dabei die Interessen der Wahrheitsfin-


